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Traktandum 1 
 

 
 

43. Mitteilungen 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Ich begrüsse alle Anwesenden ganz herzlich zur 14. Sit-
zung der laufenden Legislatur. Es ist ein bisschen eine besondere Sitzung und wir hoffen alle, 
dass sie nicht allzu lange dauert. Wir haben für morgen noch ein Reservedatum abgemacht. 
Wir werden beraten, von welchem Zeitpunkt an wir uns dafür entscheiden, die Sitzung allen-
falls morgen noch zu gebrauchen. Wir sind aber immer noch guter Hoffnung, dass sie nicht 
gebraucht wird. Deshalb ist es uns ein grosses Anliegen, heute Abend möglichst schnell mit 
den Geschäften durchzukommen. Die nächste Präsidialkonferenz findet am 22. Juni 2015 
statt. Die Fraktionspräsidien haben heute die Einladung erhalten. Wir bitten Sie, je eine Zwei-
erdelegation zu melden. Nun darf ich Stadtrat Hanspeter Hilfiker noch kurz das Wort erteilen. 
 
Hanspeter Hilfiker, Stadtrat: Es geht um das Generationenhaus: Die Motion dazu ist vom 
Einwohnerrat im November 2014 überwiesen worden. In der Zwischenzeit haben wir mit der 
Bibliothek verschiedene Aktionen lanciert. Am 20. Mai 2015 gab es einen grossen Workshop, 
in welchem sämtliche Anspruchsgruppen und auch die Motionärinnen mit dabei waren. Bis 
Ende dieser Woche haben die Motionärinnen noch einmal die Möglichkeit, Rückmeldungen 
auf diese Resultate anzubringen. Anschliessend bereitet die Bibliothek das Geschäft zu Han-
den des Stadtrates auf. Nach den Sommerferien wird die Vorlage zum Einwohnerrat kommen. 
Dies noch zu Ihrer Information über den aktuellen Stand.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Ich möchte noch ankünden, dass wir die Traktandenliste 
umstellen müssen: Aus verfahrenstechnischen Gründen müssen wir das Traktandum 5 nach 
vorne nehmen. Wir werden nach den Anfragen dieses Traktandum behandeln, und zwar in der 
Hoffnung, dass es keine lange Diskussion auslöst. Stadtrat Werner Schib wird uns dann noch 
sagen, weshalb wir das so machen müssen.      
 
Es liegen keine Entschuldigungen vor. Somit liegt das absolute Mehr bei 26.  
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Traktandum 2 
 

GV 2014 - 2017 / 149 
 

44. Anfrage Ulrich Fischer und Peter Jann: Bauliche Entwicklung in den 
Gartenstadtquartieren 
 

 
Am 16. Mai 2015 haben Ulrich Fischer (Pro Aarau) und Peter Jann (GLP) eine schriftlich 
begründete Anfrage mit folgenden Fragen eingereicht: 
 
1. Wie beurteilt der Stadtrat Geschwindigkeit und Qualität der Bautätigkeiten in den Gar-

tenstadtquartieren? 
 
2. Wie werden im Moment in Baubewilligungsverfahren die Richtlinien Gartenstadt und die 

Zielsetzungen aus dem Raumentwicklungskonzept formell und informell berücksichtigt? 
Werden z.B. Bauherrschaften auf die Richtlinien Gartenstadt hingewiesen (z.B. Umfrie-
dung, Aufschüttungen, Baulinien, Begrünung der Vorgärten etc.). Wird die Umweltfach-
stelle der Stadt Aarau in die Baubewilligungsverfahren einbezogen? 

 
3. Welche Anstrengungen (rechtlich, informativ etc.) unternimmt die Stadt Aarau, um uner-

wünschte Entwicklungen bis zur rechtsverbindlichen Umsetzung der BNO bzw. deren 
Voranwendung zum Erhalt des ortstypischen Bilds zu korrigieren? Welche Massnahmen 
wären möglich? 

 
4. Welche rechtlichen und andere Möglichkeiten bestehen für die Stadtverwaltung, die Exe-

kutive und die Legislative bis zur Inkraftsetzung der neuen BNO, um die unerwünschte 
Entwicklungen im Rahmen von Baubewilligungsverfahren zu korrigieren? 

 
Lukas Pfisterer, Stadtrat: Ich beantworte Ihnen gerne diese Anfrage zum Thema "Garten-
stadt". Vielleicht haben Sie heute den Newsletter der Stadt Aarau bekommen und aktuell ge-
sehen, dass wir mitten in der Revision sind. Sie werden diese Woche eine Einladung für die 
öffentliche Mitwirkungsveranstaltung vom 23. Juni 2015 im KUK erhalten. Da werden wir 
mit der öffentlichen Mitwirkung zur Revision der BNO beginnen. Diese wird bis Ende Sep-
tember dauern. Deshalb beantworte ich Ihnen die Anfrage mündlich, damit sie gleich heute 
noch beantwortet werden kann. 
 
Frage 1: Der Stadtrat beurteilt die Geschwindigkeit der Bautätigkeit in der Gartenstadt als 
verhältnismässig bescheiden und kontinuierlich. Gesuche für Ersatzneubauten sind nicht sehr 
zahlreich. Die Qualität der Veränderungen ging in den letzten Jahren dank der Richtlinien 
Gartenstadt, welche in der Anfrage ebenfalls angesprochen wurden, und auch dank der Sensi-
bilisierung der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer und dank der Begleitung durch 
die Stadtbildkommission grundsätzlich in die gewünschte Richtung. Grundsätzlich deshalb, 
weil es keine Regeln ohne Ausnahmen gibt.   
 
Frage 2: Die Stadtbildkommission beurteilt und begleitet vorliegende Baugesuche qualitativ 
vor dem Hintergrund des Raumentwicklungsleitbildes und aufgrund der Gartenstadtrichtli-
nien. Die von uns gewünschte und erwartete Qualität ist in den Gartenstadtrichtlinien be-
schrieben. Die Bauherrschaften werden, wenn immer möglich, frühzeitig auf die Gartenstadt-
richtlinien hingewiesen und auch aktiv in diese Richtung hin beraten. Die Richtlinien Garten-
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stadt basieren nicht in erster Linie auf ökologischen, sondern auf raumplanungsrechtlichen 
Kriterien und auf gewünschten Entwicklungsbildern. Dennoch wird die Umweltfachstelle für 
die Beurteilung beigezogen. Dies passiert nicht in jedem Fall, sondern selbstverständlich dort, 
wo es notwendig ist. 
 
Frage 3: Die Anstrengungen passieren heute vorab durch Beratung, sei es relativ früh durch 
das Stadtbauamt oder auch durch die Stadtbildkommission, wenn das Baugesuch konkreter 
wird. Das passiert manchmal auch in verschiedenen Runden, und die Baugesuche werden 
mehrmals angeschaut. Letztlich versucht man durch Überzeugungsarbeit anhand guter Bei-
spiele, auf welche man hinweist, die erwünschte Richtung zu erhalten. Es geht teilweise auch 
soweit, dass wir einer Bauherrschaft quasi einen "Götti" anbieten. Das ist ein Mitglied der 
Stadtbildkommission, welches sich einem Baugesuch etwas näher annimmt, mit der Bauherr-
schaft zusammensitzt und gute Lösungen sucht. Die Anfragesteller erwähnen richtigerweise, 
dass die Richtlinien zurzeit rechtlich nicht durchsetzbar sind, da sie nicht in der Bau- und 
Nutzungsordnung enthalten sind. Genau deshalb möchte man bei der Revision der BNO die 
Kernelemente aus den Gartenstadtrichtlinien in die BNO überführen. Damit würden sie 
grundeigentümerverbindlich. Von nächster Woche an werden Sie sich selber überzeugen bzw. 
nachlesen können, inwiefern dies passiert ist.  
 
Frage 4: Man versucht, wie gesagt, im Moment in erster Linie auf der Gesprächsbasis eine 
Lösung zu erreichen. Das klappt auch meistens. Zudem existieren in unserer BNO bereits die 
Vorschriften über die Einpassung. Diese sind verbindlich. Falls alles nichts nützt und die 
Vorhaben tatsächlich nicht mit unseren Vorstellungen vereinbar sind, gibt es noch zwei Mög-
lichkeiten: Einerseits ist das die Bausperre, mit welcher ein Vorhaben zwei Jahre lang blo-
ckiert werden kann. Das entspricht quasi einem Moratorium. Andererseits ist die Planungszo-
ne ein noch erweitertes Instrument. Dieses ist für fünf Jahre möglich. Damit können tatsäch-
lich unerwünschte Entwicklungen eines ganzen Gebietes gestoppt und Baugesuchsbewilli-
gungen nur soweit gesprochen werden, soweit sie der gewünschten Entwicklung entsprechen. 
Ein solches Moratorium wäre rechtlich möglich, mussten wir bis jetzt aber noch nie ausspre-
chen. Bis jetzt konnten wir auf der Gesprächsebene die Lösungen so erreichen, wie wir sie 
wünschten.               
 
Die Anfragesteller sind von dieser Antwort nicht befriedigt. Sie werden aus Zeitgründen eine 
Stellungnahme an der nächsten Einwohnerratssitzung abgeben.  
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Traktandum 5 
 

GV 2014 - 2017 / 146 
 

45. Nachtragskredite 2015, 1. Serie 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Mit Botschaft vom 18. Mai 2015 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat zu diesem Geschäft den folgenden 
 
Antrag: Der Einwohnerrat möge das aufgeführte Zusatzkreditbegehren 2015, 1. Serie, 

von 620'000 Franken gutheissen. 
 
Das Zusatzkreditbegehren betrifft die Fussgänger- und Velobrücke Lindenhof, Konto 
6220.F62.5.065. Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 2. Juni 2015 beraten und 
empfiehlt es einstimmig gutzuheissen. Auf ein Kommissionsreferat wird verzichtet.  
 
Werner Schib, Stadtrat: Mein Anliegen war primär, dass dieses Geschäft heute beraten wird 
und nicht, dass dies gleich am Anfang sein muss. Der Baumeister hat eine Submission einge-
reicht und möchte mit Bauen beginnen können. Wenn wir das erst im August beschliessen, 
weil es auf der Traktandenliste mit einem Sternchen versehen ist, würden wir riskieren, dass 
der Baumeister abspringt bzw. dann keine Zeit mehr hat. Deshalb bedanke ich mich für das 
Vorziehen des Traktandums.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden  
 
Beschluss 
 
Der Einwohnerrat heisst das aufgeführte Zusatzkreditbegehren 2015, 1. Serie, von 
620'000 Franken gut. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum. 
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Traktandum 3 
 

GV 2014 - 2017 / 133 
 

46. Stabilo 2: Beschlüsse zu Massnahmen zur Verbesserung des Ergebnis-
ses der Erfolgsrechnung und zur Beschränkung des Volumens der Net-
toinvestitionen 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Mit Botschaft vom 27. April 2015 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat 74 Anträge zu Massnahmen zur Verbesserung des Ergebnisses der Er-
folgsrechnung und zur Beschränkung des Volumens der Nettoinvestitionen. Um eine effizien-
te und nicht endlose Beratung dieses Geschäftes durchzuführen, haben Sie bereits eine Über-
sichtsliste mit allen Anträgen des Stadtrates sowie den Abänderungsanträgen, mit Ausnahme 
der beiden, welche heute noch gekommen sind, erhalten. Zudem hat Sie der Ratssekretär am 
vergangenen Freitag über den Vorgehensvorschlag informiert. Ich werde diesen Vorschlag 
noch einmal wiederholen, damit Sie sehen, wie wir das vorgesehen haben: Wir würden zuerst 
die Diskussion und die Abstimmung über den Rückweisungsantrag der SVP durchführen. 
Hierbei bitten wir um Voten ausschliesslich zur Rückweisung und keine Grundsatzdiskussio-
nen. Falls die Rückweisung abgelehnt wird, würden wir die Diskussion und Abstimmung über 
den Vorschlag der schriftlichen Abstimmung machen. Es geht darum, ob wir über die unbe-
strittenen Punkte wirklich schriftlich abstimmen wollen. Bei dieser Liste können Sachen auch 
noch gestrichen werden, wenn man z.B. doch noch über einen dieser Anträge diskutieren 
möchte. Das kann am Anfang gesagt werden und dann wird dieser Antrag aus der Liste ge-
strichen. Von diesen 74 Anträgen sind 42 Anträge auf diesem schriftlichen Wahlzettel. Ge-
mäss § 21 Abs. 3 des Geschäftsreglements des Einwohnerrats braucht es einen Viertel der 
Stimmen, um eine schriftliche bzw. geheime Abstimmung durchführen zu können. Wenn die-
se Abstimmung erledigt ist, werden wir die Grundsatzdebatte zu Stabilo 2 führen. Dabei wäre 
es gut, wenn Sie bereits das, was Sie anschliessend bei den Anträgen sagen möchten, gleich 
schon in Ihr Grundsatzreferat hineinpacken könnten, damit wir bei der Beratung der einzelnen 
Anträge nicht zu viel Zeit verlieren. Nach der Grundsatzdebatte werden wir die schriftliche 
Abstimmung durchführen. Wir müssen dann schauen, wieviel Zeit das benötigt, um den 
Stimmzettel für diese 42 oder weniger Anträge auszufüllen. Die schriftlichen Wahlzettel wer-
den eingezogen und im Hintergrund ausgewertet. Die Stimmzähler können dabei hierbleiben 
und erst am Schluss das Resultat bestätigen. Wir machen den Vorschlag, eine Redezeitbe-
schränkung für die einzelnen Anträge von max. 3 Minuten einzuführen. Wir werden schauen, 
ob eine Mehrheit diesem Vorschlag zustimmen kann. Am Schluss führen wir die Diskussion 
und Abstimmung zu den einzelnen Abänderungsanträgen durch. Dabei bitten wir Sie, sich 
wirklich möglichst kurz zu halten. Zu diesem Vorgehen gibt es keine Wortmeldungen. Somit 
kommen wir zum Rückweisungsantrag der SVP, den diese am 11. Juni 2015 eingereicht 
hat. Der Rückweisungsantrag lautet wie folgt:  
 
Die Beschlüsse zu Massnahmen zur Verbesserung des Ergebnisses der Erfolgsrechnung und 
zur Beschränkung des Volumens der Nettoinvestitionen sind an den Stadtrat zurückzuweisen. 
Der Stadtrat wird aufgefordert, dem Einwohnerrat eine überarbeitete Version von Stabilo 2 
zu unterbreiten, welche den Zielsetzungen (analog Botschaft vom 26. August 2013) entspre-
chen. 
 
Die FGPK hat an ihrer Sitzung vom 2. Juni 2015 diesen Rückweisungsantrag abgelehnt.  
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Beat Krättli: Bestellt haben wir einen kompletten Bausatz für ein Büchergestell – geliefert 
worden ist ein Sack mit ein paar Schrauben und Holzteilen. So ungefähr präsentiert sich uns 
Stabilo 2. Mit 700'000 Franken für externe Unternehmensberater resultiert ein Produkt, das 
nicht annähernd mit der Zielsetzung und dem Auftrag übereinstimmt, welchen wir dem Stadt-
rat im August 2013 erteilt haben. Immer, wenn guter Rat teuer ist, schwingt die Politik die 
Steuer- und Gebührenkeule. Um eines gleich vorwegzunehmen: Wir sind nicht gegen Stabi-
lo 2, im Gegenteil. Wir wehren uns aber gegen eine Verwässerung eines klaren und eindeuti-
gen Auftrages, welchen diese Legislative hier erteilt hat. In einer Würdigung des gesamten 
Massnahmenpakets muss nüchtern festgestellt werden, dass nicht primär der Sparwillen im 
Vordergrund steht, sondern vielmehr eine schleichende Anpassung auf der Ertragsseite. Sa-
lamitaktik, oder anders ausgedrückt: Schuldenwirtschaft soll mit Steuererhöhungen kaschiert 
werden. 4 bis 6 Mio. Franken sind anvisiert gewesen und bei 3 Mio. Franken beginnt jetzt das 
Aushandeln, damit wir dann aller Voraussicht nach heute Nacht um 24 Uhr oder morgen 
Abend bei ungefähr 2 Mio. Franken oder weniger Einsparpotential enden. Verantwortungslo-
sigkeit, Populismus, Unredlichkeit – das war so ungefähr im Grossen und Ganzen die Reakti-
on der Ratslinken, als sie von unserem Rückweisungsantrag zu Stabilo 2 aus der Presse erfah-
ren haben. Drei Fragen seien erlaubt: Ist es verantwortungsvoll, finanzpolitische Ziele aus 
opportunistischen Gründen über Bord zu werfen? Ist es nicht eher populistisch, eine Schein-
spardebatte zu initiieren, welche mit dem ursprünglichen Auftrag nicht annähernd etwas zu 
tun hat? Ist es redlich, dem Bürger Sparwillen vorzugaukeln und bereits eine happige Steuer-
erhöhung auf der Agenda zu führen? Immerhin findet die FDP unseren Rückweisungsantrag 
sympathisch, gibt sich allerdings der Illusion hin, heute Abend noch ein glaubwürdiges Spar-
paket schnüren zu können. Wenn Rot-Grün von einem ausgewogenen Gesamtpaket und er-
brachten Opfern schreibt, ist es allerhöchste bürgerliche Pflicht, ganz genau hinzuschauen. 
Transparenz herrscht bei unseren roten Freunden einzig in Bezug auf die bereits angekündig-
ten Vorbehalte sowie im unerschütterlichen Willen, den Aarauer Fiskallämmern über Gebüh-
ren und Steuern kräftig an die Wolle zu gehen, sprich in die Tasche zu greifen. Nein, meine 
Damen und Herren, da machen wir nicht mit. Eines sollte uns klar sein: Eine Steuererhöhung 
hat in dieser Stadt auf absehbare Zeit nicht den Hauch einer Chance, wenn nicht gleichzeitig 
auf der Ausgabenseite Remedur geschaffen wird. Für uns ist das eine Frage der Konsequenz 
zu Transparenz und auch der Ehrlichkeit. Solange die Sparbemühungen den Charakter kosme-
tischer Retuschen aufweisen, gehören Steuererhöhungen ins Land der etatistischen Träume-
reien. Aber was soll es, überlassen wir doch die Klärung dieser Frage dem Souverän. Spätes-
tens im Herbst dieses Jahres wird es ein Ende mit dem Schweigen der Lämmer haben. Bis es 
aber soweit ist, sollten wir dem Stadtrat die Chance geben, Stabilo 2 nachzubessern und ein 
Massnahmenpaket vorzulegen, welches dem ursprünglichen Auftrag gerecht wird. Ein Mass-
nahmenpaket, welches auftragskonform, glaubwürdig und zielführend ist. Da wir bekannt für 
konstruktive Kritik sind, haben wir hier ein kleines Sparschwein, welches ich der Frau Stadt-
präsidentin überreichen darf. Es steht ein Betrag darauf, welcher so in etwa die Zielgrösse 
darstellt. Es ist in diesem Rat etwas in Vergessenheit geraten, wie es sich anhört, wenn man 
spart, deshalb werfe ich jetzt ein Geldstück in das Schwein hinein. Was diesem Stadtrat fehlt, 
ist eine Grossmutter, welche auf dem Tafelsilber sitzt. Das ist traurig, aber wahr. Weil es ja 
unsere Aufgabe ist, diese Sparbemühungen und den Sparwillen eng zu verfolgen und zu 
überwachen, habe ich auch für unsere Ratspräsidentin ein Abacus light mitgebracht. Damit 
kann wunderbar vollzogen werden, ob die Sparbemühungen dann auch fruchten. Man kann es 
auch für ganz normale Ratsabstimmungen benutzen, das ist nicht verboten. Langer Rede, kur-
zer Sinn oder umgekehrt: Wir bitten Sie selbstverständlich, unseren Rückweisungsantrag im 
Interesse eines gesunden Finanzhaushaltes der Stadt Aarau anzunehmen und den vorliegenden 
Antrag an den Stadtrat zurückzuweisen.  
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Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Ich werde mich bei diesem Rückweisungsantrag auf ein 
paar wichtige Punkte konzentrieren und hier keine Grundsatzdebatte vom Stapel reissen, wie 
es ja eigentlich auch angedacht ist. Für den Stadtrat war es ganz wichtig, dass im Hinblick auf 
die Budgetierung 2016 ein solches Paket geschnürt werden kann. Deshalb hat man z.B. darauf 
verzichtet, abzuwarten, wie die Umsetzung der Verwaltungsorganisation passieren soll. Man 
hat auch verzichtet, abzuwarten, was die Abklärungen des Kulturauftrags ergeben. Man hat 
alles daran gesetzt, dass man heute, und rechtzeitig auf die Budgetierung 2016 hin, mit einem 
ersten Paket kommen kann. Das war eigentlich ein Ziel. In der Zeit, seit die Berichte alle vor-
lagen, mussten diese gewürdigt und Massnahmen daraus ebenfalls gewürdigt und beurteilt 
werden. In dieser gegebenen Zeit war es mit den vorhandenen Ressourcen möglich, das Paket 
zu schnüren, welches Ihnen nun vorliegt. Es ist dem Stadtrat vollkommen bewusst, dass die-
ses Paket allein nicht einfach zum Ziel führt. Aber es war uns wichtig, dass auf die Budgetie-
rung hin ein solches Paket vorliegt. Es war dem Stadtrat auch wichtig, diesen Prozess in der 
kurzen Zeit so zu gestalten, dass es möglich war, in drei Sitzungen mit dem Begleitgremium 
einen Austausch zu pflegen, in welchem die Gelegenheit bestand, diese Massnahmen zu dis-
kutieren und eigene Vorschläge einzubringen. In dieser Zeit ist die Art, wie der Stadtrat die 
Projektabwicklung gedacht und diese immer auch transparent dargestellt hat, nie in Frage 
gestellt worden. Aus diesem Grunde ist für den Stadtrat der Rückweisungsantrag schwer ver-
ständlich. Der Stadtrat schätzt es, wenn Diskussionen über Inhalte geführt werden. Diese In-
halte liegen nun vor. Er ist der Meinung, dass bei einer Unterstützung dieses Paketes ein kla-
res Signal für die Budgetierung gesetzt wird, auch im Wissen darum, dass in Zukunft weitere 
Anstrengungen notwendig sein werden. Es ist für den Stadtrat ganz klar, dass dieser Prozess 
weitergehen muss. In diesem Sinne nimmt er auch die geäusserten Bedenken ernst und nimmt 
sie für die weitere Phase auf. Wie gesagt, was der Stadtrat Ihnen vorlegt, ist das Ergebnis, was 
in der vorhandenen Zeit möglich gewesen ist. Der Stadtrat ist der Meinung, dass das vorlie-
gende Paket als Ganzes ausgewogen ist für eine politische Diskussion und dem Einwohnerrat 
übergeben werden kann, damit er an dem Paket auch noch modellieren und seine Verantwor-
tung wahrnehmen kann. Der Stadtrat steht im jetzigen Stadium zu seinem Vorschlag. Er ist 
darauf angewiesen, dass Sie den Vorschlag jetzt würdigen und daran herummodellieren, wie 
das ja auch verschiedene von Ihnen bereits getan haben, indem Sie Anträge eingereicht haben. 
Die Rückweisung würde bedeuten, dass sich der Stadtrat bezüglich des Budgets 2016 überle-
gen müsste, welche Massnahmen er jetzt einstellt und welche vielleicht noch nicht, ob er ab-
warten soll, was die Verwaltungsorganisation und der Kulturauftrag bringt. Das wären alles 
Anschlussfragen, welche sich der Stadtrat stellen müsste. Der Stadtrat ist der Meinung, dass 
mit einer Rückweisung nichts gewonnen wird und dass an der Zielsetzung, bei welcher wir ja 
scheinbar alle übereinstimmen, nämlich den Finanzhaushalt zu stabilisieren, festgehalten 
werden soll. Wir wissen noch nicht genau, was in welchem Moment möglich ist, aber bei der 
Zielsetzung haben wir ein Commitment. Deshalb möchte Sie der Stadtrat sehr bitten, diesen 
Rückweisungsantrag abzulehnen, auf die Diskussion einzusteigen, Ihre Aufgabe wahrzuneh-
men und an diesem Paket mitzumodellieren.     
       
Oliver Bachmann: Wir sind heute am Sparen und ich beginne gleich damit, Zeit zu sparen, 
indem ich zu diesem Rückweisungsantrag auch für die Fraktion der Grünen und der SP-
Fraktion Stellung nehme: Wir sind am Sparen. Diesen Antrag, geschätzte SVP, hätten Sie sich 
heute wirklich sparen können. Wir haben kein Verständnis für den Rückweisungsantrag. Drei 
Gründe dafür: Im Laufe des Stabilisierungsprozesses haben wir über Opfersymmetrie gespro-
chen. Die Fraktionen waren sich einig, dass alle etwas geben und alle von ihrer bisherigen 
Haltung abweichen müssen, um den Haushalt der Stadt Aarau zu sanieren. Wie um Himmels 
Willen kommt die SVP-Fraktion auf die Idee, dass sie die einzigen sind, welche nichts geben 
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müssten? Zweitens gibt es im Stadtrat eine bürgerliche Mehrheit. FDP, SVP und CVP, welche 
im Einwohnerrat genau 24 Sitze haben, besitzen im Stadtrat eine Mehrheit. Kritik am Stadtrat 
ist im besten Falle Selbstkritik. Drittens war die SVP-Fraktion in der vorbereitenden Arbeits-
gruppe beteiligt. Sie hatte die Möglichkeit, eigene Sparideen einzubringen. Das hat sie aber 
nicht getan. Sie hatte die Möglichkeit, weitere Abklärungen anzustossen. Das hat sie aber 
auch nicht getan. Wenn man sich an einem solchen Prozess beteiligt, sollte man ein Mindest-
mass an Bereitschaft zeigen, Kompromisse mitzutragen. Das heisst nicht, dass man zu allem 
Ja und Amen sagen muss, aber eine Kompromissbereitschaft sollte vorhanden sein. Mir ist 
bewusst, dass nicht die gesamte SVP-Fraktion die kompromisslose Haltung von Beat Krättli 
teilt. Ich wünschte mir daher, dass man nach der Ablehnung des Rückweisungsantrags eine 
sachlich fundierte Diskussion führen könnte, auch mit den konstruktiven Teilen der SVP.  
 
Lukas Häusermann: Die CVP-Fraktion teilt mit der SVP die Enttäuschung über das Resultat 
des Stabilo-Projektes. Wir sehen aber die Rückweisung als den falschen Weg an. Ich komme 
nachher noch darauf zurück, weshalb wir enttäuscht sind. Ich bleibe bei der Rückweisung. Es 
geht darum, und Oliver Bachmann hat das schon angetönt, dass man die vielzitierte "Opfer-
symmetrie" nun einmal mit Händen greifen kann. Heute geht es darum, auf der Ausgabenseite 
zu schauen, wie gross die Opferbereitschaft ist. Dieser Diskussion möchten wir uns nicht ver-
schliessen. Deshalb finden wir es wichtig, dass die Diskussion heute geführt wird. Mit der 
Rückweisung würde es unserer Ansicht nach einfach so herauskommen, dass dieses Vorhaben 
aufgeschoben, aber keine Verbesserung der Situation eintreten würde. Aus diesem Grunde 
sind wir gegen die Rückweisung.   
 
Ueli Hertig: Heute beraten wir das Ergebnis des Stabilisierungsprozesses für die laufende 
Rechnung. Dass unsere Fraktion nicht gerade begeistert hinter Stabilo 2 gestanden hat, ist 
wohl kein Geheimnis. Nun aber das Resultat des ganzen Prozesses, welcher ja bereits 2012 
eingeleitet worden ist, zurückzuweisen, ist für unsere Fraktion sicher nicht der richtige An-
satz. Auch zu sagen, der Stadtrat habe die Aufgaben nicht erfüllt, ist aus meiner Sicht falsch. 
Vielmehr haben die bürgerlichen Vertreter im Begleitgremium ihre Hausaufgaben nicht rich-
tig gemacht. All diejenigen, welche erwartet haben, dass noch mehr Einsparungen gefunden 
würden, die mehrheitsfähig wären, waren etwas naiv. Aus diesen Gründen lehnen wir den 
Rückweisungsantrag der SVP einstimmig ab.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung über den Rückweisungsantrag der SVP: 
 
Der Rückweisungsantrag der SVP wird mit 37 Nein-Stimmen gegen 13 Ja-Stimmen abge-
lehnt. 
 
Christoph Waldmeier: Im eigenen Interesse: Gemäss Geschäftsreglement dürfen wir bei 
Abstimmungen, welche klar sind, nur die Mehrheit feststellen. Ich würde gerne den Ord-
nungsantrag stellen, dass die Stimmen nicht jedes Mal vollständig ausgezählt werden müs-
sen, wenn es klar ist. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur  
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Abstimmung über den Ordnungsantrag auf Verzicht des Auszählens: 
 
Der Ordnungsantrag wird mit 36 Ja-Stimmen gegen 11 Nein-Stimmen angenommen. 
 
Susanne Heuberger: Mein Votum halte ich im Sinne einer Fraktionserklärung. Wie nicht 
anders erwartet, wurde der Rückweisungsantrag der SVP-Fraktion zu Stabilo 2 gleich vorhin 
von der ratslinken Mehrheit und der fast grösstmöglichen Unterstützung von FDP und CVP 
deutlich und wortwörtlich versenkt. Dem Einwohnerrat steht damit eine Debatte bevor, wel-
che Stabilo 2 von Anfang an grobfahrlässig zur reinen Alibiübung macht. Enden wird das 
Projekt als teurer Rohrkrepierer. Damit werden satte 700'000 Franken an Steuergeldern mut-
willig in den Sand gesetzt. Vier Hauptgründe lassen Stabilo 2 bereits heute Abend zum 
Scherbenhaufen verkommen. Zum ersten Grund: Alle für das Projekt Stabilo 2 ursprünglich 
definierten Ziele werden vorsätzlich missachtet, ausgehebelt und verkommen über weite Stre-
cken zur reinen Makulatur. Wenn die Frau Stadtpräsidentin sagt, bezüglich Zielsetzung herr-
sche Einigkeit, ein sog. Agreement, dann muss ich ihr widersprechen. Die Zielsetzung ist im 
Grossen und Ganzen die Stabilisierung des Finanzhaushaltes. Wir haben einzelne, ganz kon-
krete Ziele, und nicht einfach nur eine vage Vermutung formuliert. Der zweite Grund, wes-
halb Stabilo 2 bereits heute Abend zum Rohrkrepierer wird: Die von Anfang an ungenügende 
Vorlage, und das attestiert ja auch die FDP und die CVP, und nicht nur wir, wird von Rot-
Grün heute Abend abgeschwächt und regelrecht zerzaust werden. Der dritte Grund: Die von 
der FDP eingereichten, nach meiner Einschätzung sehr guten Optimierungsvorschläge zur 
Zielerreichung dieses Projektes, werden heute Abend keine politischen Mehrheiten finden. 
Und der vierte Grund, und das ist für mich ein ganz fahrlässiger: Stabilo 2 wird ganz offen-
sichtlich als Pseudolegitimation für eine massive Steuerfusserhöhung missbraucht. Nichts 
anderes bedeutet das Wort "Opfersymmetrie", welches wir heute Abend noch oft hören wer-
den. Opfersymmetrie hatten wir in den letzten paar Jahren immer. Es war immer eine Sym-
metrie, bei welcher man vor allem den Steuerzahler in die Pflicht nehmen wollte. Auch das 
wird nicht funktionieren. Das, was also heute Abend als sog. Sparpaket Stabilo 2 zur Diskus-
sion steht, verdient seinen Namen deshalb in keiner Art und Weise. Das Resultat ist eine reine 
Mogelpackung und eine einzige Enttäuschung. Fakt ist, dass das seit Jahren bestehende Un-
vermögen zum Masshalten und Verzichten unvermindert weitergeht. Für diese politische 
Charakterschwäche soll zum Schluss einmal mehr der Bürger mittels Steuerfusserhöhung zur 
Kasse gebeten werden. Die SVP Aarau-Rohr distanziert sich entschieden von solchem Den-
ken und noch mehr von solchem Handeln. Unsere Einwohnerratsfraktion hat deshalb be-
schlossen, sich nicht an der heutigen Scheindebatte rund um das Massnahmenpaket Stabilo 2 
zu beteiligen und wird den Abstimmungsaufrufen keine Folge leisten. Das heisst nichts ande-
res, als dass wir ab sofort in den temporären Ausstand treten. Als Konsequenz verzichtet un-
sere Fraktion auf die Sitzungsentschädigung von 80 Franken pro Person, und zwar heute 
Abend und, wenn es notwendig wird, auch morgen Abend. Wir leisten damit einen kleinen, 
symbolischen Beitrag zum Abbau der städtischen Schuldenwirtschaft. Man kann sich diesem 
Vorhaben gerne anschliessen. Wir setzen uns seit Jahren konsequent und ehrlich für eine 
nachhaltige Sanierung des Aarauer Finanzhaushaltes ein. Genau deshalb fordern wir, dass der 
Stadtrat und auch das Parlament jetzt die komplette Einhaltung aller im August 2013 definier-
ten Ziele für Stabilo 2 wahrnimmt. Wenn ich Ueli Hertig höre, welcher zugibt, dass Stabilo 2 
von der Ratslinken von Anfang an als sog. Rohrkrepierer angesehen worden ist, dann hat er 
nichts anderes erzählt, als was wir schon lange gewusst haben. Sie haben sich damit selber 
entlarvt. Sollte die Exekutive und die Mehrheit der Legislative diesen Auftrag weiterhin grob-
fahrlässig verletzen, werden wir uns spätestens im Rahmen der Budgetdebatte und der obliga-
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torischen Volksabstimmung zur Wehr setzen. Sparwillen nur vorzugaukeln, und in Tat und 
Wahrheit den Steuerzahler wie eine Weihnachtsgans auszunehmen, tolerieren wir nicht.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Da keine solchen Stellungnahmen vorgesehen sind, kön-
nen Sie nachher bei Eintreten auf die Debatte Ihre Voten abgeben. Wir kommen nun zur Dis-
kussion und Abstimmung über die schriftliche Abstimmung. Die FGPK hat an ihrer Sitzung 
vom 2. Juni 2015 einstimmig entschieden, dem Einwohnerrat zu beantragen, dass über alle 
unbestrittenen Kenntnisnahmen schriftlich abgestimmt wird. Das Ratsbüro, d.h. der Ratssek-
retär und ich, hat sich entschieden, das noch mit den Massnahmen der Kategorie 7, d.h. Mass-
nahmen, welche im Budget 2016 abgebildet werden, zu ergänzen. Sie haben die Liste mit 
allen Anträgen am Freitag bereits erhalten. Darin ist ersichtlich, wo wir schriftliche Abstim-
mungen beantragen. Wie ich schon gesagt habe, besteht nun auch die Möglichkeit, Massnah-
men noch von dieser Liste zu streichen, um über diese offen abzustimmen. Es liegen keine 
solchen Streichungswünsche vor. Wie schon gesagt, braucht es einen Viertel der Stimmen der 
anwesenden Einwohnerräte, das wären also 13 Stimmen. Somit kommen wir zur  
 
Abstimmung über die schriftliche Abstimmung der 42 unbestrittenen Massnahmen: 
 
Der Einwohnerrat beschliesst mit 39 Ja-Stimmen, über die 42 unbestrittenen Massnahmen 
schriftlich abzustimmen. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Grundsatzdebatte. Ich bitte hier, 
wie gesagt, um konzentrierte, kurze Voten und wenn möglich auch schon Voten über die Ab-
änderungsanträge, welche Sie unterstützen möchten oder nicht. Die FGPK hat das Geschäft 
an ihrer Sitzung vom 2. Juni 2015 ausführlich beraten und ein paar Abänderungs- und Ergän-
zungsanträge formuliert. Diese haben Sie in der Übersicht ebenfalls bereits erhalten.  
 
Markus Hutmacher, Präsident FGPK: Ich möchte noch kurz etwas klären, denn für mich 
ist es nicht ganz klar: Ist die SVP-Fraktion jetzt im Ausstand? Da bin ich der Meinung, dass 
sie jedes Mal bei den Abstimmungen den Saal verlassen müssten. Oder was ist jetzt genau 
ihre Position hier im Saal? Ich möchte das einfach zuerst schnell geklärt haben, denn nach 
Reglement heisst Ausstand, dass man den Saal verlässt. Andernfalls verstehe ich nicht ganz, 
was die SVP-Fraktion hier tut. 
 
Susanne Heuberger: Wir haben keine rechtliche Voraussetzung, dass wir in den Ausstand 
treten müssten. Wir verzichten freiwillig auf die Teilnahme. Wir gehen davon aus, dass wir 
hier im Saal bleiben und einfach nicht abstimmen. 
 
Markus Hutmacher, Präsident FGPK: Die FGPK hat sich am 2. Juni 2015 mit Stabilo 2 
beschäftigt. Als Auskunftspersonen sind uns Stadtpräsidentin Jolanda Urech, die Leiterin Fi-
nanzen Madeleine Schweizer und Stadtrat Hanspeter Hilfiker zur Verfügung gestanden. Wei-
ter gab uns Herr Lorenz Bösch von der für das Gesamtprojekt federführenden BHP Hanser 
und Partner AG Auskunft. Zudem stand uns Schulpflegepräsident Daniel Fondado zu den 
Geschäften in der Massnahmengruppe Volksschule und Musikschule zur Verfügung. Vor der 
eigentlichen Berichterstattung möchte ich mich aber für einmal ganz speziell bei Stefan Ber-
ner für die kompetente und vor allem schnelle Protokollführung bedanken und darauf hinwei-
sen, dass diese sogar noch am Samstagmorgen früh fertiggestellt wurde, damit wir mehr Zeit 
für die Vorbereitung dieser Sitzung hatten. Die Stadtpräsidentin stellte einleitend fest, dass 
man mit dem vorliegenden Projekt Stabilo 2 auch wichtige Erfahrungen gemacht hat. In die-
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sem Sinne ist Stabilo 2 mehr als ein Projekt, es ist ein Prozess. Von den gemachten Erfahrun-
gen wird man auch in Zukunft profitieren können. Für das Projekt Stabilo 2 hat man sich 
konkrete Ziele gesetzt. Es hat sich aber auch gezeigt, dass der Prozess sehr lange und fordernd 
war, insbesondere auch für die Verwaltung. Nebst den umfangreichen Arbeiten für Stabilo 2 
lief auch immer das Tagesgeschäft. Die Zielsetzungen wurden im Hinblick auf das Jahr 2018 
gesetzt. Der Stadtrat will dem Einwohnerrat mit der vorliegenden Botschaft zeigen, wie der 
aktuelle Stand im Hinblick auf das Budget 2016 ist. In diesem Sinne ist der Weg das Ziel. Der 
eingeschlagene Weg führt über Stabilo 2 hinaus weiter. Die ursprünglich genannten Zahlen 
waren geschätzt und viele Massnahmen wirken erst verzögert. Die Stadt muss auch Entwick-
lungsmöglichkeiten haben, weshalb eine Anpassung des Investitionsvolumens von 15 auf 20 
Mio. Franken pro Jahr erfolgt ist. Der Stadtrat konnte feststellen, dass ein Umdenken in der 
Verwaltung und im Stadtrat stattgefunden hat. So wird heute vieles hinterfragt oder man 
schaut, dass einfachere oder günstigere Lösungen realisiert werden können. Der weitere Weg 
soll mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern absolviert werden. Der Stadtrat will die Leute 
einbeziehen und verhindern, dass gute Leute gehen. Die Ziele müssen mit einer gewissen 
Verhältnismässigkeit angegangen werden. Der Stadtrat musste sich bei der Beratung der 
Sparmassnahmen zusammenraufen. Er hat aber jetzt das Gefühl, dass ein ausgewogenes Paket 
vorliegt. Ich werde in der nun folgenden Berichterstattung auf die Wiedergabe von klaren und 
unbestrittenen Abstimmungsergebnissen zu einzelnen Massnahmen verzichten, da diese ja 
alle auch im schriftlichen Protokoll festgehalten sind. Momentan sind keine weiteren Folge-
projekte von Stabilo geplant. Hingegen ist vorgesehen, dass die nun laufenden Prozesse wei-
tergehen. Der Stadtrat wird sich auch Gedanken darüber machen, wie künftig der Budgetpro-
zess verlaufen soll. Bezüglich der Einsparungsmöglichkeiten beabsichtigt der Stadtrat, gewis-
se Bereiche noch zu vertiefen. Aus der Mitte der Kommission wurde darauf hingewiesen, 
dass der laufende Prozess auch zu einem Umdenken in der Verwaltung führe. Man kenne 
plötzlich Zahlen und interessiere sich dafür. Dieser Effekt ist nicht zu unterschätzen. Die 
Handlungen der Politik haben sowohl intern als auch extern eine gewisse Wirkung. Auf die 
Frage, weshalb der Stadtrat Berichte akzeptiert hat, mit welchen man eigentlich nicht ganz 
zufrieden war, erläuterten die Auskunftspersonen, dass es nicht so war, dass man die Berichte 
einfach so akzeptiert habe, sondern dass man einige überarbeiten liess. Zum Bericht über die 
Verwaltungsreform ist anzumerken, dass in der Ausschreibung keine Verwaltungsreform im 
Detail, sondern ein Konzept verlangt worden ist. In diesem Sinne hat der Bericht die Zielset-
zung eigentlich erreicht. Es sind in der Folge nun politische Entscheide und allenfalls Vertie-
fungen notwendig. Ich komme nun zu den einzelnen Massnahmengruppen. Massnahmen-
gruppe A, Verwaltungsorganisation A 1 / Umsetzung der neuen Verwaltungsstruktur: Fach- 
und Stabstellen sind freiwillige Aufgaben und können jederzeit politisch hinterfragt werden. 
Der "Bericht 1" empfiehlt, diese Stellen periodisch zu überprüfen bzw. die Frage zu stellen, 
ob es diese Leistungen noch braucht. Ein Auftrag für die Überprüfung der Fachstellen bei den 
Sozialen Diensten wurde bereits erteilt. Eine befristete Stelle kann ohne Beschluss des Ein-
wohnerrates nicht mehr verlängert werden. Massnahme A2 / Stärkung des Ressorts Stadtprä-
sidium: Die Kommission wollte wissen, ob die Erhöhung der Stellenprozente der Mitglieder 
des Stadtrates geplant sei. Die Auskunftspersonen erläuterten, dass diese Überprüfung bereits 
vor einigen Jahren erfolgt ist. Der Einwohnerrat hat damals eine Änderung abgelehnt. Vorlie-
gend geht es um eine Unterstützung des Stadtpräsidiums im strategischen Bereich. Massnah-
mengruppe B, Verringerung der Unterhaltskosten, die der Erfolgsrechnung belastet werden, 
B2 / Einführung einer städtischen Immobilienstrategie: Mit der Immobilienstrategie sollen 
Aussagen gemacht werden, was die Ziele (z.B. Rendite, sozialer Wohnungsbau) der Liegen-
schaftspolitik sind, d.h. wie die Strategie für jede einzelne Liegenschaft aussieht. Es besteht 
ein respektabler Immobilienbesitz, welcher einen wichtigen Ertrag abwirft, aber auch Unter-
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haltskosten generiert. Für jede Liegenschaft soll eine langjährige Strategie entwickelt werden. 
Dadurch soll längerfristig auch die Bewirtschaftung des Immobilienbesitzes erleichtert wer-
den. Die Strategie soll künftig konsequent verfolgt werden. Die Effizienz wird sich erst lang-
fristig einstellen und schlussendlich auch in der Investitionsrechnung positive Auswirkungen 
haben. Die bestehenden Ressourcen in der Abteilung Immobilien reichen nebst der Bewälti-
gung des Tagesgeschäftes nicht aus, um diese Arbeiten zeitgerecht zu erledigen. Die Kom-
mission stimmte der Immobilienstrategie mit 8 gegen 3 Stimmen zu. Massnahmengruppe C, 
Kultur: Der ausstehende Bericht soll im August 2015 vorliegen. Ein erster Berichtsentwurf 
zeigt ein Sparpotential von rund 400'000 Franken. Aus der Mitte der Kommission wird der 
Antrag gestellt, dass für die Massnahmengruppe C, Kultur, ebenfalls eine separate Vorlage 
mit Genehmigung durch den Einwohnerrat erarbeitet wird. In der Gegenüberstellung der bei-
den Anträge beschloss die FGPK, den Antrag aus der Kommission im Verhältnis 7:4 dem 
stadträtlichen vorzuziehen. Massnahmengruppe D, Nutzung der Liegenschaften im Verwal-
tungsvermögen: Diese Massnahmengruppe führte zu keiner grossen Diskussion und entspre-
chend wurden die Massnahmen alle einstimmig begrüsst. Massnahmengruppe E, Bewirtschaf-
tung der Liegenschaften im Finanzvermögen, E1 / Anhebung der Mietzinse für die vermiete-
ten Liegenschaften im Finanzvermögen auf das Niveau der Marktmiete: Die Anpassung eines 
Mietzinses ist vor allem bei einem Mieterwechsel möglich. Grundsätzlich sollen die Mieten 
aber an die Marktmieten angepasst werden. Allfällige Abweichungen sollen transparent aus-
gewiesen werden. Auch bisher wurden Mieten nicht bewusst subventioniert. Es geht vor al-
lem darum, die ursprünglichen Mieten wieder dem Marktniveau anzupassen. Es gelten auch 
für die Stadt die üblichen, gesetzlichen Grundlagen im Mietrecht. Das Potential dieser Mass-
nahme schwankt je nach künftigem Mieterwechsel. Die notwendigen Anpassungen werden 
schon jetzt laufend gemacht. Für allfällige sozialpolitische Interventionen eignen sich vor 
allem die Baurechte. Zur Massnahme E1 wurde in der Kommission trotzdem der Antrag ge-
stellt, die Formulierung "Anhebung der Mietzinse" in "Annäherung der Mietzinse" zu ändern. 
Dieser Antrag wurde mit 6 gegen 5 Stimmen gutgeheissen. Massnahmengruppe F, Volks-
schule, F1 / Verringerung der Zahl der Schulklassen durch Flexibilisierung der Grenzen der 
Schulkreise: Die Schulpflege unterstützt diesen Antrag des Stadtrates. Die Massnahmen wer-
den bereits seit zwei Jahren umgesetzt. Grössere Klassen sind vor allem in den grossen Schul-
anlagen denkbar. Die Schwankungen der Schülerzahlen können dazu führen, dass das Ein-
sparpotential ändern kann. Bei einem Zuwachs von Schülern müssten dann aber allenfalls die 
Klassen geteilt werden, was dann wieder zu Mehraufwand führen kann. Massnahme F2 / Ver-
zicht auf Blockzeiten in der 5. und 6. Klasse: Die Schulpflege ist gegen den Abbau dieser 
Leistung. Die Blockzeiten haben sich etabliert. In der 5. Klasse werden 2 Blockzeitenlektio-
nen angeboten, in der 6. Klasse ist es 1 Lektion. Die Abschaffung der Blockzeiten führte in 
der 5. Klasse dazu, dass die 5. Klasse weniger Unterricht hätte als die 4. Klasse. Ein Verzicht 
auf die Blockzeiten könnte zu einem Zuwachs bei den FuSTA-Kosten führen. Trotz den Aus-
führungen der Vertretung der Schulpflege stimmte die Kommission mit 10 gegen 1 Stimme 
dem stadträtlichen Antrag zu. Massnahme F3 / Kostengünstigere Schulinformatik: Die Schul-
pflege empfiehlt, diese Massnahme zu sistieren, bis die Zusammenarbeit mit der Kreisschule 
Buchs-Rohr geklärt ist. Es müsste für die Umsetzung der Massnahmen mit einem Beratungs-
aufwand gerechnet werden. Weiter wurde erläutert, dass ein zusätzlicher Antrag für einen 
pädagogischen Support mit den dafür notwendigen Kosten bei der Schulpflege auf dem Tisch 
liegt. Dieser Support erscheint wichtig, weil der Kanton den Lehrkräften die Nutzung von 
bestimmten Programmen vorschreibt, aber selber keinen Support leistet. Es wurde seitens der 
Kommission beantragt, im Bereich der Beschaffung der Informatikmittel die Zusammenarbeit 
mit der städtischen Informatik zu prüfen. Dieser Antrag wurde mit 10 gegen 1 Stimme gutge-
heissen. Massnahmengruppe G, Musikschule: Diese Massnahmen sollen im überarbeiteten 
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Musikschulreglement abgebildet und dem Einwohnerrat somit im Detail zur Beschlussfas-
sung vorgelegt werden. Massnahme G1 / Verkürzung der mittleren Lektionsdauer für Schüle-
rinnen und Schüler der 2. bis 4. Klasse: Der Massnahmenwert von 29 Minuten pro Lektion ist 
eine theoretische Grösse und es ist schwierig, diese Grösse als Richtschnur zu nehmen. Ent-
sprechend kann auch kein Vergleich zur Kreisschule Buchs-Rohr gezogen werden. Weiter 
variiert dieser Wert je nachdem, wie viele Förderlektionen gebucht werden. Die Kommission 
stimmte diesen Massnahmen mit 10 gegen 1 Stimme zu. Massnahmengruppe H, FuSTA: Die 
beiden ersten Anträge zu diesen Massnahmengruppen wurden von der Kommission einstim-
mig zur Kenntnis genommen. Die FuSTA wurde erst kürzlich evaluiert und der entsprechende 
Bericht liegt vor. Ein Systemwechsel zu Betreuungsgutscheinen wurde aber nicht überprüft. 
Massnahme H3 / Verringerung der städtischen Beiträge an die FuSTA-Trägerschaften: An-
stelle der Massnahmen H1 und H2 wurde die Massnahme H3 geschaffen, mit dem Ziel, ins-
gesamt 235'000 Franken pro Jahr einzusparen. Zusammen mit den Institutionen sollen mögli-
che Lösungen gesucht werden. Eine Erhöhung der Elternbeiträge wurde angedacht. Der er-
wähnte Bericht zeigt aber, dass man daran nichts ändern sollte. Ein Benchmark zeigt, dass 
sowohl der Aufwand als auch die Kosten für die Eltern bereits hoch sind. Wenn man die El-
ternbeiträge belassen will, muss der Aufwand gesenkt werden. In Aarau werden die Kosten 
für FuSTA selbst in den obersten Einkommensstufen minimal subventioniert. Die Kommissi-
on stimmte diesen Massnahmen mit 6 gegen 5 Stimmen zu. Massnahmengruppe J, Spitex: Ob 
der Einsatz von Zivildienstpflichtigen für einfache Arbeiten möglich ist, konnte durch die 
Auskunftspersonen nicht beantwortet werden. Die Gemeinden sind aber verpflichtet, ein 
Mindestangebot im Bereich der hauswirtschaftlichen Leistungen anzubieten (Reinigung, Wä-
sche, Einkaufen, Kochen, Haushaltführung). Auf die Massnahme J1.2 möchte man aufgrund 
des grossen administrativen Aufwandes verzichten. Diese Massnahmen sind aber von der 
Kommission überwiesen worden. Massnahmengruppe K, Informatik und Massnahmengruppe 
L, Steuerverwaltung: Diese Massnahmengruppen führten zu keinen grossen Diskussionen. 
Entsprechend wurden die Massnahmen alle einstimmig begrüsst. Massnahmengruppe N, Wei-
tere Politikbereiche, Massnahme N1 / Reduktion der Mitgliederzahl des Einwohnerrates: Die 
Kommission ist der Auffassung, dass bereits mit der Fusion mit Rohr das Verhältnis zwischen 
der Bevölkerungszahl und der Mitgliederzahl der Einwohnerräte reduziert worden ist. Man 
sollte die Möglichkeit der Mitwirkung an demokratischen Prozessen nicht noch mehr ein-
schränken. Kleine Parteien oder Parteilose haben bei einem verkleinerten Einwohnerrat weni-
ger Chancen auf einen Sitz. Zudem ist ein breiteres berufliches Know-how der Mitglieder 
wertvoll. Entsprechend wurde die Massnahme im Verhältnis 9:2 abgelehnt. N1 bis / Zustel-
lung der Dokumente an den Einwohnerrat ausschliesslich in elektronischer Form: Es soll wei-
terhin die Möglichkeit bestehen, die Unterlagen in Papierform zu beziehen. Entsprechend 
wurde die Massnahme mit 8 gegen 3 Stimmen abgelehnt. N1ter / Verringerung der Sitzungs-
gelder des Einwohnerrates: Aus der Mitte der Kommission wurde bemerkt, dass die Entschä-
digung sowieso in keinem Verhältnis zum Aufwand stehe. Entsprechend wird diese Entschä-
digung als Zeichen der Wertschätzung verstanden. Weiter wurde angemerkt, dass mit dieser 
Entschädigung Mandatsabgaben bezahlt werden und entsprechend den Aufwand der politi-
schen Parteien mitfinanziert werde. N4 / Reduktion der Ehrenausgaben des Stadtrates: Auch 
nach dieser Reduktion stehen noch rund 80'000 Franken zur Verfügung. Diese Massnahme ist 
verkraftbar. Der Stadtrat wird vor allem auf Projektbeiträge verzichten. Massnahmen N6 und 
N14 / Reduktion der Kosten der Stadt für gesetzliche Publikationen: Die Kosten sollen in ers-
ter Linie dadurch gesenkt werden, indem mit den gegenwärtigen Publikationsorganen Ge-
spräche geführt werden, um allenfalls bessere Konditionen zu erhalten. Massnahme N9 / Re-
duktion der Zahl der Gäste, die anlässlich des Maienzuges zum unentgeltlichen Bankett ein-
geladen werden: Aus der Mitte der Kommission wurde bemerkt, dass keine Reduktion der 
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Kosten erfolge, wenn sich trotz der Reduktion der Einladungen die gleiche Anzahl Leute wie 
bisher anmelde. Weiter wurde festgehalten, dass das Maienzugbankett für die Lehrerschaft 
das Weihnachtsessen ersetze, da kein spezielles Weihnachtsessen stattfinde. Massnahme N15 
/ Verringerung des Nettoaufwandes des Betriebs der Sportanlagen durch die Erhöhung der 
Gebühren für nichtschulische Nutzungen: Für Trainings unter der Woche müssen Vereine 
auch weiterhin keine Mietgebühren bezahlen. Massnahme N19 / Verringerung der städtischen 
Beiträge für die Katastrophenhilfe und die Entwicklungshilfe: Die Kommission lehnt die 
Massnahme mit 6 gegen 5 Stimmen ab, weil es bei der Katastrophenhilfe vor allem auch um 
ein solidarisches Verhalten geht. Massnahme N19bis / Verzicht auf Beitrag an Stiftung "Aar-
au eusi gsund Stadt": Aus der Mitte der Kommission wurde festgehalten, dass "Aarau eusi 
gsund Stadt" einen wichtigen Beitrag zur Gesundheitsförderung leistet. Es wird daher bean-
tragt, dass der Beitrag lediglich halbiert wird. Der Abänderungsantrag wurde mit 8 gegen 3 
Stimmen abgelehnt. Massnahme N22 / Nutzungsdauer der Patrouillenfahrzeuge der Stadtpoli-
zei erhöhen: Aus der Mitte der Kommission wurde die Frage gestellt, weshalb die Nutzungs-
dauer nur auf 6 Jahre und nicht gleich auf 8 Jahre verlängert wird. Die Auskunftspersonen 
erläuterten, dass die Fahrzeuge stark genutzt werden und mit zunehmendem Alter hohe Repa-
raturkosten anfallen. Eine weitere Verlängerung der Nutzungsdauer ist daher nicht sinnvoll. 
Es wird beantragt, die Nutzungsdauer der Fahrzeuge auf 8 Jahre zu verlängern. Dieser Antrag 
wurde mit 6 gegen 5 Stimmen gutgeheissen. Aus Zeitgründen lasse ich hier jetzt einiges aus. 
Massnahme N27 / Verringerung des Nettoaufwandes für die öffentliche Beleuchtung durch 
Ersatz der Quecksilberdampflampen und Verringerung der Lichtstärke in gewissen Nacht-
stunden: Hier gibt es verschiedene Varianten. Zu diesen Massnahmen teilten die Auskunfts-
personen mit, dass die Angaben in der Vorlage nicht ganz korrekt waren. Quecksilberdampf-
lampen dürfen gar nicht mehr ersetzt werden, da dies gesetzlich verboten ist. Somit fallen die 
Umsetzungskosten weg. Dagegen verschlechtert sich auf der Ertragsseite das Ergebnis, da die 
Netznutzungskosten bestehen bleiben. Somit komme ich noch zu den Nettoinvestitionen: Für 
den Werterhalt sind Nettoinvestitionen von rund 15 Mio. Franken pro Jahr notwendig. Wenn 
Nettoinvestitionen von 20 Mio. Franken gesprochen werden, stehen 2,7 bis 4,7 Mio. Franken 
für wertvermehrende Investitionen und Neuinvestitionen zur Verfügung. Es geht also um Be-
dürfnisse, welche über dem Werterhalt liegen, aber der Standortattraktivität dienen. Mass-
nahmen zur dauerhaften Sicherung eines gesunden Finanzhaushalts der Stadt: Es geht darum, 
die Stabilisierung des Finanzhaushaltes ernst zu nehmen und Regeln für die Zukunft zu defi-
nieren. Die notwendigen Massnahmen müssen in der Gemeindeordnung festgeschrieben wer-
den, damit eine gewisse Nachhaltigkeit gewährleistet ist. Zudem fordert ein hängiges Postulat 
die Einführung einer Schuldenbremse. Materiell hat sich der Stadtrat aber noch nicht mit den 
künftigen Bestimmungen in der Gemeindeordnung befasst. Künftige Budgets sollen Rahmen-
bedingungen einhalten müssen. Bei einer Nichteinhaltung der Vorgabe müsste der Stadtrat 
Ausgabenreduktionen beantragen oder aufzeigen, welche Folgen ein Verzicht auf die Reduk-
tion der Ausgaben im Bereich des Steuerfusses hätte. Die Kommission war in dieser Frage 
gespalten. Einerseits wurde festgehalten, dass eine Schuldenbremse nicht in eine Gemeinde-
ordnung gehört, weil diese die Handlungsfähigkeit des Einwohnerrates einschränke. Anderer-
seits wurde eine klare Regelung begrüsst. Der Massnahme wurde mit 7 gegen 4 Stimmen zu-
gestimmt. Den Rest der Ausführungen können wir uns in diesem Fall schenken. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir nun zur Grundsatzdebatte. 
 
Oliver Bachmann: Heute auf dem Speiseplan: Krötensuppe, und zwar eine ganz grosse 
Schüssel davon. Diese müssen wir heute ausessen, und zwar gemeinsam. Die SP-Fraktion ist 
an den vorbereitenden Sitzungen die vorgeschlagenen Massnahmen sorgfältig durchgegangen 
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und hat sie diskutiert. Wir haben dies im Bewusstsein gemacht, dass alle in diesem Prozess 
Kompromisse eingehen müssen. Die Stabilo 2-Vorschläge, welche vom bürgerlich dominier-
ten Stadtrat stammen, stimmen natürlich in vielen Punkten nicht mit unserer Haltung überein. 
Dennoch sind wir bereit, viele und auch einige sehr grosse Kröten zu schlucken, dies immer 
in der Absicht, den städtischen Haushalt in Ordnung zu bringen und natürlich unter der Vo-
raussetzung, dass die anderen Fraktionen und Parteien ihren Teil der Krötensuppe auch aus-
löffeln. Wo sind für uns die grössten Kröten? Damit ich nicht bei mehr als 20 grösseren Krö-
ten, welche wir hier schlucken werden, ans Rednerpult treten muss, hier zusammenfassend 
ein paar Beispiele dazu: Anhebung von Baurechtszinsen, Einschränkung der Blockzeiten, 
Verteuerung der Spitex, Reduktionen bei der Weiterbildung des Personals, Sparen bei den 
traditionellen Anlässen wie Maienzug oder Neujahrsempfang, Reduktionen von Beiträgen an 
Sportvereine, weniger Umweltprojekte. Es gibt noch mehr und wir werden diese Kröten 
schlucken, und zwar immer im Wissen, dass Sie, geschätzte Ratskolleginnen und Ratskolle-
gen, Ihre Kröten auch schlucken werden. Wir haben heute Morgen noch ein paar Anträge der 
FDP-Fraktion erhalten, und zwar relativ umfassende. Geschätzte Damen und Herren, wir sind 
seit Monaten an diesem Prozess. Es geht für uns einfach nicht, dass wir am Morgen noch sol-
che Anträge bekommen, wir sind schliesslich arbeitstätig. Wir sollten diese dann innert Stun-
den noch vorbereiten. Diese Anträge hätten früher kommen müssen. Für uns ist das so nicht 
seriös. Wir werden deshalb einen grossen Teil dieser Anträge ablehnen. Der Antrag im Be-
reich der Blockzeiten scheint uns aber ein guter Kompromissantrag zu sein. Hier werden wir 
dem FDP-Antrag zustimmen. Im Bereich der Kultur sind wir auch bereit, eine grosse Kröte zu 
schlucken. Wir wollen aber wissen, wie die Kröte genau aussieht und werden deshalb den 
FGPK-Antrag unterstützen, um die Details zu erhalten, bevor wir dem zustimmen. Es gibt für 
uns aber auch Sparvorschläge, bei denen der Schaden den Nutzen deutlich übertrifft. Es sind 
Massnahmen im FuSTA-Bereich, bei der Musikschule oder der Entwicklungshilfe. Diese 
werden wir begründet ablehnen. Ich erlaube mir noch eine ganz kurze Bemerkung zu unserer 
Schmollfraktion, der SVP: Die Zusammensetzung des Einwohnerrates entspricht eben auch 
genau dem Volkswillen. Wie man hier im Rat entscheidet, gehört auch zum Volkswillen. Eine 
Protesthaltung, nur weil Sie heute Abend das eine oder andere Mal verlieren werden, ist aus 
meiner Sicht eher peinlich. Es geht hier darum, Kompromisse zu finden. Hie und da gewinnt 
man, hie und da verliert man und hie und da trifft man sich in der Mitte. Ich fände es gut, 
wenn wir auf diesem Weg weiterarbeiten könnten. Heute müssen wir alle von unserer gängi-
gen Haltung abweichen für einen ausgeglichenen Haushalt, für unsere Stadt, für Aarau. Las-
sen Sie uns das mit Haltung und Humor machen. Schlucken wir die Kröten, jeder für sich und 
wir alle gemeinsam. Ich wünsche Ihnen: En Guete.  
 
Susanne Klaus Günthart: Die Grüne Fraktion ist nicht überrascht vom Ergebnis von Stabilo 
2. Wir haben schon bei der Beschlussfassung darauf hingewiesen, dass das Sparpotential nicht 
reichen wird, um eine Steuerfusserhöhung zu verhindern. Im Gegenteil, für uns war zu diesem 
Zeitpunkt bereits klar, dass Stabilo 2 der Schlüssel für eine Steuererhöhung sein solle. Es wä-
re naiv zu glauben, dass eine sanierte Stadtkasse ohne Steuererhöhung möglich ist. Die bean-
tragten 100 % für den Steuerfuss sind aus unserer Sicht eher zu tief, um eine nachhaltige Fi-
nanzpolitik zu ermöglichen. Wir Grünen sind bereit, konstruktiv mitzuarbeiten und werden 
mit schwerem Herzen auch Sparanträge unterstützen, welche uns schmerzen. Ich möchte aber 
an dieser Stelle betonen, dass wir Stabilo 2 als ein Gesamtprojekt verstehen. Um es klar zu 
sagen: Die Erhöhung des Steuerfusses muss zwingend kommen, sonst sind wir nicht bereit, 
weitere Sparübungen zu unterstützen. Zu den einzelnen Massnahmen möchte ich Folgendes 
sagen: Die Sparvorschläge aus der Verwaltung unterstützen wir. Die Direktbetroffenen wer-
den am besten wissen, was möglich ist und was nicht. Vorschläge zu den Immobilien unter-
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stützen wir unter dem Vorbehalt, dass die Stadt ihre soziale und ökologische Verantwortung 
wahrnimmt und die Mitpreise nicht nach oben treibt. Zu den Massnahmen im Bereich FuSTA 
kommt von unserer Seite her ein Antrag. Bei der Kultur sind wir nicht bereit, die Katze im 
Sack zu kaufen und einen Blankocheck zum Sparen auszustellen. Deshalb werden wir den 
Antrag der FGPK unterstützen. Den Massnahmen im Bereich Schule und Musikschule wer-
den wir schweren Herzens zustimmen. Dort sehen wir noch Abstimmungsbedarf mit der 
Kreisschule Buchs-Rohr. Deshalb unterstützen wir den Antrag der FGPK. Für diese Gruppe 
wie auch für FuSTA ist für uns mit diesen Sparmassnahmen die Zitrone ausgepresst. Weitere 
Massnahmen werden wir nicht mittragen. Bei der Spitex hätten wir einen einkommens- und 
vermögensabhängigen Tarif einer allgemeinen Tariferhöhung vorgezogen. Massnahmen, wel-
che in die demokratischen Strukturen eingreifen, wie die Verkleinerung des Einwohnerrates, 
lehnen wir aus Prinzip ab. Eine Umsetzung einer solchen Massnahme wäre für uns ein Grund, 
das ganze Stabilo 2-Paket abzulehnen.  
 
Lukas Häusermann: Jetzt haben Sie sicher alle schon gespannt auf die Begründung gewar-
tet, weshalb die CVP-Fraktion enttäuscht von dieser Stabilo-Vorlage ist. Ich möchte Ihnen das 
gerne kurz erläutern. Wir sind enttäuscht, weil das einmal definierte Ziel nicht erreicht wor-
den ist. Es kommt aus unserer Sicht hinzu, dass gewisse Sparvorschläge, wie z.B. im Bereich 
Schule, nicht nur vom Einwohnerrat abhängen und die effektiven Beträge, welche bei der 
Umsetzung dann gespart werden, nicht klar sind. Die Sparvorschläge bewegen sich zudem 
teilweise auf einer so operativen Ebene, dass wir uns die Frage gestellt haben, weshalb der 
Stadtrat oder sogar die Verwaltung nicht von sich aus diese Massnahmen umsetzt. Ich denke 
da vor allem um Massnahmen rund um den Maienzug. Weiter, und das ist wahrscheinlich der 
wichtigste Punkt, ist der wichtigste Teil, nämlich die Organisation der Verwaltung, noch gar 
nicht in diesen Massnahmen enthalten. Aus unserer Sicht ist also dieses Stabilo-Projekt noch 
nicht abgeschlossen, auch wenn wir uns das vielleicht alle gewünscht haben. Wir hätten es 
gerne gehabt, wenn wir hätten sagen könnten, wir würden diese Suppe einmal essen und dann 
wäre sie gegessen. Jetzt ist es halt so, dass wir leider voraussichtlich noch einen zweiten Gang 
serviert bekommen. Ich hoffe, dass diese Zusicherungen, welche heute gemacht worden sind, 
dann auch noch gelten. Die Stadtpräsidentin hat es auch schon etwas angetönt: Es geht darum, 
dass wir hier in einem Prozess stehen. Wir glauben, dass die Effizienzmassnahmen ohne gros-
se Leistungseinbusse umgesetzt werden können. Man wird sehen, wo Doppelspurigkeiten 
vorliegen und ob es dann wirklich beides braucht, wenn ein neuer Entscheid getroffen worden 
ist. Insofern hoffen wir, dass das hier ein guter Startschuss für eine daraus resultierende effizi-
ente Stadtverwaltung ist. Zu den einzelnen Anträgen werden wir uns dann erlauben, konkret 
etwas zu sagen, wenn es darum geht. Grundsätzlich sind wir mit den meisten Anträgen des 
Stadtrates einverstanden, werden aber auch Anträge der FDP unterstützen.   
 
Martina Suter: Oliver Bachmann wird es kaum glauben, aber wir von der FDP arbeiten alle 
auch. Ich glaube, es ist Usus, dass bis am Freitag diese Anträge eingereicht werden. Das ha-
ben wir eingehalten. Wer Sparvorschläge vom Massnahmenkatalog ablehnt, ist gebeten, eige-
ne Vorschläge zu unterbreiten. Insofern können Sie ja noch gewisse nachreichen. Aufwand 
und Ertrag stehen in keinem Verhältnis. Vor allem die städtischen Mitarbeitenden, aber auch 
die Exekutive sowie wir Politiker sind mit dem Stabilo 2-Paket überstrapaziert worden. Alle 
haben wir einen immensen Aufwand betrieben. Das wäre ja noch eine Sache. Dass am 
Schluss aber nur vorliegt, was mit diesen Vorschlägen von rund 3 Mio. Franken nun vorliegt, 
steht in einem massiven Missverhältnis dazu. Nebst dem Sachaufwand ist der Personalauf-
wand ein Hauptbrocken bei den Kosten. Dieser Bereich wurde jedoch bezüglich konkreter 
Massnahmen ausgeklammert. Weshalb? Weil Entscheide im Kompetenzbereich der Stadtre-
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gierung liegen und es äusserst unangenehm ist, diese zu fällen? Wir hätten uns generell viel 
mehr Führung und Übernahme von Verantwortung vom Stadtrat gewünscht. Dies muss ich 
hier aber nicht nochmals ausbreiten, Sie konnten es all in der AZ lesen. Der Stadtrat hat für 
rund 700'000 Franken Expertenberichte in Auftrag gegeben und Beratungshonorare bezahlt. 
Mit den Resultaten einiger Berichte sei er aber nicht zufrieden. Dennoch wurden diese nicht 
an die Verfasser zurückgegeben. In der FGPK hörten wir, dass einigen Beratungsfirmen gar 
keine Vorgaben bezüglich konkreter Sparziele gemacht worden sind und daher dann auch 
keine solchen vorgelegt worden sind. Für die Optimierung der Verwaltungsorganisation sol-
len beispielsweise erneut 200'000 Franken in die Hand genommen werden, um einen Sparef-
fekt zu erzielen. Das wäre zu vermeiden gewesen. Es ist aber nicht unsere Art, nur zu kritisie-
ren. Wir haben deshalb den Aufwand nicht gescheut, selber nach möglichen Massnahmen zu 
suchen. 10 Abänderungsanträge und 13 Zusatzanträge schlagen wir deshalb vor. Leider wur-
den 6 Zusatzanträge von der Führung im Rathaus als nicht abstimmungskompatibel deklariert. 
Das erstaunt, da wir im Vorfeld bei jeder nur möglichen Gelegenheit aufgefordert worden 
sind, noch Zusatzanträge einzubringen, letztmals sogar im Rahmen der FGPK. Alle Zusatzan-
träge müssten einer vorgeschlagenen Massnahme zugeteilt werden können, wurde uns dann 
am letzten Freitag mitgeteilt. So schnell werden Spielregeln erstellt. Wie auch immer, wir 
akzeptieren es und werden die restlichen Zusatzanträge in Form von politischen Vorstössen 
einreichen. Alle Anträge haben wir im Vorfeld schriftlich begründet, so dass ich diese nicht 
wiederholen möchte. Als Einwohnerräte stehen wir weit aussen und haben nur schlecht Ein-
blick in die Abläufe der Verwaltung. Deshalb haben wir uns darauf beschränkt, die Zusatzauf-
träge breit, aber konkret zu formulieren. Die Ausarbeitung soll dann idealerweise durch die 
betroffenen Personen innerhalb der Verwaltung erfolgen. Das ist ein Wunsch von verschiede-
nen befragten Mitarbeitenden im Rathaus sowie in den Schulhäusern. Die untere Basis habe 
noch diverse Sparvorschläge, leider seien sie aber nicht danach gefragt worden im Rahmen 
der Stabilo-Übung. Dies ist ein Punkt, der künftig sicher aufgenommen werden sollte. Vor-
schläge, welche von der Basis kommen, sind in der Regel mit weniger oder keinem Wider-
stand umsetzbar. Bezüglich Steuerfuss stehen wir zu unserem Grundsatz der Opfersymmetrie. 
Sollte sich zeigen, dass der Aufwand markant reduziert werden kann im Budget 2016, sind 
wir auch bereit, über eine Steuerfusserhöhung zu diskutieren. Im Moment liegen aber vorwie-
gend Ertragssteigerungen vor, teils sogar nur als vage Schätzungen. Aus diesem Grund schla-
gen wir vor, die Steuerfussdebatte auf den Herbst zu vertagen, d.h. wenn klar ist, wie viel 
wirklich eingespart wird. Die FDP ist überzeugt, mit ihren zahlreichen Lösungsvorschlägen 
einen konstruktiven Beitrag zur Sanierung des Aarauer Finanzhaushaltes zu leisten. Noch ein 
Hinweis im Sinne einer effizienten Sitzung heute Abend: Wir werden unsere Anträge nur ver-
einzelt persönlich begründen, da Sie ja alle unsere Ausführungen bereits im Vorfeld schrift-
lich erhalten haben.        
 
Ueli Hertig: Der Stadtrat hat schon früh das Ziel des gesunden Finanzhaushaltes als Gesamt-
paket mit drei Pfeilern formuliert. Zuerst zur Verringerung der Investitionen: Dass der Stadt-
rat gemerkt hat, dass es Investitionen von mindestens 20 Mio. Franken für die Werterhaltung 
und zum Erhalt der Attraktivität von Aarau braucht, begrüssen wir. Mit der Sporthalle 
Schachen haben wir schon eine grosse Investition hinausgeschoben. Wir warten gespannt, 
welche Investitionen sonst noch verschoben werden, aber viele von diesen können uns auch 
wieder einholen. Zweitens: Die Kosteneinsparungen, die Ertragssteigerung und Erhöhung der 
Effizienz bei städtischen Aufgaben können wir voll unterstützen. Beim Reduzieren oder dem 
Verzicht von städtischen Leistungen haben wir bei ein paar Punkten eine andere Meinung als 
der Stadtrat. Unsere Fraktion wird die meisten Anträge der FGPK unterstützen oder eigene 
Anträge einbringen. Und drittens zur Erhöhung des Steuerfusses: Weil es unumgänglich ist, 
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den Steuerfuss zu erhöhen, muss er so erhöht werden, dass der Finanzhaushalt auch länger-
fristig ins Lot kommt. Ich werde dort den Antrag später begründen. Der Stadtrat möchte auch 
Regeln zur Absicherung eines gesunden Finanzhaushalts in der Gemeindeordnung verankern. 
Unsere Fraktion ist sehr skeptisch, ob das auch der richtige Weg sei, denn allzu starke finan-
zielle Fesseln werden im Einwohnerrat kaum eine Mehrheit finden. Wir warten gespannt auf 
die Änderung der Gemeindeordnung, falls dieser Punkt heute Abend überhaupt eine Mehrheit 
findet. Es wird sich heute zeigen, ob mit den Beschlüssen zu Stabilo 2 auch die Grundlage für 
ein mehrheitsfähiges Budget 2016 beschlossen wird.      
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Vielen Dank für die engagierten und interessanten Voten, 
welche Sie gehalten haben. Ich möchte zuerst einige persönliche Gedanken äussern und da-
nach auf einzelne Voten eingehen. Ich wiederhole noch einmal, dass wir eigentlich alle ein 
gemeinsames Ziel haben, und das Ziel ist die Stabilisierung unseres Finanzhaushaltes. Dass 
wir darüber ein Commitment haben, scheint mir unglaublich wichtig zu sein und daran zweif-
le ich eigentlich auch nicht. Die Differenz besteht darin, wie rasch und mit welchen Paketen 
solche Ziele erreicht werden können. Hier gibt es Differenzen, bei denen es mir scheint, dass 
sie eigentlich überwindbar sein müssten. Ja, wir sind mit dieser Zielsetzung in das Projekt 
Stabilo 2 eingestiegen. Wir haben konkret gesagt, dass wir die Nettoinvestitionen auf 15 Mio. 
Franken begrenzen wollen, eine Selbstfinanzierung von 100 % erreichen möchten und die 
Erfolgsrechnung um geschätzte 4 Mio. Franken entlasten wollen. Wir haben mit einer exter-
nen Projektleitung zusammen ein Vorgehen aufgezogen, aus welchem am Schluss viele Mas-
snahmenvorschläge resultiert sind. Ein Teil davon sind in Berichten abgeklärt worden. Das 
sind die 10 Berichte, welche die Basis für diese Botschaft darstellen. Daneben gab es die sog. 
"grünen" Massnahmen, welche von der externen Projektleitung vertieft angeschaut worden 
sind. Die "roten" Massnahmen waren die sog. Verzichtmassnahmen. Dieses Vorgehen, hat der 
Einwohnerrat gutgeheissen, indem er auch die Kredite für diese Berichte gutgeheissen hat. Ich 
möchte hier noch einmal betonen, und das haben Sie selber vorhin aus Ihren Reihen auch be-
tont, dass es sich hier um ein grosses und äusserst anspruchsvolles Projekt handelt, welches 
intern wie auch extern einen extremen Aufwand erzeugt hat. Trotzdem wollte der Stadtrat, 
und das habe ich bereits am Anfang erwähnt, Massnahmen auf die Budgetierung 2016 vorle-
gen können. Das ist das heutige Paket. Wer in ein so grosses Projekt einsteigt, macht unter-
wegs Erfahrungen. Diese Erfahrungen fliessen sinnvollerweise wieder in das Projekt ein. Was 
geht, was geht nicht, was bewährt sich, was haben wir zu wenig genau überlegt, wo braucht es 
Anpassungen, usw. Das kennen Sie sicher auch von Projekten, in welchen Sie manchmal ste-
cken. Aber wir waren immer auf das Ziel ausgerichtet gewesen, dass das Projekt gelingen 
solle. Eine solch generelle Erfahrung war beispielsweise, dass Stabilo 2 kein Projekt ist, son-
dern ein Prozess. Dieser Prozess muss in Zukunft weitergehen. Der Prozess bindet viele Kräf-
te nebst dem Tagesgeschäft, welches die Mitarbeitenden der Verwaltung eben auch leisten 
müssen. Weiter müssen die Massnahmen umsetzbar und zu bewältigen sein. Hier ist es eine 
Anhäufung von Massnahmen, welche irgendeinmal auch noch umgesetzt werden müssen und 
zielführend sein sollen. Zudem will der Stadtrat den Prozess mit den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern zusammen erfolgreich gestalten. Das heisst, wir wollen zu unseren Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern, zu unseren guten Leuten, Sorge tragen und sie mitnehmen in diesen 
Prozess. Ich glaube, das ist uns gelungen und ist eine ganz wichtige Basis für den weiteren 
Erfolg. Zu den konkreten Erfahrungen: Ja, wir haben gemerkt, dass die Stadt mit den 15 Mio. 
Franken Nettoinvestitionen praktisch keine Entwicklungsmöglichkeiten mehr hat, da diese 
Gelder eigentlich bereits für den Werterhalt draufgehen. Deshalb hat sich der Stadtrat dann 
durchgerungen und eben auch eine Art von Verantwortung wahrgenommen. Er möchte, dass 
sich die Stadt entwickeln kann. Aus diesem Grund sagte er, dass 20 Mio. Franken in einer 
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ersten Phase als Maximalwert gelten sollen. Der Stadtrat schaute dies als verhältnismässig 
und verantwortungsvoll an. Es stimmt, dass wir die 4 Mio. Franken an Sparpotential in der 
laufenden Rechnung nicht erreicht haben. Es war ein geschätzter Wert, welchen wir zu errei-
chen versucht haben. Wir sind bei 3,1 Mio. Franken. Wir haben festgestellt, dass es verschie-
dene Massnahmen gibt, bei welchen wir heute noch keine Zahlen vorlegen können. Das ist 
richtig und haben Sie ja auch festgestellt. Manchmal muss sogar zuerst noch investiert wer-
den, um später Einsparungen machen zu können, wie z.B. bei dem Rollenmodell, welches 
aufzeigt, dass in Zukunft grosse Einsparungen möglich sein werden. Das waren alles Erfah-
rungen, welche wir gemacht haben. Der Stadtrat hat im letzten Jahr im Rahmen einer Anfrage 
gesagt, dass das Projekt Stabilo ein Erfolg sei, wenn die Projektziele erreicht würden. Aus 
dieser Optik müsste man heute richtigerweise sagen, dass das Projekt kein Erfolg war, wenn 
man es wirklich auf diese Ziele fokussiert. Trotzdem wage ich zu behaupten, dass der Erfolg 
eben darin besteht, dass wir auf dem richtigen Weg sind, dass ein positives Umdenken im 
Stadtrat und der Verwaltung stattgefunden hat, neue Ideen und Lösungen zu greifen beginnen, 
die Stabilisierung des Finanzhaushaltes als Daueraufgabe weitergeführt werden soll und heute 
ein Gesamtpaket für das Budget 2016 vorliegt. Dafür besteht bei uns intern ein Commitment. 
Das ist eine wichtige Basis für die Zukunft. Aber der zukünftige Erfolg hängt auch davon ab, 
ob ein solches Commitment mit dem Einwohnerrat, also mit dem Parlament möglich ist und 
ich wage es zu behaupten, dass die Bevölkerung das von uns erwartet. Sie haben in diesen 
Berichten auch feststellen können, dass der Verwaltung eigentlich ein gutes Zeugnis ausge-
stellt wird, und zwar was die Aufgabenerfüllung und die Abläufe anbelangt. Es wurden Hin-
weise zur Verbesserung gemacht, welche wir ja auch aufnehmen wollen. Es wurde ausge-
führt, dass wir keinen übertriebenen Stellenetat haben und er den Leistungen entspricht, wel-
che wir anbieten. Der Druck auf die Finanzen wird weiterhin hoch bleiben. Er zwingt die 
Verwaltung, immer und dauerhaft ihre Tätigkeiten zu hinterfragen. Aber auch der Stadtrat 
und der Einwohnerrat sind gefordert, Zurückhaltung beim Beschluss über neue Ausgaben zu 
üben. Der Stadtrat wird in einer nächsten Etappe darüber befinden müssen, wie das alles um-
gesetzt werden und wie der nächste Schritt zur Stabilisierung des Finanzhaushaltes ausgestal-
tet sein soll. Sicher werden wir nicht wieder Berichte in Auftrag geben, sondern ein pragmati-
sches Vorgehen wählen. Die Balance zu finden zwischen Prosperität und Entwicklung der 
Stadt und einem gesunden Finanzhaushalt, wird eine ständige Herausforderung bleiben. Der 
Stadtrat will diese Aufgabe mit Augenmass, Gestaltungswillen und zusammen mit den Leuten 
machen und weiterführen und lädt Sie ein, in dieselbe Richtung zu ziehen. Zusammen können 
wir Erfolg haben. Erlauben Sie mir, noch einige Worte zu Ihren Voten zu äussern. Ich kann es 
mir nicht verkneifen, etwas zur Fraktionserklärung von Susanne Heuberger zu sagen: Es ist ja 
eine Sache, wenn man alles Schlechte schon von allem Anfang an herbeiredet und den Scher-
benhaufen, die Alibiübung und den Rohrkrepierer vorwegnimmt. Dass man aber dem Stadtrat 
abspricht, einen Sparwillen zu haben, ihm eine Pseudodiskussion oder sogar eine Scheinde-
batte vorwirft, finde ich doch ungehörig und eine Unterstellung, das macht man nicht. Wir 
haben uns redlich bemüht und Stunden und Abende verbracht. Wir haben uns in der aktuellen 
Zusammensetzung zusammengerauft und die Diskussionen nicht gescheut. Nun haben wir ein 
Resultat. Es ist kein Schlussresultat, aber wir haben ein Resultat. Ich möchte aufs Schärfste 
zurückweisen, dass man uns da eine Pseudodiskussion unterstellt. Ich finde es schade, wenn 
man sich aus der Diskussion ausklinkt. Es ist kein Vorbild für ein demokratisches Verhalten. 
Ich bin froh, dass keine Schüler auf der Tribüne oben sitzen, welche das als Lehrbeispiel mit-
nehmen müssen, weil man denen nämlich genau das Gegenteil predigt. Ich erwarte eigentlich, 
dass man sich hier drin zusammenraufen kann, wie das der Stadtrat auch getan hat, auch wenn 
das unangenehm ist. Das wollte ich noch loswerden. Zu den Voten möchte ich nur noch ganz 
kurz sagen, dass sie eigentlich genau das abbilden, was wir auch versucht haben, nämlich sich 
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in der Mitte zu treffen und ein Gesamtpaket zu finden, bei welchem alle irgendwie mitmachen 
können und dessen Notwendigkeit alle einsehen. Ich möchte nur noch gerne zu Martina Suter 
etwas sagen: Sie hat bedauert, dass heute eine Reihe von Vorschlägen nicht behandelt werden 
können. Es ist natürlich nicht gemeint, dass diese Anliegen grundsätzlich nicht zur Diskussion 
gestellt werden dürfen, aber wir waren der Meinung, dass die anderen Vorschläge vom Meca-
no her so waren, dass wir sie immer im Gremium diskutieren, eine Stellungnahme dazu abge-
ben und Ihnen dann so vorlegen konnten. Das ist ja auch sonst immer so. Da hatte der Stadtrat 
nicht mehr die Möglichkeit, eine seriöse und solide Stellungnahme oder ein Rat bzw. ein 
Hinweis dazu abzugeben. Deshalb meinte der Stadtrat, dass bei Einreichung eines Vorstosses, 
was ja im Endeffekt auf dasselbe herauskommt, er die Möglichkeit hat, Stellung dazu zu be-
ziehen und das auch dem Rat kundzutun. Das war der Hintergrund. Nicht die Spielregeln ha-
ben geändert, sondern es war vom Zeitpunkt des Eingangs her einfach nicht mehr möglich, 
darauf einzugehen. Abschliessend möchte ich mich auch bei all denjenigen bedanken, welche 
sich die Mühe gemacht haben, diese Vorschläge sehr differenziert in den Fraktionen zu disku-
tieren, eine Reihe neuer oder ergänzender Vorschläge einzureichen und eingehend zu begrün-
den. Das ist eine grosse Arbeit, welche der ganze Stadtrat sehr respektiert. In diesem Sinne 
bin ich eigentlich nach wie vor sehr zuversichtlich, dass es gelingen könnte, ein politisches 
Commitment für den Weg hinzubringen, unseren Finanzhaushalt zu stabilisieren.                     
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir nun zur schriftlichen Abstimmung. 
Die Abstimmungszettel werden verteilt und Sie können diese ausfüllen. Wenn alle Zettel aus-
gefüllt sind, werden sie wieder eingezogen. Danach werden wir mit der Debatte weiterfahren. 
Zur Präzisierung: Es geht nun also um die Anträge des Stadtrates. Wenn der Stadtrat bean-
tragt, auf etwas zu verzichten, und man möchte das nicht, dann muss man dort Nein stimmen. 
Wir stimmen über die Anträge des Stadtrates ab, wie sie in der Botschaft vorliegen. Bei Ent-
haltung lässt man diese Zeile einfach leer. 
 
kurzer Unterbruch  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Wir kommen nun zur Beratung der einzelnen Anträge. 
Wir schlagen vor, dass wir eine Redezeitbeschränkung von 3 Minuten einführen. Es könnten 
auch 2 Minuten sein. Hat jemand eine andere Idee oder wird das Wort gewünscht? 
 
Alexander Umbricht: Bei aller Sympathie für Effizienz und dem Wunsch, gerne am heuti-
gen Tag noch heimgehen zu können: Ich bin jeder Person dankbar, welche sich kurz hält, aber 
ich finde nicht, dass es etwas bringt, die Zeit weiter zu beschränken. Wir haben 10 Minuten 
Zeit, welche in der Regel nicht gebraucht wird. Ich finde auch sonst, wenn man 10 nationale 
Abstimmungen hat, gibt man nicht 13 Kantonen die einen 5 und den anderen 13 die anderen 5 
Abstimmungen. Es ist nicht richtig, hier die Demokratie noch weiter hinunterzufahren. Ich 
werde gegen dieses Anliegen sein.    
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Weil wir eine Demokratie sind, kommen wir jetzt zur  
 
Abstimmung über den Ordnungsantrag auf Redezeitbeschränkung von 3 Minuten: 
 
Der Ordnungsantrag auf Redezeitbeschränkung von 3 Minuten wird mit 29 Ja-Stimmen gegen 
8 Nein-Stimmen angenommen. 
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Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Diskussion der Massnahme A1, 
Umsetzung der neuen Verwaltungsstruktur. Es gibt hier noch zwei Zusatzanträge der FDP. 
Wir werden so vorgehen, dass wir zuerst über den Antrag des Stadtrates abstimmen werden 
und nachher über die 3 Anträge separat, da sie einander nicht gegenübergestellt werden müs-
sen. 
 
Michel Meyer: Ich spreche im Namen der FDP zu unseren zwei Anträgen zu A1, nämlich 
betr. Reduktion des Personalaufwandes um 10% sowie Überprüfung der freiwilligen Stellen. 
Als ich das Stabilo 2-Dokument erhalten habe, war ich etwas überrascht: Ich persönlich habe 
mir mehr erwartet, wahrscheinlich aber auch, weil ich in der betreffenden Legislatur, als das 
ganze Projekt gestartet worden ist, gar noch nicht dabei gewesen bin. Ich kenne Sparbemü-
hungen auch anders. Als der Kanton mit den Sparbemühungen in der kant. Verwaltung be-
gonnen hat, habe ich selber auch noch bei der kant. Verwaltung gearbeitet. Im Gegensatz zum 
Vorgehen des Stadtrates wurde den Grossräten kein Gesamtmassnahmenpaket vorgelegt. 
Nein, der Regierungsrat hat ganz klar unterschieden, was in seiner eigenen Kompetenz um-
setzbar ist und hat das entsprechend getan. Nur die Massnahmen, über welche der Grosse Rat 
oder das Volk entscheiden musste, wurden den entsprechenden Gremien vorgelegt. Bei der 
Bevölkerung wurde es abgelehnt – bei uns hier im Einwohnerrat scheint das ganze Paket sehr 
wackelig zu sein. Zudem hat, im Gegensatz zum Stadtrat, der Regierungsrat nicht nur die 
Massnahmen umgesetzt, welche ihm beauftragt worden sind, sondern auch der ganzen Ver-
waltung ganz konkret Aufträge erteilt, es müsse gespart werden, sei das z.B. mit einer massi-
ven Reduktion der Beschaffung neuer Bücher, was in die Organisationseinheit fiel, bei der ich 
tätig war. Schlussendlich ist ja gleich die Kantonsbibliothek nebenan, welche dieselben Bü-
cher besitzt. Ich persönlich vermisse das strikt geführte Vorgehen in diesem Bericht. Mir 
scheint es ganz klar an einem strengen Finanzminister bzw. einer strengen Finanzministerin 
zu fehlen. Es heisst ja schliesslich auch im Bericht bei der Stossrichtung auf Seite 5: "… die 
Verbesserung des operativen Ergebnisses durch die Verringerung des Umfangs der städti-
schen Leistungen oder gar durch den Verzicht auf gewisse Aufgaben der Stadt." Verzichtet ist 
wenig worden, ganz ehrlich. Um jetzt aber diese sehr schwammige Massnahme A1 doch noch 
in eine konkretere Richtung zu stossen, stellen wir unsere beiden Anträge. Ich hoffe, der 
Stadtrat wird dem guten Vorbild des Regierungsrates folgen, denn nur so werden wir es 
schaffen, die kränkelnden Stadtfinanzen wieder ins Lot zu bringen.    
 
Silvia Dell'Aquila: Ich nehme zu zwei Anträgen der FDP Stellung. Ich beginne mit den Ju-
gendangeboten, welche optimiert werden sollen. In der Begründung des Antrages steht, dass 
die FDP Doppelspurigkeiten beim Flösserplatz und dem Wenk feststellt. Es ist schwierig 
nachvollziehbar, was dort gemeint ist. Das eine ist ein Jugendtreff für unter 16-Jährige und 
das andere ist ein Angebot für über 16-Jährige. Doppelspurigkeiten sieht man da keine. Das 
ist auch das Resultat der Stabilo 1-Massnahmen. Das steht auch alles auf der Webseite. Das 
könnte man konsultieren oder man bräuchte ein gutes Gedächtnis, und dann wüsste man das. 
Auch die guten Tipps der FDP betr. Marketing und Social Media sind sicher wertvoll, nur 
nicht, wenn es um die angesprochenen Angebote geht: Der Flösserplatz hat beispielsweise in 
diesem Bereich einen sehr guten Auftritt. Man kann es sicher besser machen. Die FDP weiss 
aber auch, dass eine gute Social Media-Strategie Geld kostet. Da könnte die FDP aktiv wer-
den und beweisen, dass Social Media-Strategien nicht nur billige Schlagwörter sind, welche 
benutzt werden, ohne zu wissen, was man eigentlich damit meint. Dann ist der Keller im 
Wenk angesprochen worden, welcher im Moment, wie die FDP sicherlich auch weiss, nicht 
benutzbar ist. Er ist gefährlich und es bräuchte grosse, bauliche Massnahmen, um den Raum 
nutzen zu können. Die Stadt kann hier investieren, das ist eine Strategie, oder der Keller kann 
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einem privaten Klubbetreiber weitervermietet werden. Ich glaube, es gibt solche Pläne, bei 
welchen die Investitionen auch übernommen würden. Die Frage ist aber auch, wie sinnvoll es 
ist, einen U-16-Jugendtreff und einen privaten Klub im selben Gebäude unterzubringen. Aber 
ich glaube, das ist eine politische Grundsatzdiskussion, welche der Stadtrat zuerst führen 
müsste. Auch über die kommerzielle Nutzung, welche hier angesprochen wird und welche 
eine bessere finanzielle Lage für diese Jugendangebote bringen könnte, wie sie die FDP vor-
schlägt, kann gesagt werden, dass der Flösserplatz schon jetzt kommerzielle Veranstaltungen 
beherbergt. Sie haben auch die KBA-Parties übernommen. Sie besitzen ein klares Vermie-
tungskonzept. Angaben dazu findet man auch auf dieser Webseite. Man sieht dort, wie das 
gemacht werden kann. Dasselbe gilt für das Wenk, welches ebenfalls vermietet wird. Auch im 
Sommer hat es in den letzten Jahren immer wieder kommerzielle Veranstaltungen gegeben, 
welche nichts mit dem Jugendtreff zu tun haben. Das kann ebenfalls auf der Webseite nachge-
lesen werden. Grundsätzlich gibt es noch zu sagen, dass bis im April 2016 alle freiwilligen 
Angebote, also auch die Jugendangebote, vom Stadtrat überprüft werden sollen. Das kann 
auch in der Botschaft auf Seite 27 nachgelesen werden. Das macht den Antrag der FDP etwas 
obsolet. Ich bin ein bisschen enttäuscht, dass so schlecht recherchiert worden ist. Zumindest 
sollte man sich die Mühe machen, zwei Webseiten anzuschauen oder einmal der Verwaltung 
zu telefonieren und die verantwortlichen Personen zu befragen. Es ist etwas Zeitverschwen-
dung, sich mit dem Antrag der FDP zu beschäftigen, das muss ich schon sagen. Jede Person, 
welche sich mit dem Jugendangebot in Aarau beschäftigt, weiss, dass eine Überprüfung und 
Optimierung des Jugendangebots eigentlich zu begrüssen wäre. Ich habe aber das Gefühl, 
dass bei der FDP Optimierung ein Synonym für das Wort "Sparen" ist. Eigentlich wäre Opti-
mieren und Überprüfen immer schön. Wenn man das in Aarau im Jugendangebotsbereich 
täte, würde es sicherlich Zusatzinvestitionen und nicht zusätzliche Sparmassnahmen auslösen. 
Sparen auf dem Buckel der Jugendlichen ist eigentlich die Intension der FDP, wenn ich das so 
richtig interpretiere, und nicht die ernsthafte Auseinandersetzung mit dem Jugendangebot. 
Das beweisen sie etwas mit dem Antrag: Sie wollen sparen, auch bei der Jugend. Beim zwei-
ten Antrag geht es um die Reduktion von 10% beim Personal. Es ist eine typisch bürgerliche 
Forderung, welche in diesem Saal auch schon in einer anderen Konstellation gestellt worden 
ist. Das ist so ein Phantasieantrag. Es wird einmal gesagt, es sollen 10% reduziert werden, 
aber es fehlt mir immer der Zusatz des konkreten Leistungsabbaus vor allem gegenüber der 
Bevölkerung, dass genau gesagt wird, wo Leistungen abgebaut werden sollen. Diese Stellen 
sind ja nicht überflüssig. Meiner Meinung nach gibt es Leistungen, welche die Bevölkerung 
so möchte oder der Einwohnerrat hier beschlossen hat, und diese müssen erfüllt werden. Da 
muss Stellung bezogen werden, auf welche Leistungen man verzichten würde und welche 
konkreten Stellen abgebaut werden sollen. Das gehört zur Verantwortung, wenn man einen 
solchen Antrag stellt. Es ist eine Verantwortung gegenüber der Bevölkerung. Es ist wahr-
scheinlich so, dass die Luft, welche in der Verwaltung von bürgerlicher Seite her immer pro-
pagiert wird, gar nicht in diesem Masse vorhanden ist. So werden einfach irgendwelche Pau-
schalanträge gestellt, das Personal solle um 10% reduziert werden. Aber man hat keine Ah-
nung, wo genau das passieren soll. Ich lade die FDP ein, der Bevölkerung von Aarau zu erklä-
ren, welche Leistungen die FDP abgebaut haben möchte, wenn man das Personal um 10% 
reduziert.                  
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Ich würde gerne noch einige Worte aufnehmen: Michel 
Meyer hat ja den Regierungsrat als Vorbild genommen und uns schmackhaft machen wollen, 
dass wir auch so vorgehen sollten. Ich möchte ihm sagen, dass wir das zumindest in einer 
ersten Phase so getan haben, als er noch nicht Mitglied des Einwohnerrates war, nämlich mit 
Stabilo 1. Da hat man effektiv all die konkreten Aufträge abgeholt und dann dem Einwohner-
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rat vorlegen können. Nachher ist, wie ich schon einmal ausgeführt habe, das Projekt Stabilo 2, 
also das Vorgehen über die Aufträge und die Berichte, erfolgt. Dieses Vorgehen hat der Ein-
wohnerrat mit der Kreditsprechung gutgeheissen. Das Vorgehen wurde so durchgeführt, wie 
wir vorhin schon besprochen haben. Natürlich hat es verschiedenste, sog. operative Mass-
nahmen dabei, aber der Stadtrat hat diese unter dem Thema "Transparenz" aufgeführt. Das hat 
der Stadtrat bei Stabilo 1 auch getan. So weiss man konkret, was es heisst. Wenn wir jetzt 
vielleicht einfach einen Betrag vorgelegt hätten, hätte der Einwohnerrat ev. genau das Gegen-
teil gesagt und moniert, man wisse gar nicht, wo gespart würde. Der Stadtrat findet es wich-
tig, dass Sie sehen, wo die Einsparungen gemacht werden sollen. Natürlich hat es einen ope-
rativen Touch, aber der Stadtrat hat jetzt die Transparenz höher gewichtet. Deshalb hat er 
Ihnen die Massnahmen so vorgelegt. Nun kommt eine nächste Phase, wie ich vorhin schon 
angetönt habe, in welcher sich der Stadtrat darüber beugen muss, in welcher Art und Weise er 
weitergehen will, ob da intern konkretere Aufträge dabei sein sollen oder wie er das machen 
möchte. Dazu kann der Stadtrat heute keine konkreteren Aussagen machen. Die Massnahmen 
A, Optimierung der Verwaltungsorganisationen, hatten einerseits zum Ziel, die Ressortfrage 
insofern zu klären, wie man die Verwaltungsorganisation besser den Ressorts zuordnen könn-
te. Man wollte auch schauen, ob es ein Einsparpotential von bis zu 600'000 Franken gäbe. Der 
Bericht kam zum Schluss, dass ein solches Einsparpotential gar nicht in diesem Ausmasse 
gesehen werden könne, da die Stadtverwaltung eigentlich gut aufgestellt sei und ihre Aufga-
ben gut erfülle. Nun kann natürlich gesagt werden, das sei schöngeredet und hätte anders un-
tersucht werden können. Sie machen dann einfach das Potential bei den freiwilligen Stellen 
aus. Das hat der Stadtrat aufgenommen, ist aber keine wahnsinnig neue Erkenntnis. Da ist der 
Stadtrat dran. Sie konnten in der Botschaft auf Seite 27 lesen, dass der Stadtrat zu diesen 
freiwilligen Stellen eine Haltung hat, dass er im Bereich der Fachstelle Sport und den freiwil-
ligen Stellen im Bereich der Sozialen Dienste jetzt konkrete Aufträge erteilt hat und die Über-
prüfung anordnen will. Es wurde gesagt, dass Leistungen und Personal eine Einheit bilden. 
Man kann nicht nur von Personal sprechen, wenn man nicht auch von Leistungen redet. Da 
möchte der Stadtrat etwas umsichtiger und genauer hinschauen, als einfach eine Zahl von 
10% in die Welt zu setzen. Das wären geschätzte 28 Stellen, welche eben mit Leistungen ver-
bunden sind. Das möchte der Stadtrat jetzt nicht in dieser Klarheit und ohne zu wissen, was 
das dann am Schluss wirklich bedeutet, so entgegennehmen. Der Stadtrat möchte, wie er es 
auch im Bericht sagt, die Verwaltungsorganisation angehen und schauen, wie die Ressorts zur 
Verwaltung passen. In diesem Zusammenhang möchte er auch hinschauen, welche Leistun-
gen erbracht werden. Danach kommt er wieder zum Einwohnerrat. Dieser ist dann selbstver-
ständlich frei, das so zu beurteilen, wie er es für richtig findet oder konkrete Anträge zu stel-
len, wenn er gewisse Leistungen nicht möchte. Der Stadtrat beantragt Ihnen deshalb, die ers-
ten zwei Anträge der FDP in diesem Sinne abzulehnen. Zum dritten Antrag, welcher sich im 
Speziellen auf das Jugendangebot bezieht, wird Stadträtin Franziska Graf als zuständige Res-
sortinhaberin kurz Stellung nehmen.      
 
Franziska Graf, Stadträtin: Den grössten Teil hat Silvia Dell'Aquila bereits sehr korrekt 
ausgeführt. Ich wiederhole das nicht noch einmal. Ich würde es etwas anders sagen, aber der 
Inhalt stimmt mit der Ansicht des Stadtrates überein. Der Stadtrat ist der Meinung, dass es 
genau zu seinen Aufgaben gehört, zu prüfen, ob das noch passt, und das auch immer wieder 
zu überprüfen und Optimierungen zu verfolgen. Ich kann Ihnen ein Beispiel nennen, von wel-
chem Sie soeben auch in der Zeitung lesen konnten und welches das widerspiegelt, was ich 
unter Optimierung in der Jugendarbeit verstehe: Es gibt einen regionalen Kredit für Jugendar-
beit in der Region Aarau. Mit 39 Rappen pro Einwohnerin und Einwohner kann man als Ge-
meinde mitmachen. Verschiedene Jugendarbeitende haben zusammengearbeitet, und zwar 
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ohne Fusionen oder Zusammenschlüsse. Es wurden Ideen entwickelt und Sachen gekauft, 
z.B. eine Streetsocceranlage, welche einmal in Aarau, Suhr, Gränichen oder in den anderen 
Gemeinden, welche hier mitmachen, steht. Das bewährt sich total. So haben alle Gemeinden 
etwas davon und niemand muss die vollen Kosten tragen. Auch die Sackgeldbörse oder Feri-
enangebote werden so organisiert. Was die Liegenschaften betrifft, sind wir auf dem Weg, 
wie das Silvia Dell'Aquila ausgeführt hat. Ich kann Ihnen sagen, dass wir laufend überprüfen, 
wie wir das optimieren können. Wenn Sie den Antrag der FDP annehmen, heisst das eigent-
lich aus unserer Sicht nicht, dass wir mehr machen, aber es heisst, dass wir mit den Ressour-
cen, welche uns zur Verfügung stehen, zusätzlich auch noch einen Bericht schreiben müssen. 
Uns wäre es lieber, wir dürften die Energie und die Ressourcen in die Arbeit stecken.   
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Es liegen also vier verschiedene Anträge vor. Nachdem 
keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen wir zur 
 
Abstimmung über die Anträge zum Massnahmenvorschlag A1: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, zur Kenntnis zu 

nehmen, dass der Stadtrat dem Einwohnerrat 
Massnahmen zur zukünftigen Verwaltungsor-
ganisation in einer separaten Vorlage vorle-
gen wird. 

29 Ja-Stimmen 
9 Nein-Stimmen 
Antrag gutgeheissen 

Antrag FDP Der Stadtrat wird beauftragt, im Rahmen der 
Optimierung der Verwaltungsorganisation 
10% des Personalaufwandes einzusparen. 

12 Ja-Stimmen 
26 Nein-Stimmen 
Antrag abgelehnt 
 

Antrag FDP Der Stadtrat wird beauftragt, im Rahmen der 
Überprüfung der freiwilligen Fach-, Info- und 
Beratungsstellen im Budget 2016 10% der 
Kosten und ab Budget 2017 30% der Kosten 
einzusparen (Handlungsempfehlung 18).  

10 Ja-Stimmen 
28 Nein-Stimmen 
Antrag abgelehnt 

Antrag FDP Der Stadtrat wird beauftragt, die Jugendan-
gebote (Flösserplatz, Wenk, regionale Ju-
gendarbeit etc.) hinsichtlich Optimierung der 
Angebote zu überprüfen. 

13 Ja-Stimmen 
25 Nein-Stimmen 
Antrag abgelehnt 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme B2, Einführung einer 
städtischen Immobilienstrategie. Hier liegt ein Abänderungsantrag der FDP vor. Es geht da-
rum, dass für die Umsetzung der eingesetzte Betrag halbiert und die zusätzlichen Ressourcen 
nicht bewilligt werden sollen. Wir werden zuerst den Abänderungsantrag der FDP dem stadt-
rätlichen Antrag gegenüberstellen. Der obsiegende Antrag kommt dann in die Schlussab-
stimmung.  
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Es geht hier um die 100'000 Franken, mit welchen der 
Stadtrat die städtische Immobilienstrategie auf Vordermann bringen und gleichzeitig das Rol-
lenmodell klären möchte. Ob es dort die 100'000 Franken am Schluss wirklich braucht, wird 
sich noch weisen müssen. Vielleicht braucht es sie auch nicht. Klar ist für den Stadtrat, dass 
es sich um einen Auftrag handelt, welcher extern vergeben werden muss. Wir können ihn 
nebst dem Tagesgeschäft wirklich nicht intern durchführen, da es für die 100 Liegenschaften 
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sehr viele strategische Überlegungen und Daten braucht, um z.B. die Objektdatenblätter her-
zustellen. Die 100'000 Franken stammen aus dem Bericht der Brandenberger+Ruosch AG. 
Der Stadtrat hat diesen Betrag einfach so übernommen. Damit sagt er nicht, dass der Betrag 
bis auf den letzten Franken ausgeschöpft werden muss, aber er hat diese Schätzung aufge-
nommen. Für die Immobilienstrategie wird gesagt, es seien am Schluss zusätzlich 25 Stellen-
prozente und beim Rollenmodell 1,5 Stellen notwendig. Das haben wir so übernommen, weil 
es so vermutet wird. Wenn der Stadtrat die Strategie jetzt überdenkt, wird er natürlich auch 
die Einschätzung machen, ob es das überhaupt so braucht. Wenn es die Stellen bräuchte, 
müssten wir ja wieder in den Rat kommen, um das Geld für die Stellen zu holen. Aber im 
Moment geht es nicht um diese Stellen. Sie bewilligen noch keine Stellen, sondern 100'000 
Franken für die Strategie. Die Stelle wurde einfach erwähnt, um transparent zu zeigen, was 
der Bericht andenkt. Ob der Stadtrat das so übernimmt, wird er aufzeigen. Dann hat der Ein-
wohnerrat immer noch die Möglichkeit, darüber zu entscheiden.      
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge zum Massnahmenvorschlag B2: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, die für die Um-

setzung der Massnahme B2 erforderlichen 
finanziellen Mittel zu genehmigen sowie den 
Stadtrat zu beauftragen, die für die Umset-
zung der Massnahme „Einführung einer städ-
tischen Immobilienstrategie“ (B2) erforderli-
chen personellen Ressourcen genauer zu er-
mitteln und dem Einwohnerrat innert eines 
Jahres zur Genehmigung vorzulegen. 

26 Stimmen 
 

Antrag FDP Antrag an den Einwohnerrat, für die Umset-
zung der Massnahme B2 maximal Fr. 50'000 
zu genehmigen und keine zusätzlichen perso-
nellen Ressourcen dafür zu bewilligen. 

12 Stimmen 

 
Somit hat der stadträtliche Antrag obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag B2: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, die für die Um-

setzung der Massnahme B2 erforderlichen 
finanziellen Mittel zu genehmigen sowie den 
Stadtrat zu beauftragen, die für die Umset-
zung der Massnahme „Einführung einer städ-
tischen Immobilienstrategie“ (B2) erforderli-
chen personellen Ressourcen genauer zu er-
mitteln und dem Einwohnerrat innert eines 
Jahres zur Genehmigung vorzulegen. 

26 Ja-Stimmen 
12 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 
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Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme C, Diverse Massnah-
men zur Verringerung des Nettoaufwandes im Kulturbereich.  Es liegt ein Antrag der FGPK 
vor, dass der Stadtrat dem Einwohnerrat Massnahmen zur Verringerung des Nettoaufwandes 
im Kulturbereich in einer separaten Vorlage unterbreiten solle. Zudem liegt ein Zusatzantrag 
der FDP vor, welcher aber nicht direkt etwas mit dem ersten Antrag zu tun hat.  
 
Hanspeter Hilfiker, Stadtrat: Der Antrag der FGPK wurde im Stadtrat diskutiert. Der aus-
stehende Bericht von Heller Enterprises über die möglichen Sparpotentiale im Kulturbereich 
wird im August erwartet und soll mit einer separaten Vorlage dem Einwohnerrat unterbreitet 
werden. Der Stadtrat unterstützt diesen Antrag. Der Bericht, welcher bereits in einer ersten 
Fassung vorliegt, soll vermutlich mit einer separaten Vorlage im September oder Oktober in 
den Einwohnerrat gebracht werden.  
 
Hans Fügli: Das Paket "Kultur" ist ja noch nicht ganz geöffnet. Wir wissen noch nicht genau, 
wer wo wann wie viel spart. Es werden solche Zahlen herumgeboten, welche Kulturinstitution 
wie viel sparen müsste. Diese Sache ist also noch nicht ganz beendet. Deshalb finden wir, 
dass wir dem Vorschlag der FGPK zustimmen würden. Beim KuK sehen wir das auch so, 
dass wir das erst heute Morgen und die Begründung am Nachmittag erhalten haben. Das 
scheint uns alles etwas kurzfristig zu sein. Aus diesem Grunde sagen wir Nein, wollen uns 
aber selbstverständlich der Diskussion nicht verschliessen. Man muss es anschauen, ob das 
überhaupt geht oder nicht geht. In einem späteren Zeitpunkt kommen wir darauf zurück.      
 
Hanspeter Hilfiker, Stadtrat: Im Zwischenbericht, und das sind die Zahlen, welche wir 
schon einmal erwähnt haben, sollte Heller Enterprises aufzeigen, mit welchen Massnahmen 
10% des Nettoaufwandes der vier Kulturgruppen bzw. Produktegruppen reduziert werden 
könnte. In diesem Rahmen hat man beispielsweise für das KuK bereits gewisse mögliche 
Massnahmen gezeigt, welche unsere bekannte, eigentlich zu tiefe Tarifordnung aufnimmt. 
Wir sind dort im Bereich von möglicherweise 200'000 Franken. Wir gehen aber davon aus, 
dass die aktuell 500'000 Franken Nettoaufwand dann schon noch einmal eine andere Schuh-
nummer sind und bleiben deshalb bei unserem Antrag, dass der Bericht so abgewartet wird, 
wie er jetzt aufbereitet wird. Wir werden dann noch einmal mit der entsprechenden Vorlage 
an den Einwohnerrat gelangen.   
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge zum Massnahmenvorschlag C: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahmen zur Verringerung des Nettoauf-
wandes im Kulturbereich (Massnahme C) 
abzubilden. 
Dabei wird der Stadtrat noch prüfen, welches 
Bündel von Massnahmen zweckmässig ist. 

9 Stimmen 
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Antrag FGPK Es sei zur Kenntnis zu nehmen, dass der 
Stadtrat dem Einwohnerrat Massnahmen zur 
Verringerung des Nettoaufwandes im Kultur-
bereich (Massnahme C) in einer separaten 
Vorlage unterbreiten wird. 

30 Stimmen 

 
Somit hat der Antrag der FGPK obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag der FGPK zum Massnahmenvorschlag C: 
 
Antrag FGPK Es sei zur Kenntnis zu nehmen, dass der 

Stadtrat dem Einwohnerrat Massnahmen zur 
Verringerung des Nettoaufwandes im Kultur-
bereich (Massnahme C) in einer separaten 
Vorlage unterbreiten wird. 

30 Ja-Stimmen 
9 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Abstimmung über den Antrag der FDP zum Massnahmenvorschlag C: 
 
Antrag FDP Der Stadtrat wird beauftragt, die Umwand-

lung des KuK in einen Eigenwirtschaftsbe-
trieb zu prüfen. 

20 Ja-Stimmen 
15 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Pause 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme D2, Verdichtung der 
Arbeitsplätze sowie Konzentration der Verwaltung auf das städtische Rathaus und Heinerich-
Wirri-Strasse 3. Es liegt ein Antrag der FDP vor, den Projektierungskredit auf 180'000 Fran-
ken zu senken. 
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Ich möchte gerne kurz das Wort ergreifen. Bei der Mass-
nahme D2 auf Seite 37 des Berichtes haben Sie alles dargelegt. Hier steht auch, dass für die 
Umsetzung des Konzeptes Initialisierungskosten von rund 1,6 Mio. Franken erforderlich sei-
en. Nicht eingerechnet seien Kosten für aufgestauten Unterhalt, usw. In der Zwischenzeit ist 
das in einem eigenen Geschäft an den Stadtrat noch konkretisiert worden, und zwar aus dem 
Grund, weil wir terminlich ziemlich darauf angewiesen sind, hier vorwärts machen zu kön-
nen. Die Liegenschaft steht vom 30. März 2016 an zur Verfügung. Wir müssen bis im Sep-
tember die Mietverträge der Post kündigen können. Die Idee wäre eigentlich, dass wir schon 
im Oktober dieses Jahres dem Einwohnerrat den Baukredit beantragen könnten. Es pressiert 
also ziemlich. Deshalb haben wir diesen Projektierungskredit noch etwas genauer erhärtet und 
sind dort auf eine Grobkostenschätzung der Baukosten von ca. 2,7 Mio. Franken gekommen. 
Daraus haben wir eine Honorarsumme von ca. 215'000 Franken abgeleitet. Danach hat man 
gemerkt, dass die Informatikplanung noch dazukommt. Das Rechenzentrum muss gezügelt 
und 30 Aussenstandorte angeschlossen werden, usw. So sind wir auf die rund 300'000 Fran-
ken gekommen. Zudem war für den Stadtrat klar, dass man nicht die Liegenschaft an der Hei-
nerich-Wirri-Strasse planen kann, sondern auch das Rathaus miteinbeziehen und Überlegun-
gen anstellen muss, welche Abteilungen bleiben und ob z.B. nur die Abteilungen vom Bahn-
hof an die Heinerich-Wirri-Strasse zügeln oder ob das am Schluss noch etwas komplizierter 
wird. Kann man wirklich das Zivilstandsamt ins Rathaus verschieben, und wenn ja, wie soll 
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das passieren? Es gibt also auch im Rathaus einen gewissen Planungsbedarf, damit das nach-
her als Ganzes vollzogen werden kann. So sind wir auf den Betrag von 360'000 Franken ge-
kommen. Wir sind sehr darauf angewiesen, dass wir von Ihnen heute diesen Kredit gespro-
chen bekommen, da es, wie gesagt, pressiert, wenn wir auf den 1. April 2016 hier einziehen 
können sollten. Das hat sich in diesem Sinne einfach mit dem Bericht, welchen Sie in der 
Vorlage haben, überschnitten. Bei der Massnahme D2 hat man die Kosten einfach einmal so 
im Bericht eingestellt, aber dazu gesagt, dass der Unterhalt noch fehle, die EDV und das Rat-
haus sowieso. Das haben wir jetzt präzisiert, und deshalb sind es nun diese 360'000 Franken 
geworden.     
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge zum Massnahmenvorschlag D2: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, einen Projektie-

rungskredit von Fr. 360‘000.- zur Vorberei-
tung der Umsetzung der Massnahme „Ver-
dichtung der Arbeitsplätze sowie Konzentra-
tion der Verwaltung auf das städtische Rat-
haus und die Heinerich-Wirri-Strasse 3 
(Gastro Social)“ (D2) zu genehmigen. 

28 Stimmen 
 

Antrag FDP Antrag an den Einwohnerrat, einen Projektie-
rungskredit von Fr. 180‘000.- zur Vorberei-
tung der Umsetzung der Massnahme „Ver-
dichtung der Arbeitsplätze sowie Konzentra-
tion der Verwaltung auf das städtische Rat-
haus und die Heinerich-Wirri-Strasse 3 
(Gastro Social)“ zu genehmigen. 

11 Stimmen 

 
Somit hat der stadträtliche Antrag obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag D2: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, einen Projektie-

rungskredit von Fr. 360‘000.- zur Vorberei-
tung der Umsetzung der Massnahme „Ver-
dichtung der Arbeitsplätze sowie Konzentra-
tion der Verwaltung auf das städtische Rat-
haus und die Heinerich-Wirri-Strasse 3 
(Gastro Social)“ (D2) zu genehmigen. 

29 Ja-Stimmen 
10 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme E1, Anhebung der 
Mietzinse für die vermieteten Liegenschaften im Finanzvermögen auf das Niveau der Markt-
miete. Es liegt ein Abänderungsantrag der FGPK, welcher nicht eine "Anhebung der Mietzin-
se", sondern eine "Annäherung der Mietzinse" vorschlägt. Nachdem keine Wortmeldungen 
vorliegen, kommen wir zur 
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Vorabstimmung über die Anträge zum Massnahmenvorschlag E1: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme "Anhebung der Mietzinse für die 
vermieteten Liegenschaften im Finanzvermö-
gen auf das Niveau der Marktmiete" (E1) 
abzubilden. 

11 Stimmen 
 

Antrag FGPK Der Stadtrat sei zu beauftragen, in den Bud-
gets ab 2016 die Massnahme "Annäherung 
der Mietzinse für die vermieteten Liegen-
schaften im Finanzvermögen auf das Niveau 
der Marktmiete" abzubilden. 

Mehrheit  der Stim-
men 

 
Somit hat der Antrag der FGPK obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag der FGPK zum Massnahmenvorschlag E1: 
 
Antrag FGPK Der Stadtrat sei zu beauftragen, in den Bud-

gets ab 2016 die Massnahme "Annäherung 
der Mietzinse für die vermieteten Liegen-
schaften im Finanzvermögen auf das Niveau 
der Marktmiete" abzubilden. 

28 Ja-Stimmen 
11 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme F2, Verzicht auf 
Blockzeiten in der 5. und 6. Klasse. Es liegt ein Abänderungsantrag der FDP vor, der vor-
schlägt, erst ab der 6. Klasse auf die Blockzeiten zu verzichten. 
 
Barbara Urech: Im April 2008 hat sich die Aarauer Bevölkerung mit einem klaren "Ja" für 
die schulischen Bockzeiten entschieden. Die Einführung dieser schulischen Blockzeiten ver-
langte eine andere Aufteilung des Schulalltags. Da alle Kinder den ganzen Morgen in der 
Schule sind, mussten zusätzliche Lehrpersonen angestellt werden, damit wie bisher der Unter-
richt auch in Halbklassen durchgeführt werden konnte. Die Zusatzlektionen erlauben es, die 
Qualität des bisherigen Halbklassenunterrichts zu sichern und weiterzuentwickeln. Für die 
heutige 5. Klasse berechnet man die Blockzeiten mit 2 Zusatzlektionen pro Woche. Für die 
6. Klasse berechnet man 1 Zusatzlektion pro Woche. Bis im Jahr 2014 zählte die 6. Klasse zur 
Oberstufe. Auf dieser Stufe existiert dieses Modell nicht. Eine Verringerung der täglichen 
Betreuungszeit der 6. Klasse um rund 15 Minuten ist für diese Altersstufe verantwortbar. Der 
15-minütige Morgenkreis kann ohne Qualitätsverlust in dieser wichtigen Stufe gestrichen und 
somit 23'000 Franken gespart werden. Weiterhin ist uns von der FDP-Fraktion aber wichtig, 
dass bei der 5. Primarklasse die Blockzeiten nicht weggenommen werden. Dies wären 2 Lek-
tionen pro Woche, welche irgendwo fehlen. Wichtig ist auch zu sagen, dass gerade beim Sa-
chunterricht Doppelstunden eingesetzt werden müssen. Weiter möchten wir betonen, dass 
Jugendliche der 5. Klasse doch wirklich noch Primarschüler sind und diese festen Tagesstruk-
turen brauchen. Aus diesem Grund möchte die FDP-Fraktion die Blockzeiten nur bei der 
6. Klasse abschaffen.  
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Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge zum Massnahmenvorschlag F2: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen,  
o die Schulpflege einzuladen, die not-

wendigen Voraussetzungen für die 
Umsetzung der Massnahme „Verzicht 
auf Blockzeiten in der 5. und 6. Klas-
se“ (F2) ab dem Schuljahr 2016/17 zu 
schaffen,  

o in den Budgets ab 2016 die Massnah-
me „Verzicht auf Blockzeiten in der 
5. und 6. Klasse“ (F2) abzubilden. 

3 Stimmen 
 

Antrag FDP Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 
beauftragen,  

o die Schulpflege einzuladen, die not-
wendigen Voraussetzungen für die 
Umsetzung der Massnahme „Verzicht 
auf Blockzeiten in der 6. Klasse“ ab 
dem Schuljahr 2016/17 zu schaffen,  

o in den Budgets ab 2016 die Massnah-
me „Verzicht auf Blockzeiten in der 
6. Klasse“ abzubilden. 

35 Stimmen 

 
Somit hat der Antrag der FDP obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag der FDP zum Massnahmenvorschlag F2: 
 
Antrag FDP Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen,  
o die Schulpflege einzuladen, die not-

wendigen Voraussetzungen für die 
Umsetzung der Massnahme „Verzicht 
auf Blockzeiten in der 6. Klasse“ ab 
dem Schuljahr 2016/17 zu schaffen,  

o in den Budgets ab 2016 die Massnah-
me „Verzicht auf Blockzeiten in der 
6. Klasse“ abzubilden. 

36 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme F3, Kostengünstigere 
Schulinformatik. Hier liegen zwei Zusatzanträge vor, der eine von der FGPK, welcher ver-
langt, dass die städtische Informatik miteinbezogen werden muss, und ein anderer von der 
Fraktion Pro Aarau – EVP/EW – GLP, welcher die Kreisschule Buchs Rohr Aarau mit einbe-
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zogen haben möchte. Wir werden zuerst die beiden Zusatzanträge einander gegenüberstellen 
und dann eine Abstimmung durchführen, ob die obsiegende Ergänzung überhaupt gemacht 
werden soll. Danach erfolgt die Schlussabstimmung über die Massnahme F3.  
 
Christoph Waldmeier: Ich versuche, mich etwas kurz zu fassen. Beim Änderungsantrag 
bezüglich Schulinformatik gibt es einige Sachen, welche man wissen muss. Wenn man ver-
gleicht, wieviel Geld die städtische Informatik verbraucht und dann anschaut, wieviel das bei 
der Schule ist, sieht man, dass die Schule mehr Computer betreut als die städtische Informa-
tik. Das Geld beinhaltet aber auch den Support, die Löhne derjenigen, welche das verwalten 
und natürlich die Hardware. Bei der Stadt hat man einen Bericht gemacht, welcher viele Sei-
ten umfasst und das sehr genau untersucht. Bei der Schule wurde einfach gesagt, an welchen 
Orten die Kosten etwas reduziert werden könnten. Die betroffenen Personen sind nicht gross 
befragt worden. Sie sind von dem Zeitpunkt an informiert gewesen, als das ganze Stabilo-
Paket öffentlich auf dem Internet zugänglich gewesen ist. Für mich stellen sich auch noch ein 
paar Fragen, welche eben nicht gestellt worden sind, z.B. wie Synergien genutzt werden 
könnten, welche sich durch den neuen Kreisschulverbund ergeben würden. Die sind jetzt 
nämlich eben daran, ihr System zu optimieren. Dann ist vielleicht auch möglich, dass die In-
formatik gleichzeitig mit der Stadt eingekauft wird. Es stellt sich auch die Frage, welche Kos-
tenfolgen eine Systemumstellung hätte. Ich glaube nicht, dass das einfach kostenneutral 
durchgeführt werden könnte. Vor drei Monaten sind ganz neue Mac-Geräte zum Stückpreis 
von 1'150 Franken angeschafft worden. Diese halten bei uns in der Schule 8 Jahre lang. Was 
passiert dann mit denen? Man kann nicht am einen Ort PC's und am anderen Ort Mac's laufen 
lassen, das muss aufeinander abgestimmt sein. Bitte unterstützen Sie diesen Antrag, denn, und 
das konnten Sie auch dem Antrag entnehmen, es braucht noch etwas Zeit und muss genauer 
abgeklärt werden. Vielleicht noch eine kurze Bemerkung: Es gab Städte und Dörfer, welche 
bei der Informatik versucht haben, Freeware einzusetzen. Das funktioniert aber nicht, da die 
meisten Leute zuhause mit Office arbeiten. Mit Freeware, welche allenfalls an einer Schule 
eingesetzt würde, könnten die meisten Daten nicht transferiert werden. Bitte geben Sie dieser 
Informatik noch etwas Zeit, damit wirklich geprüft werden kann, was einzusparen ist. Viel-
leicht liegt sogar noch mehr drin, aber das weiss man jetzt noch nicht. Wir werden es sehen.       
 
Franziska Graf, Stadträtin: Zum Antrag des Stadtrates muss ich nichts mehr sagen. Zu den 
anderen beiden kann ich Ihnen sagen, dass sie sowieso auf unserer Pendenzenliste sind, und 
zwar im Rahmen unter anderem auch vom Projekt Kreisschule Aarau-Buchs. Dort wird die 
ganze Informatikgeschichte der Schule noch einmal detailliert diskutiert werden. So gesehen 
kommt das sowieso, egal, ob Sie die Anträge annehmen oder nicht. Wir sind dort dran. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge zum Massnahmenvorschlag F3: 
 
Antrag FGPK Zustimmung zur Massnahme F3 mit der Er-

gänzung, dass die Zusammenarbeit mit der 
städtischen Informatik zu prüfen ist. 

0 Stimmen 
 

Antrag Pro Aarau – 
EVP/EW – GLP 
 

Das Einsparpotential in der Schulinformatik 
soll präzise erörtert werden. Dabei sei zu 
beachten, ob eine gemeinsame Beschaffungs-

38 Stimmen 
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strategie mit der Stadtinformatik möglich ist. 
Zudem sollen die Optimierungsmöglichkeiten 
im Rahmen der gemeinsamen Kreisschule 
Buchs Rohr Aarau mit einbezogen werden. 
Der Stadtrat wird beauftragt, die Massnah-
men im Budget 2017 abzubilden.  

 
Somit hat der Antrag von Pro Aarau – EVP/EW – GLP obsiegt. 
 
Christoph Waldmeier: Ich möchte nur kurz sagen, dass der Antrag als Änderungsantrag 
beschrieben ist, und zwar geht es darum, mit diesen 90'000 Franken im Moment noch zuzu-
warten, denn das ist etwas, was im Moment die Informatik nicht so leisten kann, weil die Leu-
te nicht genug informiert worden sind. Sie müssen das zuerst planen und herausfinden, wie 
und womit sie das kürzen könnten. Im Antrag möchten wir, dass im Budget 2017 abgebildet 
wird, was genau und wieviel eingespart wird. Somit haben wir eigentlich auch einen konkre-
ten Auftrag gegeben. 
 
Franziska Graf, Stadträtin: Ich habe auch noch eine präzisierende Anmerkung: Wenn ich 
das richtig lese, sollten ja die Optimierungsmöglichkeiten im Rahmen der gemeinsamen 
Kreisschule Aarau-Buchs mit einbezogen werden. Für das Budget 2017 wird es diese Kreis-
schule voraussichtlich aber noch nicht geben. Das muss klar sein. Das Budget gilt für das 
ganze Jahr 2017 und dann müsste am 1. Januar 2017 diese Schule ja bereits laufen.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge zum Massnahmenvorschlag F3: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen,  
o die Schulpflege einzuladen, die not-

wendigen Voraussetzungen für die 
Umsetzung der Massnahme „Kosten-
günstigere Schulinformatik“ (F3) ab 
dem Schuljahr 2016/17 zu schaffen,  

in den Budgets ab 2016 die Massnahme 
„Kostengünstigere Schulinformatik“ (F3) 
abzubilden. 

11 Stimmen 

Antrag Pro Aarau – 
EVP/EW – GLP 

Das Einsparpotential in der Schulinformatik 
soll präzise erörtert werden. Dabei sei zu 
beachten, ob eine gemeinsame Beschaffungs-
strategie mit der Stadtinformatik möglich ist. 
Zudem sollen die Optimierungsmöglichkeiten 
im Rahmen der gemeinsamen Kreisschule 
Buchs Rohr Aarau mit einbezogen werden. 
Der Stadtrat wird beauftragt, die Massnah-
men im Budget 2017 abzubilden. 

27 Stimmen 
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Somit hat der Antrag von Pro Aarau – EVP/EW – GLP obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag Pro Aarau – EVP/EW – GLP zum Massnahmenvor-
schlag F3: 
 
Antrag Pro Aarau – 
EVP/EW – GLP 

Das Einsparpotential in der Schulinformatik 
soll präzise erörtert werden. Dabei sei zu 
beachten, ob eine gemeinsame Beschaffungs-
strategie mit der Stadtinformatik möglich ist. 
Zudem sollen die Optimierungsmöglichkeiten 
im Rahmen der gemeinsamen Kreisschule 
Buchs Rohr Aarau mit einbezogen werden. 
Der Stadtrat wird beauftragt, die Massnah-
men im Budget 2017 abzubilden. 

30 Ja-Stimmen 
9 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme G1, Verkürzung der 
mittleren Lektionsdauer für Schülerinnen und Schüler der 2. bis 4. Klasse.   
 
Peter Roschi: Mit diesem Antrag wird uns gesagt, dass im Jahr 2016 27'000 Franken und im 
Jahr 2017 64'000 Franken eingespart werden könne und man die Lektionsdauer von 29 auf 25 
Minuten verkürzen könne. Wie man auf die 29 Minuten kommt, haben wir bereits gehört, da 
möchte ich mich gar nicht mehr darüber auslassen. Tatsache ist, dass seit ziemlich genau zwei 
Jahren alle Musiklehrpersonen der Stadt Aarau nach GAL angestellt sind. Im Schuljahr 
2012/2013 hat der Regierungsrat in einer Verordnung für die Volksschule die Lektionsdauer 
auf generell 45 Minuten festgelegt. Jetzt unterrichten wir also an der Musikschule Aarau im-
mer noch 50 Minuten, weil das Reglement noch nicht angepasst worden ist, aber eigentlich 
könnten wir gemäss Verordnung nur noch 45 Minuten unterrichten. Im neuen Reglement, das 
dann irgendeinmal kommt und auf diese Sitzung versprochen worden ist, aber immer noch 
nicht vorliegt, müssen ganz sicher Lektionen von 45 Minuten enthalten sein. Das heisst, dass 
wir die Lektionsdauer um 10% verkürzen, wir aber immer noch genau denselben Lohn haben, 
da wir ja gemäss GAL angestellt sind. Wenn Sie dem jetzt zustimmen, dann stimmen Sie ei-
ner Massnahme zu, bei welcher gar kein grosses Einsparpotential vorhanden ist. Es steht auch 
etwas von Gruppenunterricht. Wir haben bereits Gruppenunterricht, und zwar bei den Tam-
bouren und den Blockflöten. Bei anderen Instrumenten Gruppenunterricht durchzuführen, ist 
sehr schwierig. Ich wäre als Musiklehrer froh, wenn ich das Musikschulreglement vorher 
einmal sehen würde, bevor es dann hier im Einwohnerrat beraten wird. Bis heute ist mir das 
immer verweigert worden. Trotz mehrmaligem Nachfragen habe ich das Reglement nie mehr 
anschauen können, seit es in Revision ist. Ich bitte Sie, dem nicht zuzustimmen. Es ist ehrlich, 
wenn man sagt, diese Reduktion finde so nicht statt. Es findet eine Lektionsdauerkürzung 
statt, aber einsparen können wir damit rein gar nichts. Und noch zum Schluss: Es erstaunt 
mich, dass externe Leute beauftragt werden und man für einen solchen Bericht in den Schulen 
irgend etwas bezahlt.     
 
Hüseyin Haskaya: Herr Roschi hat ja aus der Sicht der Lehrerinnen und Lehrer nun geschil-
dert, dass es nur eine Verkürzung ist. Ich habe eine andere Ansicht. Hören Sie mal zu, ich 
pfeife Ihnen kurz etwas vor. Wenn es so weiter geht mit Verkürzungen, werden die Kinder 
sehr wahrscheinlich am Schluss nur pfeifen können oder noch mit Klatschen vielleicht einen 
Rhythmus halten können. Ich denke, es ist nicht das Ziel, dass mit der Verkürzung irgendwel-
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che Talente oder Interessen abgehakt werden. Es bringt auch finanziell überhaupt nichts. Auf-
grund pädagogischer und musikalischer Aspekte ist es klar, dass eine Musiklektion norma-
lerweise mindestens zwischen 45 und 50 Minuten liegen muss. Ich kenne das als Musiker und 
kann es aus eigener Erfahrung bestätigen. Deshalb lehnt die SP-Fraktion diese Massnahme 
einstimmig ab.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag G1: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, die Schulpflege einzuladen, mit 
der Revision des Reglements der Musikschule 
Aarau die Voraussetzungen für die Umset-
zung der Massnahme „Verkürzung der mittle-
ren Lektionsdauer für Schülerinnen und Schü-
ler der 2. bis 4. Klasse“ (G1) ab dem Schul-
jahr 2016/17 zu schaffen und das revidierte 
Reglement dem Einwohnerrat zur Genehmi-
gung vorzulegen. 

6 Ja-Stimmen 
33 Nein-Stimmen  
Antrag abgelehnt 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme G2, Erhöhung der 
Elternbeiträge. 
 
Hans Fügli: Die SP-Fraktion lehnt eine Erhöhung der Elternbeiträge mehrheitlich ab. Wir 
teilen die Meinung des Elternbeirates, welche alle erhalten haben, dass durch eine Erhöhung 
die Chancengleichheit für Kinder, deren Eltern ein geringeres Einkommen haben, nicht mehr 
gewährt werden kann. Das finden wir sehr schade. Bei einer Annahme des stadträtlichen An-
trages werden wir uns bei der anstehenden Revision des Musikschulreglementes vehement 
dafür einsetzen, dass eine einkommensabhängige Abstufung der Elternbeiträge vorgesehen 
werden könnte.   
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag G2: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, die Schulpflege einzuladen, mit 
der Revision des Reglements der Musikschule 
Aarau die Voraussetzungen für die Umset-
zung der Massnahme „Erhöhung der Eltern-
beiträge“ (G2) ab dem Schuljahr 2016/17 zu 
schaffen und das revidierte Reglement dem 
Einwohnerrat zur Genehmigung vorzulegen. 

25 Ja-Stimmen 
14 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 
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Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme H3, Verringerung des 
städtischen Beitrags an die FuSTA-Trägerschaften. Hier liegt ein Abänderungsantrag der 
Fraktion Grüne vor, welcher verlangt, dass die Massnahme H3 in einer separaten Vorlage zur 
Genehmigung vorgelegt wird. Wir werden die Anträge zuerst einander gegenüberstellen, be-
vor wir zur Schlussabstimmung zur Massnahme H3 kommen.  
 
Petra Ohnsorg Matter: Wir Grünen möchten, dass uns Sparvorschläge im Bereich FuSTA 
nicht pauschal, sondern separat und detailliert vorgelegt werden. Obwohl nämlich einem ex-
ternen Expertenbericht keine verwertbaren Sparmassnahmen zu entnehmen sind, will der 
Stadtrat mit der Massnahme H3 sage und schreibe 235'000 Franken einsparen. Wie gedenkt 
man dann dieses Ziel zu erreichen? Sollen mehr Praktikantinnen eingesetzt, nur noch einmal 
pro Woche Fleisch gegessen, M-Budget-Milch oder Stoffwindeln gebraucht werden? Wir 
wollen auf keinen Fall, dass an der Qualität und dem Standard der FuSTA-Trägerschaften 
gerüttelt wird oder dass sich nur noch Wohlhabende einen Krippenplatz leisten können. Es 
braucht FuSTA unbedingt, und auch der Stadtteil Rohr muss definitiv in die FuSTA einge-
bunden werden. FuSTA bedeutet nachweislich mehr Standortattraktivität, mehr Steuerbeiträ-
ge und bessere Integration, um nur die offensichtlichsten Mehrwerte zu nennen. Das alles 
wollen wir nicht durch pauschale Sparmassnahmen gefährden und auch nicht durch unnötig 
stark steigende Kosten. Wir wollen, dass FuSTA zielgerichtet und langfristig auf eine gesunde 
Basis gestellt wird. Dafür braucht es eine vollständige Kostenanalyse. Anstatt über einzelne 
Massnahmen zu diskutieren, welche die Krippen dann alleine über ihren Stellenschlüssel 
kompensieren müssen, schauen Sie, werte Stadträtinnen und Stadträte, doch einmal das Fi-
nanzierungsmodell genauer an oder lassen Sie es anschauen. Es ist unverständlich, dass diese 
Aufgabe beim Auftrag an die externen Experten explizit ausgeklammert worden ist. Man 
vermutet nämlich, dass dort für alle am meisten gewonnen werden könnte, ohne dass in Zu-
kunft Praktikantinnen Windeln waschen müssen.  
 
Barbara Schönberg von Arx: Die CVP unterstützt den Abänderungsantrag der Grünen. Mit 
den 235'000 Franken scheint tatsächlich ein grosses Sparpotential vorhanden zu sein, und dies 
erst noch, ohne dass eine Ertragssteigerung vorgesehen wäre. Auch wir haben unsere Zweifel, 
wie dies aufgrund der vorhandenen Unterlagen zu realisieren wäre. Es scheint uns deshalb 
richtig zu sein, die Massnahme H3 in einer separaten Vorlage zur Genehmigung vorgelegt zu 
bekommen. Wir erwarten ein detailliertes und sorgfältiges Prüfen der Angebote. Drei Punkte 
sind uns wichtig: Einen Teil der diskutierten Vorschläge könnten wir uns durchaus vorstellen, 
z.B. eine Schliessung zwischen Weihnachten und Neujahr, kaum aber im Sommer. Dann 
müssten innovative Projekte und Ideen geprüft werden, z.B. mit Freiwilligenarbeit und Eltern-
integration in der Unterstützung. Auch wir erwarten, dass das Finanzierungsangebot noch 
einmal überprüft wird. Wir unterstützen also diesen Abänderungsantrag.   
 
Esther Belser Gisi: 235'000 Franken kann FuSTA nur durch die Reduktion der Öffnungszei-
ten oder durch die Einführung von Betriebsferien im Sommer einsparen. Beides sind Kosten-
einsparungen, die für die Einrichtungen selber weniger gross sind, als die wegfallenden Ge-
meindebeiträge. Es wären flankierende Massnahmen erforderlich. Das wird im Massnahmen-
katalog erwähnt. Wenn diese Unterstützung von Seiten der Stadt nicht garantiert ist, und das 
wäre sie vermutlich nicht, setzten wir die Trägerschaften dem Risiko eines hohen Betriebsver-
lustes aus. Sie wären wahrscheinlich gezwungen, zusätzlich Löhne einzusparen und die Be-
treuungsqualität zu reduzieren. Aber das Lohnniveau der Betreuerinnen und Betreuer ist be-
reits sehr tief, eines der tiefsten in der Stadt überhaupt. Ohne die günstigen Praktikantinnen 
wäre es schon jetzt gar nicht machbar. Dabei leisten die Angestellten eine wertvolle und wich-
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tige Arbeit, welche die Qualifikationen braucht. Wir sind gegen die Kürzung der Beiträge, 
ohne dass man weiss, wie man das machen soll. Wir könnten uns aber vorstellen, dass das 
Tarifmodell angepasst wird. Heute werden auch Verdienende in der höchsten Einkommens-
klasse von der Stadt subventioniert, was in den meisten Betreuungseinrichtungen in der Um-
gebung nicht üblich ist. Das verstehen wir so eigentlich nicht. Würden diese Subventionen 
wegfallen, wären die Maximalbeiträge etwa in der Grössenordnung der Krippen, die nicht von 
der Stadt unterstützt werden, wie z.B. die Kinderkrippe Koalabär im Stadtteil Rohr. Ja, es gibt 
auch noch Krippen in Aarau, die keine Unterstützung erhalten und damit auch nicht die El-
tern, die ihre Kinder dort betreuen lassen. Das ist ja eigentlich nicht gerecht. Wir könnten uns 
vorstellen, dass längerfristig ein Gutscheinmodell geprüft würde. Das braucht sicher noch 
mehr Zeit. Vorläufig unterstützen wir den Antrag der Grünen. 
 
Franziska Graf, Stadträtin: Der Stadtrat ist eigentlich der Meinung und wünscht sich, dass 
Sie die Massnahme H3 annehmen können. Sie können sie selbstverständlich auch ablehnen. 
Der Stadtrat ist aber der Meinung, dass es eigentlich in seiner Kompetenz liegt, wie dann die 
Einsparungen genau aussehen sollten. Bis jetzt hat der Stadtrat in Sachen FuSTA zum Ein-
wohnerrat kommen müssen, wenn er Geld gebraucht hat. Das wäre hier der Fall, wenn der 
subventionierte Beitrag grösser würde. Das wäre aber nicht das Ziel dieser Massnahme. Des-
halb bitten wir Sie, den Antrag der Grünen abzulehnen. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge zum Massnahmenvorschlag H3: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Verringerung des städtischen 
Beitrags an die FuSTA-Trägerschaften“ (H3) 
abzubilden. 
Dabei wird der Stadtrat noch prüfen, welches 
Bündel von Massnahmen zweckmässig ist. 

10 Stimmen 

Antrag Grüne Der Stadtrat möge dem Einwohnerrat die 
Massnahme H3 in einer separaten Vorlage 
zur Genehmigung vorlegen. 

27 Stimmen 
 

 
Somit hat der Antrag der Grünen obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag der Grünen zum Massnahmenvorschlag H3: 
 
Antrag Grüne Der Stadtrat möge dem Einwohnerrat die 

Massnahme H3 in einer separaten Vorlage 
zur Genehmigung vorlegen. 

28 Ja-Stimmen 
10 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme J1.1, Tarife für haus-
wirtschaftliche Leistungen erhöhen. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen wir 
zur 
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Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag J1.1: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, zur Kenntnis zu 

nehmen, dass die Umsetzung der Massnahme 
„Tarife für hauswirtschaftliche Leistungen 
erhöhen“ (J1.1) bereits läuft. 

37 Ja-Stimmen 
1 Nein-Stimme  
Antrag gutgeheissen 

     
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme J1.2, Tarife für haus-
wirtschaftliche Leistungen für finanziell gut gestellte Haushalte erhöhen, indem einkommens- 
und vermögensabhängige Tarife eingeführt werden. Nachdem keine Wortmeldungen vorlie-
gen, kommen wir zur 
 
Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag J1.2: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, zur Kenntnis zu 

nehmen, dass der Stadtrat auf die Umsetzung 
der Massnahme „Tarife für hauswirtschaftli-
che Leistungen für finanziell gut gestellte 
Haushalte erhöhen, indem einkommens- und 
vermögensabhängige Tarife eingeführt wer-
den“ (J1.2) verzichtet, da sie mit der Umset-
zung der Massnahme J1.1 gegenstandslos 
geworden ist. 

37 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme J2, "Kleinmassnah-
men" zur Verringerung des (administrativen) Aufwands der Spitex Aarau.  
 
Angelica Cavegn Leitner, Stadträtin: Ich möchte nur ganz kurz auf die drei Punkte einge-
hen, welche von der FDP erwähnt worden sind. Zuerst einführend: Es geht um den Bericht, 
welcher auf den Zahlen von 2013 basiert. Bei dem enorm hohen Ausbildungsaufwand ist es 
so, dass dort alle Auszubildenden und Praktikanten eingerechnet sind. Wir haben eine Anzahl 
Auszubildende, welche wir auch haben müssen, denn wir unterstehen ja dem sog. "Bonus-
Malus-System". Wenn wir genügend Auszubildende haben, erhalten wir Gelder und sonst 
müssen wir bezahlen. Beim zweiten Punkt geht es um die Entflechtung der Krankenpflege 
und der Haushaltshilfe: Diese findet statt. Der dritte Punkt betrifft die Generierung von Dritt-
mitteln. Auch bei diesem Punkt ist man dran, aber ich habe einen Hinweis erhalten, dass auch 
Stiftungen daran interessiert wären, hier noch zu unterstützen. Das einfach noch zur Informa-
tion.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keinen Wortmeldungen mehr vorliegen, kom-
men wir zur 
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Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag J2: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Kleinmassnahmen zur Verrin-
gerung des (administrativen) Aufwands der 
Spitex Aarau“ (J2) abzubilden. 

35 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zum Zusatzantrag der FDP zur Grup-
pe J, welcher einen Benchmark der Spitex-Kosten und weitere Massnahmen zur Reduktion 
der Kosten verlangt. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur 
 
Abstimmung über den Antrag der FDP zur Massnahmenvorschlagsgruppe J: 
 
Antrag FDP Der Stadtrat wird beauftragt, einen Bench-

mark der Spitex-Kosten (bezgl. Vollkosten für 
hauswirtschaftliche Leistungen sowie für die 
Pflege, verrechenbare Stunden, Kostende-
ckungsgrad) zu machen und Sparmassnahmen 
einzuleiten (z.B. Reduktion des viel zu hohen 
Ausbildungsaufwands, Reduktion der Perso-
nalkosten durch personelle Entflechtung der 
Krankenpflege und der Haushalthilfe, Gene-
rierung von Drittmitteln). 

15 Ja-Stimmen 
21 Nein-Stimmen  
Antrag abgelehnt 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme K1, Reduktion der 
Anzahl eingesetzter Endgeräte. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur 
 
Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag K1: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Reduktion der Anzahl eingesetz-
ter Endgeräte“ (K1) abzubilden. 

38 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme K2, Selektivere Li-
zenzierung von Fachapplikationen und Büroautomatisations-Applikationen. Nachdem keine 
Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur 
 
Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag K2: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Selektivere Lizenzierung von 
Fachapplikationen und Büroautomations-
Applikationen“ (K2) abzubilden. 

39 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 
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Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme K3, Weitere Professi-
onalisierung der Beschaffung / des Einkaufs. Hier liegt ein Abänderungsantrag der FGPK vor, 
welcher zusätzlich die Zusammenarbeit mit der Schule beinhaltet. Wir werden die beiden An-
träge einander zuerst gegenüberstellen und danach mit dem obsiegenden in die Schlussab-
stimmung zur Massnahme K3 gehen.  
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Der Stadtrat sträubt sich also nicht gegen diesen Antrag. 
Er findet es sinnvoll, eine solche Zusammenarbeit zu prüfen. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge des Stadtrates und der FGPK zum Massnahmenvor-
schlag K3: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Weitere Professionalisierung 
der Beschaffung / des Einkaufs“ (K3) abzu-
bilden. 

1 Stimme 

Antrag FGPK Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 
beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Weitere Professionalisierung 
der Beschaffung / des Einkaufs in Zusammen-
arbeit mit der Schule" (K3) abzubilden. 

37 Stimmen 
 

 
Somit hat der Antrag der FGPK obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag der FGPK zum Massnahmenvorschlag K3: 
 
Antrag FGPK Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Weitere Professionalisierung 
der Beschaffung / des Einkaufs in Zusammen-
arbeit mit der Schule“ (K3) abzubilden. 

38 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zum Zusatzantrag der FDP zur Grup-
pe K, welcher verlangt, im Bereich IT kostengünstigere Lösungen zu suchen, insbesondere 
das Outsourcing sowie gemeinsame Lösungen mit anderen Gemeinden zu prüfen. 
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Zu diesem Antrag würde ich gerne folgende Ausführun-
gen machen: Der Antrag entspricht eigentlich beim Bericht der Empfehlung E3. Die Empfeh-
lung E3 sagt ja genau, es solle vermehrt Outsourcing bei anstehenden Investitionen geprüft 
werden. Sie sagt gleichzeitig auch, dass das Kosteneinsparpotential dann immer im konkreten 
Fall geprüft werden müsse und ob es Sinn mache, das durchzuführen oder nicht. Auf jeden 
Fall hat der ILA, also der Informatiklenkungsausschuss, vor zwei Jahren festgelegt, dass das 
Outsourcing bei jeder grösseren Anschaffung immer geprüft werden solle, sei es bei einem 
anstehenden Ersatz eines Rechenzentrums oder anderem. Im Februar 2015, als der Bericht 
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vorlag, hat auch der ILA diesen gewürdigt, die Empfehlungen aufgenommen und den Leiter 
der OI beauftragt, die Empfehlungen zu prüfen und dem ILA Bericht und Antrag zu stellen. 
Mit anderen Worten: Es ist ein strategischer Entscheid, ein Outsourcing von Fall zu Fall wirk-
lich seriös zu prüfen. Deshalb ist der Stadtrat der Meinung, dass es diesen Antrag nicht 
braucht. Es würde heissen, dass der Stadtrat wieder alles in einem Bericht darlegen müsste. 
Wie ich vorhin bereits beschrieben habe, machen wir das aufgrund der Empfehlung bereits. 
Deshalb hat der ILA das Outsourcing als strategischen Entscheid eigentlich implementiert. 
Aus diesem Grunde bittet Sie der Stadtrat, diesen Antrag abzulehnen. Erlauben Sie mir noch 
folgende Bemerkung zum Zeitungsbericht der FDP, in welchem die horrenden IT-Kosten 
moniert werden: Ich möchte doch klarstellen, dass der Bericht zu einem anderen Schluss ge-
kommen ist. Er sagt, dass die Kosten eigentlich in einem vergleichbaren Rahmen mit anderen 
Städten liegen und auch das Kosteneinsparpotential wird nicht in einem grossen Ausmasse zu 
Tage gefördert. Es ist mir noch wichtig, dies richtig zu stellen.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung über den Antrag der FDP zur Massnahmenvorschlagsgruppe K: 
 
Antrag FDP Der Stadtrat wird beauftragt, im Bereich IT 

kostengünstigere Lösungen zu suchen, insbe-
sondere das Outsourcing sowie gemeinsame 
Lösungen mit anderen Gemeinden zu prüfen.  

12 Ja-Stimmen 
25 Nein-Stimmen  
Antrag abgelehnt 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme N1, Reduktion der 
Mitgliederzahl des Einwohnerrates auf 40. Die FGPK lehnt diese Massnahme ab. Hier liegt 
ein Antrag des Präsidiums vor. 
 
Lelia Hunziker, Vizepräsidentin: Der Vorstand der Freunde des ZDA ist vor ungefähr drei 
oder vier Monaten auf das Präsidium zugekommen und hat uns angeboten, eine Studie betr. 
Einwohnerrat zu machen. Wir haben dann einige Ideen einspeisen können und diese in meh-
reren Sitzungen mit dem Vorstand und v.a. auch mit Personen des ZDA besprochen. In der 
letzten Woche hat sich nun abgebildet, wohin diese Studie zielt. Es geht um die Demokratie 
nach einer Gemeindefusion. Es soll geprüft werden, welchen Einfluss Gemeindefusionen auf 
die Demokratie in einer Gemeinde haben. Einerseits sollen die intermediären Organisationen 
angeschaut werden, wie sich diese nachher repräsentieren. Als wichtigen Punkt wird das ZDA 
auch die Grösse des Einwohnerrates prüfen. Es wird geprüft, welchen Einfluss die Grösse auf 
die Repräsentation der verschiedenen Quartiere und Stadtteile hat. Es hat sich immer klarer 
abgezeichnet, dass es genau diese Studie sein wird. Es musste zuerst sämtliche Gremien 
durchlaufen. Wir haben uns dann entschieden, einen Rückweisungsantrag zu stellen. Man hat 
zuerst noch geprüft, ob die Studie auf diese Einwohnerratssitzung zu schaffen wäre, aber das 
war überhaupt nicht mehr möglich. Die Studie wird im September herauskommen. Wir fan-
den, wir könnten für die Entscheidungsfindung diese Studie noch abwarten, wenn sie schon 
über die Stadt Aarau gemacht wird und in zwei Monaten herauskommen soll. Deshalb lautet 
unser Abänderungsantrag, diese Entscheidung noch zurückzustellen, zu warten, bis die Studie 
des ZDA vorliegt, was im September sein wird und danach abzustimmen.  
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Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Wir machen es hier ebenfalls so, dass wir die beiden An-
träge einander gegenüberstellen und dann mit dem obsiegenden in die Schlussabstimmung zur 
Massnahme N1 gehen. Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge des Stadtrates und des Präsidiums zum Massnah-
menvorschlag N1: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, eine Revision der Gemeindeord-
nung vorzubereiten und dem Einwohnerrat 
vorzulegen mit dem Ziel, die Massnahme 
„Reduktion der Mitgliederzahl des Einwoh-
nerrates auf 40“ (N1) umzusetzen. 

0 Stimmen 

Antrag Präsidium Der Stadtrat wird beauftragt, dem Einwoh-
nerrat den Antrag zur Massnahme N1 erst 
nach Vorliegen der Resultate der Studie 
„Demokratie nach Gemeindefusionen, Fall-
studie Aarau“ des Zentrums für Demokratie 
zu unterbreiten. 

28 Stimmen 
 

 
Somit hat der Antrag des Präsidiums obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag des Präsidiums zum Massnahmenvorschlag N1: 
 
Antrag Präsidium Der Stadtrat wird beauftragt, dem Einwoh-

nerrat den Antrag zur Massnahme N1 erst 
nach Vorliegen der Resultate der Studie 
„Demokratie nach Gemeindefusionen, Fall-
studie Aarau“ des Zentrums für Demokratie 
zu unterbreiten. 

10 Ja-Stimmen 
19 Nein-Stimmen  
Antrag abgelehnt 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme N1bis, Zustellung der 
Dokumente an den Einwohnerrat ausschliesslich in elektronischer Form. Die FGPK lehnt 
diese Massnahme ab. 
 
Michel Meyer: Ich mache es kurz: Wenn wir schon immer von Opfersymmetrie sprechen 
und unseren Rat und die Sitzungsgelder nicht verkleinern wollen, dann sparen wir doch hier 
bei uns selber etwas und stimmen dem zu, dass uns die Unterlagen nur noch elektronisch zu-
gestellt werden. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur  
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Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag N1bis: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, die Massnahme 

„Zustellung der Dokumente an den Einwoh-
nerrat ausschliesslich in elektronischer 
Form“ (N1bis) umzusetzen. 

16 Ja-Stimmen 
22 Nein-Stimmen  
Antrag abgelehnt 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme N7, Reduktion der 
abteilungsübergreifenden Weiterbildung. Hier liegt ein Ergänzungsantrag der FDP vor, wel-
cher verlangt, das Weiterbildungsangebot für die Mitarbeitenden zu überprüfen. Weil es sich 
um einen Ergänzungsantrag handelt, werden wir zuerst über den Ergänzungsantrag abstim-
men und anschliessend über den ganzen Antrag.  
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Im Antrag der FDP wird der Stadtrat beauftragt zu über-
prüfen, dass keine Doppelspurigkeiten beim Weiterbildungsangebot vorkommen und nur stel-
lenrelevante Weiterbildungen gefördert werden. Dem Stadtrat sind keine Doppelspurigkeiten 
im Weiterbildungsangebot bekannt. Die Weiterbildungen, welche wir ermöglichen, sind stel-
lenrelevant und notwendig für die Funktionen. Da gehören beispielsweise Ausbildungen dazu, 
welche absolviert werden müssen, wie z.B. bei der Polizeischule oder den Zivilstandsbeam-
tinnen und -beamten, Spezialkurse im Sozialbereich, Altersheim, usw. Die sind eigentlich 
immer relevant für die betreffenden Aufgaben. Der Stadtrat hat im letzten Jahr auch das Per-
sonalentwicklungskonzept erarbeiten lassen und verabschiedet. Dieses soll genau zeigen, wie 
unsere Leute gezielt gefördert werden können, damit es zu einem hohen Nutzen auch für die 
Stadt ist. Mit anderen Worten: Die Stadt Aarau finanziert weder Sprachkurse noch andere 
Wunschausbildungen. Es muss immer ein klarer Bedarf der Arbeitgeberin, also der Stadt Aar-
au, gegeben sein. Deshalb ist eine solch aufwändige Überprüfung des Weiterbildungsangebo-
tes aus unserer Optik nicht notwendig. Der Stadtrat bittet Sie deshalb, diesen Antrag abzu-
lehnen.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung über den Ergänzungsantrag der FDP zum Massnahmenvorschlag N7: 
 
Antrag FDP Der Stadtrat wird beauftragt, das Weiterbil-

dungsangebot für die Mitarbeitenden zu 
überprüfen (z. B. Doppelspurigkeiten zu ver-
meiden und nur stellenrelevante Weiterbil-
dungen zu fördern). 

11 Ja-Stimmen 
24 Nein-Stimmen  
Antrag abgelehnt 

 
Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag N7: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Reduktion der abteilungsüber-
greifenden Weiterbildung“ (N7) abzubilden. 

33 Ja-Stimmen 
3 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 
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Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme N15, Verringerung 
des Nettoaufwandes des Betriebs der Sportanlagen durch die Erhöhung der Gebühren für 
nicht-schulische Nutzungen. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur 
 
Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag N15: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, die für die Umsetzung der Mass-
nahme „Verringerung des Nettoaufwandes 
des Betriebs der Sportanlagen durch die Er-
höhung der Gebühren für nicht-schulische 
Nutzungen“ (N15) notwendige Revision des 
Reglements vorzunehmen und dem Einwoh-
nerrat innert eines Jahres zur Genehmigung 
vorzulegen. 

34 Ja-Stimmen 
2 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme N19, Verringerung 
der städtischen Beiträge für die Katastrophenhilfe und die Entwicklungshilfe. Hier liegt ein 
Abänderungsantrag der FDP vor, welcher ganz auf die Beiträge verzichten möchte.  
 
Peter Jann: Die Fraktion Pro Aarau – EVP/EW – GLP unterstützt den Antrag der FGKP auf 
Verzicht zur Umsetzung der Massnahme N19, Verringerung der städtischen Beiträge für Ka-
tastrophenhilfe und Entwicklungshilfe. Es geht uns gut in der Schweiz, es geht uns gut in 
Aarau, trotz Sparübungen auf kommunaler, kantonaler und eidgenössischer Ebene. Im Be-
darfsfall, bei Krankheit oder im Alter können wir auf Unterstützung sozialer Hilfswerke zäh-
len, die Freiheit ist ein hohes Gut, die Korruption ist, zumindest in unserem Alltag, gering und 
wir können unsere Meinung kundtun, ohne um unser Leben zu fürchten. Bei Katastrophen, 
seien es Brände, Unfälle oder Überschwemmungen, dürfen wir auf Versicherungen sowie den 
Zusammenhalt und den Gemeinsinn in der Bevölkerung und bei Nachbarn zählen. Dieses 
Privileg haben nicht alle auf dieser Welt. Gerade ausserhalb von Europa ist es nicht so kom-
fortabel. Für eine kleine Anzahl Fälle leistet die Katastrophen- und Entwicklungshilfe der 
Stadt Aarau einen bescheidenen, globalen Beitrag zur Verbesserung der Situation. 60'000 
Franken ist in der laufenden Stabilo-Debatte nicht wenig. Mit etwas mehr Bescheidenheit bei 
der Ausgestaltung von zukünftigen Bauprojekten und einer Verringerung der Strassen-
baustandards dürfte dieser Betrag aber gut zu kompensieren sein. Vielleicht könnte man 1% 
für Kunst am Bau in 1% für die Entwicklungshilfe umwandeln. Allerdings soll sich die Stadt 
auch weiterhin an der Wirksamkeit der Beiträge orientieren und nicht an der medialen Auf-
merksamkeit von Grosskatastrophen, bei denen ohnehin sehr viele Spenden zusammenkom-
men. Leisten wir diese Unterstützung auch weiterhin und folgen dem Antrag der FGPK. Jeder 
einzelne von uns ist auch dankbar, wenn er oder sie in Zeiten der Not Hilfe erhält. Wer weiss, 
wann man selber einmal darauf angewiesen ist. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Wir machen es hier ebenfalls so, dass wir die beiden An-
träge einander gegenüberstellen und dann mit dem obsiegenden in die Schlussabstimmung zur 
Massnahme N19 gehen. Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen wir zur 
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Vorabstimmung über die Anträge des Stadtrates und der FDP zum Massnahmenvor-
schlag N19: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Verringerung der städtischen 
Beiträge für die Katastrophenhilfe und die 
Entwicklungshilfe“ (N19) abzubilden. 

3 Stimmen 

Antrag FDP Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 
beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Verzicht der städtischen Beiträ-
ge für die Katastrophenhilfe und Entwick-
lungshilfe“ (N19) abzubilden.  

10 Stimmen 
 

 
Somit hat der Antrag der FDP obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag der FDP zum Massnahmenvorschlag N19: 
 
Antrag FDP Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Verzicht der städtischen Beiträ-
ge für die Katastrophenhilfe und Entwick-
lungshilfe“ (N19) abzubilden.  

10 Ja-Stimmen 
29 Nein-Stimmen  
Antrag abgelehnt 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme N19bis, Verzicht auf 
Beitrag an "Aarau eusi gsund Stadt". Hier liegen zwei Abänderungsanträge vor. Der Antrag 
der FDP möchte auf den Beitrag bereits ab 2016 verzichten. Beim Antrag der SP geht es da-
rum, den Beitrag auf 95'000 Franken zu halbieren. Wir werden hier auch zuerst die beiden 
Anträge einander gegenüberstellen und dann mit dem obsiegenden in die Schlussabstimmung 
zur Massnahme N 19bis gehen. 
 
Barbara Schönberg von Arx: Abklärungen haben ergeben, dass die Sekretärin Rita Weg-
müller und Kurt Röthlisberger in absehbarer Zeit pensioniert werden. Rita Wegmüller wird 
per August 2015 und Kurt Röthlisberger per Ende Mai 2016 pensioniert. Die Abklärungen 
mit der Stiftungsrätin und Stadträtin Angelica Cavegn Leitner haben zudem ergeben, dass 
Projekte bis Ende Juni 2016 laufen. Dann könnte regulär, geordnet und anständig abgeschlos-
sen werden. Deshalb lautet der Abänderungsantrag der CVP wie folgt:  
 
Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu beauftragen, in den Budgets ab 2016 die Mass-
nahme "Verzicht auf Beitrag ab 1. Juli 2016 an Stiftung "Aarau eusi gsund Stadt"" abzubil-
den. Dabei wird der Stadtrat noch prüfen, wie die praktische Umsetzung der Massnahme zu 
gestalten ist.  
 
Marc Bachmann: Ich möchte mich möglichst kurz halten und verzichte deshalb darauf, de-
tailliert auf die einzelnen Punkte unseres Antrages einzugehen. Als Mitglied des Aktionsko-
mitees, selbstverständlich ohne jede Entschädigung, liegt mir "Aarau eusi gsund Stadt" natür-
lich auch persönlich am Herzen. Hier spreche ich aber im Namen der SP-Fraktion. Für uns ist 
zentral, dass die Stiftung "Aarau eusi gsund Stadt" einen wichtigen Beitrag zur Gesundheits-
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förderung leistet. Die Stadt Aarau soll ihre Verantwortung im Bereich Gesundheit wahrneh-
men und deshalb die Anstrengungen von "Aarau eusi gsund Stadt" weiterhin honorieren. 
"Aarau eusi gsund Stadt" fördert das Gesundheitsbewusstsein insbesondere auch bei Bevölke-
rungsgruppen, welche durch private Anbieter nicht erreicht werden. Zudem ist der Name 
"Aarau eusi gsund Stadt" in der Bevölkerung verankert und strahlt weit über die Stadt hinaus. 
Die letzten drei Tage haben dies einmal mehr gezeigt: Im Rahmen von "Aarau be-
wegt&geniesst" haben sich 2'500 Personen bewegt und am Kidsgigathlon, am wiederbelebten 
Altstadtlauf oder an der Genusswanderung teilgenommen. Es wäre sehr schade, zukünftig auf 
diese Stiftung und ihre Aktivitäten verzichten zu müssen. Darum bitten wir Sie, die Vernunft 
walten zu lassen und nicht ganz auf den städtischen Beitrag an "Aarau eusi gsund Stadt" zu 
verzichten, sondern ihn "nur" zu halbieren. 
 
Martina Suter: Es gibt von unserer Seite her nur eine kleine Präzisierung: Es geht eigentlich 
nicht darum, dass wir finden, die Angebote seien nicht zweckmässig. Für uns ist es einfach 
etwas speziell zu hören, dass z.B. das Projekt "Aarau bewegt" durch Coop finanziert würde 
und man ihnen aber sagt, man möchte das nicht. Man nehme das zu "Aarau eusi gsund Stadt" 
und unterstütze es mit städtischen Geldern, obwohl es eigentlich eine Institution gäbe, welche 
das übernehmen würde. Ich denke an den Altstadtlauf und auch hier gäbe es Vereine, welche 
das übernehmen würden. Es ist nicht so, dass man sagen müsste, wenn es diese Institution 
nicht mehr gäbe, würde es auch all die Angebote nicht mehr geben. Wenn man schon nach 
Optimierungsmöglichkeiten sucht, so denke ich, dass es sich einfach gewandelt hat, was 
"Aarau eusi gsund Stadt" anbietet. Ich glaube auch, dass es in diesem Gesundheitsförderungs-
bereich ganz viele nationale Vereine, Institutionen und Firmen gibt, welche sich in diesem 
Bereich sehr stark engagieren und die Kosten eigentlich übernehmen würden, damit es die 
öffentliche Hand nicht mehr tun muss. Deshalb unterstützen wir das.   
 
Lukas Häusermann: Ich möchte einfach noch schnell unseren Antrag noch etwas klarer 
formulieren: Es geht uns darum, dass wir aus der Finanzierung durch die Stadt aussteigen 
möchten, aber einfach in einem geordneten Rahmen. Deshalb sind wir bereit, bis im Juni 
2016 die Gelder noch zu sprechen und danach aufzuhören. Insofern möchte ich die FDP bit-
ten zu überlegen, ob sie nicht doch unseren Antrag unterstützen könnten. 
 
Marc Bachmann: Ich möchte nur kurz auf die Aussage von Martina Suter eingehen. Ich fin-
de es natürlich relativ einfach zu sagen, den Stadtlauf könnten auch andere anbieten. Das ist 
vielleicht schon so, aber weshalb hat es dann 18 Jahre gedauert, bis wieder einer stattgefunden 
hat? Es ist einfach, auf die privaten Anbieter zu verweisen, aber wenn es nicht stattfindet, 
muss ja jemand in die Lücke springen. Da ist jetzt "Aarau eusi gsund Stadt" meiner Meinung 
nach die richtige Organisation dafür. 
 
Martina Suter: Wir können mit dem Antrag der CVP gut leben, ziehen unseren Antrag in 
diesem Sinne zurück und unterstützen den Antrag der CVP, dass die Finanzierung bis 1. Juli 
2016 dauert. 
 
Angelica Cavegn Leitner, Stadträtin: Herzlichen Dank für die verschiedenen Voten. "Aarau 
eusi gsund Stadt" hat riesige Pionierarbeit geleistet. Darauf darf man stolz sein, und zwar 
nicht nur die Stadt, sondern auch die zwei Personen, welche das erarbeitet haben, nämlich 
Rita Wegmüller und Kurt Röthlisberger. Der Stadtrat hat sich das lange überlegt und es ist 
tatsächlich so, dass es viele Angebote gibt. Als "Aarau eusi gsund Stadt" begonnen hat, mach-
te das noch niemand. Jetzt sind es viele private Leute und auch kommerziell wird es angebo-
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ten. Deshalb hat der Stadtrat entschieden, dass er künftig auf die finanziellen Beiträge an 
"Aarau eusi gsund Stadt" verzichten möchte. Es ist tatsächlich so, wie es Barbara Schönberg 
gesagt hat, dass "Aarau eusi gsund Stadt" Verpflichtungen hat. Es wurden auch operative Sa-
chen für den Kanton ausgeführt, z.B. "Rauchfrei bleib dabei" oder "Suche Engel". Das sind 
Verpflichtungen, welche bis Mitte 2016 bestehen. Bis spätestens dann ist "Aarau eusi gsund 
Stadt" froh, wenn der Beitrag noch vorhanden ist und man alles überführen kann. Man will 
mit Vereinen und jetzigen Kursleiterinnen schauen, ob sie die Kurse übernehmen möchten. 
Uns ist sehr wichtig, dass das sauber und gut übergeben werden kann. Danach wird die Stif-
tung schauen, wie es weitergehen soll. Die Kürzung des Beitrages von 190'000 Franken heisst 
nicht per se, dass es die Stiftung nicht mehr geben wird, aber man wird schauen, ob sie ir-
gendwo angegliedert werden kann. Das Label "Aarau eusi gsund Stadt" ist ein sehr gutes La-
bel und wir vom Stiftungsrat möchten schauen, dass es irgendwie eine Lösung gibt. Hier habe 
ich nun etwas als Stiftungsratspräsidentin gesprochen, aber der Stadtrat empfiehlt den Ver-
zicht auf diese Gelder. Für mich ist dieser Antrag so machbar. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Wir haben also zwei Verzichtanträge und den Antrag der 
SP, welcher den Betrag belassen möchte. Wir werden jetzt zuerst die beiden Verzichtanträge 
einander gegenüberstellen und danach den obsiegenden Antrag dem Antrag der SP gegen-
überstellen. Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge des Stadtrates und der CVP zum Massnahmenvor-
schlag N19bis: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Verzicht auf Beitrag an Stiftung 
„Aarau eusi gsund Stadt““ (N19bis) abzubil-
den. 
Dabei wird der Stadtrat noch prüfen, wie die 
praktische Umsetzung der Massnahme zu 
gestalten ist. 

0 Stimmen 

Antrag CVP Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 
beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme "Verzicht auf Beitrag ab 1. Juli 
2016 an Stiftung "Aarau eusi gsund Stadt"" 
abzubilden.  
Dabei wird der Stadtrat noch prüfen, wie die 
praktische Umsetzung der Massnahme zu 
gestalten ist.  

28 Stimmen 
 

 
Somit hat der Antrag der CVP obsiegt. 
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Vorabstimmung über die Anträge der CVP und der SP zum Massnahmenvorschlag 
N19bis: 
 
Antrag CVP Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme "Verzicht auf Beitrag ab 1. Juli 
2016 an Stiftung "Aarau eusi gsund Stadt"" 
abzubilden.  
Dabei wird der Stadtrat noch prüfen, wie die 
praktische Umsetzung der Massnahme zu 
gestalten ist.  

25 Stimmen 
 

Antrag SP Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 
beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Halbierung des Beitrags auf 
Fr. 95'000.- an Stiftung „Aarau eusi gsund 
Stadt““ (N19bis) abzubilden. 

13 Stimmen 

 
Somit hat der Antrag der CVP obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag der CVP zum Massnahmenvorschlag N19bis: 
 
Antrag CVP Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme "Verzicht auf Beitrag ab 1. Juli 
2016 an Stiftung "Aarau eusi gsund Stadt"" 
abzubilden.  
Dabei wird der Stadtrat noch prüfen, wie die 
praktische Umsetzung der Massnahme zu 
gestalten ist.  

24 Ja-Stimmen 
12 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme N20, Reduktion der 
Finanzierung der Regionalen Informationsstelle Alter. Hier liegt ein Antrag der FDP vor, auf 
die Finanzierung der Regionalen Informationsstelle Alter zu verzichten. 
 
Angelica Cavegn Leitner, Stadträtin: Ich möchte gerne noch zwei Ergänzungen zu unserer 
RIA, also der Regionalen Informationsstelle Alter, anbringen: Ich habe vom Stadtrat den Auf-
trag erhalten, die Finanzierung dieser Fachstelle mit unseren Vertragsgemeinden anzuschau-
en. Das heisst, dass wir anfangs September mit unseren Vertragsgemeinden des Bezirkes plus 
den vieren, welche noch nicht dabei sind, zusammensitzen und schauen, wie wir künftig diese 
Stelle finanzieren wollen, welche ja eine regionale Stelle ist. Das ist das erste. Und zweitens 
sind wir vertraglich so aufgegleist, dass wir frühestens per Ende 2016 unseren Vertragsge-
meinden sagen können, sie sollen eine andere Lösung suchen. Drittens sind wir auch in Kon-
takt mit der Pro Senectute. Wir haben auch ihr Angebot angeschaut und auch, was andere 
Städte haben. In diesem Sinne bitte ich, den Antrag der FDP klar abzulehnen, denn wir haben 
auch einen gesetzlichen Auftrag. Wir müssen Mindestinformationen gewährleisten. Das ist so 
vom Bunde verordnet worden. Wir sind daran, wir gehen diesen Weg und wollen schauen, 
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wie wir das regional aufziehen und die Kosten verteilen können. In diesem Sinne bitte ich Sie, 
den Antrag der FDP abzulehnen. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge des Stadtrates und der FDP zum Massnahmenvor-
schlag N20: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Reduktion der Finanzierung der 
Regionalen Informationsstelle Alter“ (N20) 
abzubilden. 
Dabei wird der Stadtrat noch prüfen, welches 
das geeignete Vorgehen zur Umsetzung der 
Massnahme ist. 

29 Stimmen 

Antrag FDP Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 
beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Verzicht der Finanzierung der 
Regionalen Informationsstelle Alter“ abzubil-
den.  
Dabei wird der Stadtrat noch prüfen, welches 
das geeignete Vorgehen zur Umsetzung der 
Massnahme ist. 

10 Stimmen 
 

 
Somit hat der Antrag des Stadtrates obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag N20: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Reduktion der Finanzierung der 
Regionalen Informationsstelle Alter“ (N20) 
abzubilden. 
Dabei wird der Stadtrat noch prüfen, welches 
das geeignete Vorgehen zur Umsetzung der 
Massnahme ist. 

38 Ja-Stimmen 
1 Nein-Stimme  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme N21, Verringerung 
der Aktivitäten zur Umsetzung des Altersleitbildes. Hier liegt ein Abänderungsantrag der FDP 
vor, welcher die Verringerung der Aktivitäten um 20'000 Franken möchte. 
 
Angelica Cavegn Leitner, Stadträtin: Das ist unser Altersleitbild. Darin hat der Stadtrat 
verschiedenste Massnahmen definiert. Davon sind 15 prioritär. Den Kredit, den wir um 
10'000 Franken verringern möchten, brauchen wir aber, um Massnahmen des Altersleitbildes 
umsetzen zu können. In diesem Sinne bitte ich Sie, dem Antrag des Stadtrates zuzustimmen, 
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damit wir wenigstens die 10'000 Franken haben, um Projekte wirklich auch umsetzen zu kön-
nen. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge des Stadtrates und der FDP zum Massnahmenvor-
schlag N21: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Verringerung der Aktivitäten 
zur Umsetzung des Altersleitbildes“ (N21) 
abzubilden. 

21 Stimmen 

Antrag FDP Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 
beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Verringerung der Aktivitäten 
zur Umsetzung des Altersleitbilds um 
Fr. 20‘000.-“, abzubilden.  

12 Stimmen 
 

 
Somit hat der Antrag des Stadtrates obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag N21: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Verringerung der Aktivitäten 
zur Umsetzung des Altersleitbildes“ (N21) 
abzubilden. 

33 Ja-Stimmen 
1 Nein-Stimme  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme N22, Nutzungsdauer 
der Patrouillenfahrzeuge der Stadtpolizei erhöhen. Hier liegen zwei Abänderungsanträge vor. 
Der Abänderungsantrag der FGPK möchte die Nutzungsdauer auf 8 Jahre verlängern und der 
Abänderungsantrag von Pro Aarau – EVP/EW – GLP möchte Total Cost of Ownership be-
rücksichtigen. Wir werden zuerst die beiden Abänderungsanträge einander gegenüberstellen 
und mit dem obsiegenden in die Schlussabstimmung zur Massnahme N22 gehen. 
 
Alexander Umbricht: "Der Zauber steckt im Detail." Das wusste bereits Theodor Fontane. 
Das gefällt uns: über die Nutzungsdauer von Patrouillenfahrzeuge zu diskutieren, möglicher-
weise dann noch über die Marke und über die Farbe der Sitzbezüge. Im Gegensatz zum einen 
oder anderen Geschäft heute Abend ist dieses Thema nämlich konkret und fassbar. Und zum 
Thema Autokauf kann sicher Jede oder Jeder in diesem Saal etwas sagen, und sei es nur, dass 
man doch besser Mobility-Genossenschafter würde. Aber ich glaube, der letzte Punkt ist für 
die Polizei keine Option. Sind wir ehrlich: Diese Fragen sind eigentlich nicht die vorgesehene 
Flughöhe für den Einwohnerrat. Aber über die Flughöhe könnte heute Abend das eine oder 
andere Mal diskutiert werden. Es bleibt die Frage, auf welcher Basis der Einwohnerrat dar-
über entscheiden sollte, ob 4, 5 oder 6 oder allenfalls 8 Jahre die richtige Nutzungsdauer sei. 
Wie gesagt, das ist halt schön konkret. Aber eigentlich möchten wir, so hoffe ich zumindest, 
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dass für Polizeifahrzeuge bzw. auch andere Fahrzeuge nicht zu viel Geld ausgegeben wird, 
sondern nur das wirklich Notwendige. Sie können der Antragsbegründung entnehmen, und 
ich nehme an, Sie haben sie gelesen, dass nicht die Investitionskosten bei den Fahrzeugkosten 
alles entscheidend sind, sondern der Betrieb und der Wiederverkaufswert, nebst einigen ande-
ren Sachen, auch sehr wichtig sind. Wenn man also wirklich, und nicht nur auf dem Papier, 
Geld sparen möchte, braucht es eine andere Methode. Genau das nimmt unser Vorschlag auf. 
Mit einem Nebenkostenansatz sollte es möglich sein, wirklich Geld zu sparen. Falls die Ab-
klärungen bei Stabilo 2 seriös waren, müsste mit dieser Methodik zumindest dasselbe Sparpo-
tential resultieren. Das heisst, wenn man unserem Antrag zustimmt, verliert man zumindest 
kein Sparpotential. Zwei oder drei Nebenbemerkungen: Der Ansatz ist natürlich nicht nur auf 
Polizeiautos beschränkt, sondern darf auch gerne bei anderer, geeigneter Stelle angewandt 
werden. Zudem sind wir der Überzeugung, dass die Stadt mit einem Flottenmanagment, das 
seinen Namen verdient, insgesamt Geld sparen könnte. Es wäre schön, wenn auch das noch 
geprüft würde. Und noch ein dritter Hinweis: Der Töff ist billiger als das Auto, das E-Bike ist 
noch einmal billiger und am billigsten sind die Schuhe. Das heisst, allenfalls könnte Geld ge-
spart und Bevölkerungsnähe gezeigt werden, wenn die Polizisten das eine oder andere Mal 
aus dem Auto aussteigen und zu Fuss auf Patrouille gehen würden. Noch ein kurzer Hinweis: 
Ich wäre natürlich für GLP-grüne Sitzbezüge in den Polizeiautos.  
 
Regina Jäggi, Stadträtin: Vielen Dank für die Begründungen. Ich wollte nur noch sagen, 
dass wir bei der Polizei 5 Fahrräder hätten. Dazu besitzen wir noch zwei Motorräder, einen 
Roller, einen zivilen Opel, einen Fiat mit Gasbetrieb und Patrouillenfahrzeuge. Um diese geht 
es hier letztendlich. Wir haben insgesamt vier Patrouillenfahrzeuge. Drei davon sind im Ein-
satz und eines ist immer Ersatz. Zwei brauchen wir tagtäglich während 24 Stunden. Das Er-
satzauto braucht es z.B. bei Fussballspielen. Ich spreche jetzt gleich zu N 22 und N 22bis. Ich 
will damit nur sagen, dass es eben schon eine Rolle spielt, welche Art von Autos man hier 
anschafft. Wenn man die ganze Ausrüstung im Kofferraum platzieren muss, ist es wichtig, 
dass die Breite stimmt. Da ist jetzt einfach dieser BMW das ideale Fahrzeug, weil dieses nicht 
um- und ausgebaut werden muss. Ein Um- und Ausbau würde in der Grössenordnung von 
15'000 bis 20'000 Franken liegen, je nachdem, um welches Auto es sich handelt, also ob es 
ein Kombimodell wie z.B. einen Opel oder Subaru wäre. Man muss sich einfach bewusst sein, 
dass der Ausbau für die Zusatzausrüstung, welche zwingend in einem solchen Patrouillen-
fahrzeug vorhanden sein muss, zum Preis noch dazukäme. Zudem braucht es ein Fahrzeug, in 
welchem die Insassen sicher sind. Das ist auch wichtig. Gleichzeitig ist es das Büro der Pat-
rouillen. Es ist ideal, wenn man immer das selbe Auto bei einem Ernstfalleinsatz fährt, weil 
die Bedienung dann bereits vertraut ist. Das ist ebenfalls sehr wichtig. Es tönt vielleicht für 
einige von Ihnen nicht so nachvollziehbar, aber gehen Sie einmal mit in eine Nachtpatrouille. 
So sehen Sie, wie das läuft und wie wichtig es ist, dass alles auch für unsere Mitarbeitenden 
sicherheitstechnisch stimmt. Ich wollte noch erwähnen, dass der Unterhalt beim BMW bis 
100'000 km oder während der ersten drei Jahre kostenlos ist. Diese Kosten sind im Anschaf-
fungspreis inbegriffen. Wir kaufen die Fahrzeuge bei einer Firma mit Sitz in Aarau. Das ist 
ein Steuerzahler. Nebst der Nähe sollte das vielleicht auch noch in Betracht gezogen werden. 
Im Grossen und Ganzen haben wir ein Flottenmanagement. Das ist durch den dauernden Auf-
bau passiert. Die BMW's haben sich auch bei den Regionalpolizeien bewährt. Es wurde ein 
Vergleich mit Zürich angeführt. Dazu muss ich sagen, dass der Vergleich nicht ganz stimmt. 
In Zürich haben sie eine eigene Werkstatt mit eigenen Leuten. Das kostet natürlich auch. So-
mit kann dieser Vergleich nicht ganz zu Rate gezogen werden. Deshalb bitte ich Sie, dem 
Antrag des Stadtrates zu folgen. 
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Danièle Zatti Kuhn: Wir werden zuerst die zwei Abänderungsanträge einander gegenüber-
stellen. Den obsiegenden Antrag stellen wir danach dem Antrag des Stadtrates gegenüber. Mit 
dem daraus obsiegenden werden wir in die Schlussabstimmung zur Massnahme N22 gehen. 
Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge der FGPK und von Pro Aarau – EVP/EW – GLP 
zum Massnahmenvorschlag N22: 
 
Antrag FGPK Zustimmung zur Massnahme N22 mit einer 

Verlängerung der Nutzungsdauer der Polizei-
fahrzeuge auf 8 Jahre 

0 Stimmen 

Antrag Pro Aarau – 
EVP/EW – GLP  

Massnahmen N22 und N22bis sind wie folgt zu 
ersetzen:  
Bei Beschaffungen von Fahrzeugen der Stadt-
polizei ist zukünftig das Fahrzeug zu wählen, 
das bei gegebenem technischem Anforde-
rungsprofil über die ganze Nutzungsdauer 
unter Betrachtung aller Kosten (z. B. Total 
Cost of Ownership) am günstigsten ist. Der 
Stadtrat wird beauftragt, in den Budgets ab 
2016 die Massnahme abzubilden. 

33 Stimmen 
 

 
Somit hat der Antrag von Pro Aarau – EVP/EW – GLP obsiegt. 
 
Vorabstimmung über die Anträge des Stadtrates und von Pro Aarau – EVP/EW – GLP 
zum Massnahmenvorschlag N22: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, in den Budgets ab 2016 die 
Massnahme „Nutzungsdauer der Patrouillen-
fahrzeuge der Stadtpolizei erhöhen“ (N22) 
abzubilden. 

2 Stimmen 
 

Antrag Pro Aarau – 
EVP/EW – GLP 

Massnahmen N22 und N22bis sind wie folgt zu 
ersetzen:  
Bei Beschaffungen von Fahrzeugen der Stadt-
polizei ist zukünftig das Fahrzeug zu wählen, 
das bei gegebenem technischem Anforde-
rungsprofil über die ganze Nutzungsdauer 
unter Betrachtung aller Kosten (z. B. Total 
Cost of Ownership) am günstigsten ist. Der 
Stadtrat wird beauftragt, in den Budgets ab 
2016 die Massnahme abzubilden. 

31 Stimmen 

 
Somit hat der Antrag von Pro Aarau – EVP/EW – GLP obsiegt. 
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Abstimmung über den Antrag Pro Aarau – EVP/EW – GLP zum Massnahmenvor-
schlag N22: 
 
Antrag Pro Aarau – 
EVP/EW – GLP 

Massnahmen N22 und N22bis sind wie folgt zu 
ersetzen:  
Bei Beschaffungen von Fahrzeugen der Stadt-
polizei ist zukünftig das Fahrzeug zu wählen, 
das bei gegebenem technischem Anforde-
rungsprofil über die ganze Nutzungsdauer 
unter Betrachtung aller Kosten (z. B. Total 
Cost of Ownership) am günstigsten ist. Der 
Stadtrat wird beauftragt, in den Budgets ab 
2016 die Massnahme abzubilden. 

34 Ja-Stimmen 
2 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

            
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme N22bis, Kauf kosten-
günstigerer Patrouillenfahrzeuge für die Stadtpolizei. Hier liegen uns zwei Abänderungsan-
träge vor. Der Antrag der FGPK möchte den Kauf kostengünstigerer Patrouillenfahrzeuge und 
der Antrag von Pro Aarau – EVP/EW – GLP bezieht sich wieder auf dasselbe Anliegen wie 
beim vorhergehenden Antrag. Das Abstimmungsverfahren wird ebenfalls dasselbe wie bei 
Antrag N22 sein. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge der FGPK und von Pro Aarau – EVP/EW – GLP 
zum Massnahmenvorschlag N22bis: 
 
Antrag FGPK Dem Einwohnerrat wird beantragt, den Stadt-

rat zu beauftragen, in den Budgets ab 2016 
die Massnahme "Kauf kostengünstigerer Pat-
rouillenfahrzeuge für die Stadtpolizei" abzu-
bilden. 

0 Stimmen 

Antrag Pro Aarau – 
EVP/EW – GLP  

Massnahmen N22 und N22bis sind wie folgt zu 
ersetzen:  
Bei Beschaffungen von Fahrzeugen der Stadt-
polizei ist zukünftig das Fahrzeug zu wählen, 
das bei gegebenem technischem Anforde-
rungsprofil über die ganze Nutzungsdauer 
unter Betrachtung aller Kosten (z. B. Total 
Cost of Ownership) am günstigsten ist. Der 
Stadtrat wird beauftragt, in den Budgets ab 
2016 die Massnahme abzubilden. 

34 Stimmen 
 

 
Somit hat der Antrag von Pro Aarau – EVP/EW – GLP obsiegt. 
  



Einwohnerrat Aarau 
Sitzung vom 15. Juni 2015 

Amtsperiode 2014/2017 
Seite 186 

 

Vorabstimmung über die Anträge des Stadtrates und von Pro Aarau – EVP/EW – GLP 
zum Massnahmenvorschlag N22bis: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, zur Kenntnis zu 

nehmen, dass der Stadtrat auf die Umsetzung 
der Massnahme „Kauf kostengünstigerer Pat-
rouillenfahrzeuge für die Stadtpolizei“ 
(N22bis) verzichtet. 

3 Stimmen 
 

Antrag Pro Aarau – 
EVP/EW – GLP 

Massnahmen N22 und N22bis sind wie folgt zu 
ersetzen:  
Bei Beschaffungen von Fahrzeugen der Stadt-
polizei ist zukünftig das Fahrzeug zu wählen, 
das bei gegebenem technischem Anforde-
rungsprofil über die ganze Nutzungsdauer 
unter Betrachtung aller Kosten (z. B. Total 
Cost of Ownership) am günstigsten ist. Der 
Stadtrat wird beauftragt, in den Budgets ab 
2016 die Massnahme abzubilden. 

34 Stimmen 

 
Somit hat der Antrag von Pro Aarau – EVP/EW – GLP obsiegt. 
 
Abstimmung über den Antrag Pro Aarau – EVP/EW – GLP zum Massnahmenvor-
schlag N22bis: 
 
Antrag Pro Aarau – 
EVP/EW – GLP 

Massnahmen N22 und N22bis sind wie folgt zu 
ersetzen:  
Bei Beschaffungen von Fahrzeugen der Stadt-
polizei ist zukünftig das Fahrzeug zu wählen, 
das bei gegebenem technischem Anforde-
rungsprofil über die ganze Nutzungsdauer 
unter Betrachtung aller Kosten (z. B. Total 
Cost of Ownership) am günstigsten ist. Der 
Stadtrat wird beauftragt, in den Budgets ab 
2016 die Massnahme abzubilden. 

32 Ja-Stimmen 
1 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme N27bis, Verringerung 
des Nettoaufwandes für die öffentliche Beleuchtung durch Ersatz der NATRIUMdampflam-
pen und Verringerung der Lichtstärke in gewissen Nachtstunden. Nachdem keine Wortmel-
dungen vorliegen, kommen wir zur  
 
Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag N27bis: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, die für die Umsetzung der Mass-
nahme „Verringerung des Nettoaufwandes 
für die öffentliche Beleuchtung durch Ersatz 
der NATRIUMdampflampen und Verringe-

33 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 
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rung der Lichtstärke in gewissen Nachtstun-
den“ (N27bis) benötigten finanziellen Mittel 
genauer zu ermitteln und dem Einwohnerrat 
innert eines Jahres zur Genehmigung vorzu-
legen. 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme Investition 1, Investi-
tionsplanung 2015 – 2020. Hier liegt ein Abänderungsantrag der FDP vor, bei welchem der 
Betrag auf 17,5 Mio. Franken reduziert werden soll.  
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Auch hier nur ganz kurz: Der Stadtrat hat in seiner Bot-
schaft darauf hingewiesen, dass mit 15 Mio. Franken praktisch nur der Unterhalt getätigt wer-
den kann. Der Stadtrat ist aber der Meinung, dass auch eine gewisse Entwicklung möglich 
sein sollte. Deshalb kam er auf diese 20 Mio. Franken. Mit 17,5 Mio. Franken ist aus Sicht 
des Stadtrates auch nicht wirklich eine Entwicklung möglich. Wenn man schon nur an den 
ganzen Bereich der Schulraumbauten denkt, wird dieser Betrag schon beinahe praktisch abge-
sogen. Aus diesem Grunde möchte der Stadtrat Ihnen beliebt machen, bei diesen 20 Mio. 
Franken für die nächste Phase zu bleiben und die Investitionen dann langsam sanft zu glätten. 
In diesem Sinne bittet er Sie, den Antrag der FDP abzulehnen. 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge des Stadtrates und der FDP zum Massnahmenvor-
schlag Investition 1: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, dem Einwohnerrat mit dem Poli-
tikplan 2015 – 2020 eine Investitionsplanung 
vorzulegen, die ab 2018 mutmassliche Netto-
investitionen von durchschnittlich maximal 
Fr. 20 Mio. pro Jahr vorsieht. 

26 Stimmen 
 

Antrag FDP Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 
beauftragen, dem Einwohnerrat mit dem Poli-
tikplan 2015 – 2020 eine Investitionsplanung 
vorzulegen, die ab 2018 mutmassliche Netto-
investitionen von durchschnittlich maximal 
Fr. 17.5 Mio. pro Jahr vorsieht. 

12 Stimmen 

 
Somit hat der Antrag des Stadtrates obsiegt. 
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Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag Investition 1: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, dem Einwohnerrat mit dem Poli-
tikplan 2015 – 2020 eine Investitionsplanung 
vorzulegen, die ab 2018 mutmassliche Netto-
investitionen von durchschnittlich maximal 
Fr. 20 Mio. pro Jahr vorsieht. 

29 Ja-Stimmen 
2 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme Investition 2, Begren-
zung Nettoinvestitionen im Jahr 2018 auf 20 Mio. Franken. Auch hier liegt ein Abänderungs-
antrag der FDP vor, bei welchem der Beitrag auf 17,5 Mio. Franken reduziert werden soll.  
 
Rainer Lüscher: Bei den Zielsetzungen von Stabilo 2 hatte man eine Selbstfinanzierung von 
100% verlangt und sprach von 15 Mio. Franken. Wenn man jetzt 20 Mio. Franken sagt, muss 
auch die Selbstfinanzierung 20 Mio. Franken sein. Aus diesem Grunde sind wir auf 17,5 Mio. 
Franken gekommen. Man sieht es in der Botschaft auf Seite 4. Mit einem Niveau von 15 Mio. 
Franken kann die Werterhaltung der baulichen Infrastruktur gesichert werden. Es bleiben so-
mit durchschnittlich noch 2,5 Mio. Franken für wertvermehrende Investitionen oder Neuin-
vestitionen. Die 2 Mio. Franken "in nicht bauliche Investitionsgüter" sind ja in anderen An-
trägen schon behandelt worden. Ich denke, wir werden hier im Rat keine Chance mit unserem 
Antrag haben, aber überlegen Sie sich das gut. Es sind 2,5 Mio. Franken, welche gespart wer-
den könnten.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge des Stadtrates und der FDP zum Massnahmenvor-
schlag Investition 2: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, dem Einwohnerrat im Budget 
2018 mutmassliche Nettoinvestitionen von 
maximal Fr. 20 Mio. zu beantragen. 

24 Stimmen 
 

Antrag FDP Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 
beauftragen, dem Einwohnerrat im Budget 
2018 mutmassliche Nettoinvestitionen von 
maximal Fr. 17.5 Mio. zu beantragen.  

12 Stimmen 

 
Somit hat der Antrag des Stadtrates obsiegt. 
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Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag Investition 2: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, dem Einwohnerrat im Budget 
2018 mutmassliche Nettoinvestitionen von 
maximal Fr. 20 Mio. zu beantragen. 

24 Ja-Stimmen 
6 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

  
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme Finanz 1, Regeln zur 
Absicherung eines gesunden Finanzhaushalts in der Gemeindeordnung. Noch kurz zur Infor-
mation: Da wir so kurz vor Schluss der Sitzung stehen, werden wir sie heute Abend noch be-
enden. 
 
Oliver Bachmann: Die Regeln zur Absicherung eines gesunden Finanzhaushaltes wird die 
SP-Fraktion ablehnen, und zwar aus drei Gründen: Solche Regeln verhindern, dass der Staat 
antizyklisch handeln kann. Antizyklisch bedeutet, dass der Staat dann, wenn es der Wirtschaft 
schlecht geht, Investitionen tätigen und in den Jahren, in welchen es der Wirtschaft gut geht, 
etwas ansparen kann. Das bedeutet aber hie und da auch, dass man etwas unten durch gehen 
muss. Mit einer Schuldenbremse geht das nicht mehr, das zeigen ja die Wirkungen von 
Schuldenbremsen in anderen Gemeinden, Kantonen und beim Bund. Der zweite Punkt ist 
folgender: Jede politische Generation ist für ihre Finanzpolitik verantwortlich. Wir brauchen 
kein Reglement, das uns vorschreibt, wie wir Finanzpolitik betreiben müssen. Wir müssen das 
hier im Rat entscheiden und die Verantwortung übernehmen und tragen. Der dritte Punkt ist 
der, dass die SP möchte, dass die Stadt Aarau Vermögen behält. Nur funktioniert dann eine 
Schuldenbremse sowieso nicht, da man diese erst dann spürt, wenn man beginnt, Schulden zu 
machen. So macht sie überhaupt keinen Sinn. Deshalb werden wir diesen Vorschlag ablehnen 
und bitten Sie, das ebenfalls zu tun.   
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
 Abstimmung über den Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag Finanz 1: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, dem Einwohnerrat Regeln zur 
Absicherung eines gesunden Finanzhaushalts 
vorzulegen, welche dann in die Gemeinde-
ordnung eingefügt werden sollen. 
Die entsprechende Revision der Gemeinde-
ordnung soll den Stimmberechtigten so zur 
Abstimmung vorgelegt werden, dass die neu-
en Regeln ab dem Haushaltjahr 2018 in Kraft 
sind. 

17 Ja-Stimmen 
20 Nein-Stimmen  
Antrag abgelehnt 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme Finanz 2, Niveau des 
Steuerfusses ab 2016. Der Stadtrat beantragt dabei einen Steuerfuss von 100%. Hier liegen 
zwei Abänderungsanträge vor. Der Antrag von Pro Aarau möchte einen Steuerfuss von 103% 
und der Antrag der FDP möchte den Steuerfuss erst mit dem Budget 2016 festlegen. Wir wer-
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den hier folgendermassen vorgehen: Zuerst stellen wir die beiden Abänderungsanträge einan-
der gegenüber. Der obsiegende wird dann dem Antrag des Stadtrates gegenübergestellt. 
 
Ueli Hertig: Es wundert Sie vielleicht, dass gerade ich heute den Antrag auf Erhöhung des 
Steuerfusses auf 103% stelle. Als ich 2002 hier im Einwohnerrat Einsitz genommen habe, lag 
der Steuerfuss in Aarau bei 103%. Bei der ersten Budgetdebatte wurde der Steuerfuss mit der 
Begründung, die Investitionen würden aufgeschoben und das IBA-Vermögen sei ja vorhan-
den, auf 100% gesenkt. Der Investitionsstau ging weiter. Die Steuern wurden 2006 und 2008 
weiter auf den heute geltenden Steuerfuss gesenkt. Hätte man damals auf diese Steuerfuss-
senkungen verzichtet, wären heute rund 60 Mio. Franken mehr in der Stadtkasse und wir 
würden Investitionen nicht auf den "Sankt Nimmerleinstag" verschieben. Als dienstältester 
Einwohnerrat beantrage ich deshalb, den Steuerfuss wieder auf 103% anzuheben, damit die 
notwendigen Investitionen realisiert werden können und die finanzielle Lage nicht in wenigen 
Jahren trotz aller Sparmassnahmen noch düsterer aussieht. Ich hoffe, Sie können diesen An-
trag unterstützen.  
 
Barbara Urech: Der Stadtrat schlägt vor, ab dem Budget 2016 einen Steuerfuss von 100% zu 
beantragen. Man gehe davon aus, dass man mit dieser Massnahme eine dauerhafte Sicherung 
eines gesunden Finanzhaushalts der Stadt Aarau erreiche. Ich bin aber nicht überzeugt, dass 
nun mit diesem Antrag das Problem vom Tisch ist. So sind auch für das Jahr 2015 zu hohe 
Steuereinnahmen budgetiert worden. Das gesetzte Ziel einer langfristigen Stabilisierung des 
Finanzhaushalts konnte bei weitem nicht erreicht werden. Gleichzeitig soll der Steuerfuss auf 
100% angehoben werden. Die Einsparungsvorschläge sind massiv kleiner als erwartet und zur 
nachhaltigen Sanierung des Stadthaushaltes völlig ungenügend ausgefallen. Heute Abend 
haben wir wieder 700'000 Franken nicht bewilligt, welche man hätte sparen sollen. Wir haben 
aber nichts Zusätzliches miteinander besprochen, wo man den Gürtel noch enger schnallen 
könnte. Die Stadt Aarau hat ein klares Ausgaben- und kein Einnahmenproblem. Die Stadt hat 
Personal, Aufgaben und Ausgaben viel stärker wachsen lassen, als die Einnahmen dies zulies-
sen. Der Aarauer Haushalt muss deshalb ausgaben- und nicht einnahmeseitig saniert werden. 
Notwendiges ist von Wünschbarem zu trennen und unnötige Ausgaben sind einzustellen. Nur 
so können wir einen gesunden Haushalt erreichen. Wir erwarten vom Stadtrat, dass bei der 
Vorlage des Budgets für das Jahr 2016 im Herbst 2015 zusätzliche Sparmassnahmen enthal-
ten sind. Leider ist der Verwaltungsapparat bezüglich Kosten sehr stark gestiegen. Das heisst, 
sparen kann man nur vor allem durch Masshalten beim Personal. Zahlreiche laufende Projekte 
der Verwaltung binden Personalressourcen und führen mittelfristig zu höheren Ausgaben. 
Selbst wenn das gesamte Sparpotential aus Stabilo 2 ausgeschöpft würde, wäre ein Steuerfuss 
von mindestens 109% erforderlich, um die Finanzen im Lot halten zu können. Über eine Er-
höhung des Steuerfusses will die FDP erst dann diskutieren, wenn im Herbst klare Bemühun-
gen sichtbar sind, wie mit den Steuern umgegangen werden soll. Wir verlangen eine klare 
Senkung der Kosten und eine Steigerung der Effizienz. 
 
Jolanda Urech, Stadtpräsidentin: Der Stadtrat macht Ihnen den Vorschlag, den Steuerfuss 
auf 100% zu erhöhen. Er hat das schon mit dem Politikplan 2014 – 2019 angekündigt und 
Ihnen dort aufgezeigt, was das für unseren Finanzhaushalt bedeuten kann. Er hat auch dort 
schon gesagt, dass er eine Steuerfusserhöhung auf das Budget 2016 in Aussicht nimmt. Der 
Erhöhungsvorschlag hatte zu diesem Zeitpunkt damit zu tun, dass man feststellen konnte, dass 
die Erhöhung auf 100% so oder so notwendig sein werde. Deshalb ist es diese Zahl, bei wel-
cher der Stadtrat fand, sie stehe in einem verhältnismässigen und ausgewogenen Kontext im 
Vergleich zum ganzen Paket. Wir distanzieren uns deshalb von einem Steuerfuss von 103%. 
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Das wäre ein Sprung von 9%, und dieser wäre viel zu gross. Es muss ja auch für die Bevölke-
rung ein Sprung sein, welchen sie einerseits verstehen und welcher aus unserer Optik kom-
muniziert werden kann und eingebettet in ein Gesamtkonzept ist. Deshalb sind es diese 100%. 
Genauso finden wir aber auch den Vorschlag der FDP eigentlich nicht unbedingt tauglich. 
Den Steuerfuss erst mit dem Budget 2016 vorzulegen, würde ja heissen, ihn jetzt im Herbst 
2015 vorzulegen. Bis dann wird aber nichts wahnsinnig Neues an Erkenntnissen oder Sparak-
tivitäten mehr passieren, denn wir werden ja jetzt damit beschäftigt sein, diese Punkte, welche 
heute Abend gutgeheissen wurden, umsetzen zu können und im Budget abzubilden. Deshalb 
wird das in dieser kurzen Zeit, welche am Schluss nur noch zwei Monate ausmacht, da der 
Stadtrat nach den Sommerferien bereits die erste Budgetdebatte führen wird, nicht möglich 
sein. Mit anderen Worten: Der Stadtrat möchte Ihnen beliebt machen, die 100% zu unterstüt-
zen, weil sie massvoll, kommunizierbar und ein Teil des ganzen Paketes sind, welches aus 
unserer Optik ausgewogen und nachvollziehbar ist.  
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Nachdem keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Vorabstimmung über die Anträge von Pro Aarau und der FDP zum Massnahmenvor-
schlag Finanz 2: 
 
Antrag Pro Aarau Antrag an den Einwohnerrat, dem Stadtrat 

den Auftrag zu erteilen, dem Einwohnerrat 
zusammen mit dem Budget 2016 eine Erhö-
hung des Steuerfusses auf 103% zu beantra-
gen. 

25 Stimmen 

Antrag FDP  Antrag an den Einwohnerrat, dem Stadtrat 
den Auftrag zu erteilen, den Steuerfuss erst 
mit dem Budget 2016 vorzulegen, wenn die 
effektiven Sparbemühungen sichtbar sind. 

12 Stimmen 
 

 
Somit hat der Antrag von Pro Aarau obsiegt. 
 
Vorabstimmung über die Anträge des Stadtrates und von Pro Aarau zum Massnah-
menvorschlag Finanz 2: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, dem Stadtrat 

den Auftrag zu erteilen, dem Einwohnerrat 
zusammen mit dem Budget 2016 eine Erhö-
hung des Steuerfusses auf 100% zu beantra-
gen. 

3 Stimmen 
 

Antrag Pro Aarau Antrag an den Einwohnerrat, dem Stadtrat 
den Auftrag zu erteilen, dem Einwohnerrat 
zusammen mit dem Budget 2016 eine Erhö-
hung des Steuerfusses auf 103% zu beantra-
gen. 

25 Stimmen 

 
Somit hat der Antrag von Pro Aarau obsiegt.  
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Abstimmung über den Antrag Pro Aarau zum Massnahmenvorschlag Finanz 2: 
 
Antrag Pro Aarau  Antrag an den Einwohnerrat, dem Stadtrat 

den Auftrag zu erteilen, dem Einwohnerrat 
zusammen mit dem Budget 2016 eine Erhö-
hung des Steuerfusses auf 103% zu beantra-
gen. 

25 Ja-Stimmen 
13 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

      
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Somit kommen wir zur Massnahme Finanz 3, Selbstfinan-
zierungsgrad von durchschnittlich mindestens 100% ab dem Jahr 2018. Der Stadtrat hat hier 
noch einen bereinigten Antrag gestellt. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen 
wir zur 
 
Abstimmung über den bereinigten Antrag des Stadtrates zum Massnahmenvorschlag 
Finanz 3: 
 
Antrag Stadtrat Antrag an den Einwohnerrat, den Stadtrat zu 

beauftragen, ab dem Jahr 2018 jeweils ein 
Budget vorzulegen, welches im Durchschnitt 
von zehn Jahren einen Selbstfinanzierungs-
grad von mindestens 100% ergibt. 

29 Ja-Stimmen 
0 Nein-Stimmen  
Antrag gutgeheissen 

 
 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Uns liegen die Resultate der schriftlichen Abstimmung 
vor. Aus zeitlichen Gründen verzichte ich darauf, Ihnen diese detailliert vorzulesen. Es sind 
alle Massnahmen mit unterschiedlichen Stimmenzahlen angenommen worden. Sie liegen zwi-
schen 29 und 38 Ja-Stimmen. Das Vorlesen einzelner Resultate wird nicht gewünscht.  
 
Abstimmungsresultate der schriftlichen Abstimmung 
 
A2 30 ja Stärkung des Ressorts Stadtpräsidium       

 
8 nein 

    
 

2 leer           
A3 30 ja Stärkung des Personalbereichs 

    
 

8 nein 
    

 
2 leer 

    A4 29 ja Aufwertung von Leitungsfunktionen in der Stadtverwaltung im Rahmen der neuen Verwaltungsorganisation 

 
9 nein 

      2 leer           
B1 31 ja Optimierung Bauprozesse durch Einführung des Rollenmodells 

  
 

7 nein 
    

 
2 leer 

    B3 32 ja Optimierung der Planungsprozesse im Stadtbauamt       

 
7 nein 

      1 leer           
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D1 38 ja Optimierung von Mieterträgen 
    

 
1 nein 

    
 

1 leer 
    E2 36 ja Annäherung der Baurechtszinse für im Baurecht vergebene Grundstücke im Finanzvermögen an das  

 
3 nein Marktpreisniveau der Grundstücke 

      1 leer           
F1 38 ja Verringerung der Zahl der Schulklassen durch Flexibilisierung der Grenzen der Schulkreise 

 
 

1 nein 
      1 leer           

G3 35 ja Verringerung der Entlöhnung für die Erteilung des Instrumentalunterrichts, der von der Stadt Aarau freiwillig 

 
3 nein angeboten wird 

      2 leer           
H1 36 ja Einführung von Betriebsferien in den FuSTA-Angeboten 

   
 

2 nein 
    

 
2 leer 

    H2 36 ja Verringerung der täglichen Öffnungszeiten der Kitas       

 
2 nein 

      2 leer           
L1 38 ja Optimierung Personalstruktur Steuerverwaltung 

   
 

0 nein 
    

 
2 leer 

    L2 37 ja Verkürzung der Öffnungszeiten der Steuerverwaltung       

 
1 nein 

      2 leer           
L3 38 ja Kanalisierung der Telefonanrufe (Steuerverwaltung) 

   
 

0 nein 
    

 
2 leer 

    L4 38 ja Standardisierung der Ablauforganisation - Verstärkte Führung durch Zielvorgaben (Steuerverwaltung) 

 
0 nein 

      2 leer           
L5 38 ja Reduktion der Veranlagungsrückstände (Steuerverwaltung) 

  
 

0 nein 
    

 
2 leer 

    N1ter 34 ja Verringerung der Sitzungsgelder des Einwohnerrates       

 
4 nein 

      2 leer           
N2 36 ja Verringerung der Repräsentationskosten des Einwohnerrates 

  
 

2 nein 
      2 leer           

N3 36 ja Verzicht der Stadt auf Mitgliedschaft in gewissen Verbänden     

 
2 nein 

      2 leer           
N4 39 ja Reduktion Ehrenausgaben des Stadtrates 

   
 

0 nein 
    

 
1 leer 
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N5 38 ja Reduktion der Leistungen für die Städtepartnerschaften       

 
1 nein 

      1 leer           
N6/14 39 ja Reduktion der Kosten der Stadt für gesetzliche Publikationen 

  
 

0 nein 
    

 
1 leer 

    N8 36 ja Verzicht auf Personalausflug         

 
2 nein 

      2 leer           
N9 37 ja Reduktion der Zahl der Gäste, die anlässlich des Maienzugs zum unentgeltlichen Bankett eingeladen werden 

 
0 nein 

    
 

3 leer 
    N10 39 ja Reduktion der Finanzierung für das Aufhängen von Maienzugsprüchen     

 
0 nein 

      1 leer           
N11 37 ja Verzicht auf die Finanzierung der Zeltanlage Riviera im Rahmen des Maienzuges 

 
 

2 nein 
    

 
1 leer 

    N12 38 ja Reduktion der Ausgaben für den Neujahrsempfang       

 
1 nein 

      1 leer           
N13 38 ja Reduktion der Anlässe für Neuzugezogene 

   
 

1 nein 
      1 leer           

N16 38 ja Reduktion der städtischen Beiträge an Institutionen aus dem Sportbereich     

 
1 nein 

      1 leer           
N17 36 ja Verzicht auf Finanzierung KEBA-Besuch der Schulen 

   
 

2 nein 
    

 
2 leer 

    N18 36 ja Verringerung des Nettoaufwandes für die Kadettenmusik     

 
3 nein 

      1 leer           
N23 36 ja Konzentration der Ausgabe der Tagesparkbewilligungen an einem einzigen Standort 

 
 

2 nein 
    

 
2 leer 

    N24 39 ja Verringerung der Honorare für Planungen und Projektierungen durch eine selektivere Vergabe von Aufträgen 

 
0 nein 

      1 leer           
N25 35 ja Verzicht auf Erreichen des Energiestadt-Labels "Gold" 

   
 

3 nein 
    

 
2 leer 

    N26 33 ja Verringerung der Honorare für Umweltprojekte sowie der Ausgaben für spezielle Aktionen und Veranstaltungen 

 
6 nein im Umweltbereich 

      1 leer           
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N27 38 ja Verringerung des Nettoaufwandes für die öffentliche Beleuchtung durch Ersatz der QUECKSILBERdampflampen 

 
0 nein und Verringerung der Lichtstärke in gewissen Nachtstunden 

 
2 leer 

    N27ter 36 ja Verringerung des Nettoaufwandes für die öffentliche Beleuchtung durch Ersatz der NATRIUMdampflampen 

 
3 nein und Verringerung der Lichtstärke in gewissen Nachtstunden 

  1 leer           
N28 37 ja Reduktion der Finanzierung der Weihnachtsbeleuchtung in der Innenstadt durch die Stadt  

 
 

2 nein 
      1 leer           

N29 38 ja Reduktion des Standards bei der Bepflanzung und Pflege der Grünanlagen     

 
1 nein 

      1 leer           
N30 37 ja Reduktion der öffentlichen WC-Anlagen in der Stadt 

   
 

1 nein 
    

 
2 leer 

    N31 34 ja Verkürzung der Saisondauer des Freibades Schachen bzw. Absenken der garantierten Wassertemperatur 

 
5 nein im Freibad Schachen 

      1 leer           
N32 38 ja Anpassung Verrechnungssätze der Einwohnergemeinde       

 
0 nein 

      2 leer           
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Traktandum 4 
 

GV 2014 - 2017 / 126 
 

47. Kreditabrechnung Binzenhofbach; Versickerung / Retention 
 

 
Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Mit Datum vom 16. März 2015 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Binzenhofbach, Versickerung / Retention". Sie 
schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von  Fr. 450'000.00 mit Bruttoanlagekosten von 
Fr. 494'051.85 ab. Es resultiert somit eine Kreditüberschreitung von Fr. 44'051.85 oder 
9,79 %.  
 
Die Kreditabrechnung lag der FGPK an der Sitzung vom 2. Juni 2015 zur Prüfung vor. Sie 
empfiehlt einstimmig die Annahme der Abrechnung und verzichtet auf ein Kommissionsrefe-
rat. Nachdem keine Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur 
 
Abstimmung 
 
Der Einwohnerrat fasst einstimmig folgenden 
 
Beschluss 
 
Der Einwohnerrat genehmigt die Kreditabrechnung "Binzenhofbach, Versickerung / Retenti-
on". 
  
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Refe-
rendum.  
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Danièle Zatti Kuhn, Präsidentin: Wir kommen nun noch zu einer Verabschiedung: Mit 
Schreiben vom 30. Mai 2015 hat uns Irene Bugmann Oelhafen ihren Rücktritt aus dem Ein-
wohnerrat Aarau per Ende Juni 2015 aus gesundheitlichen und familiären Gründen angekün-
digt. Irene Bugmann Oelhafen lässt uns wissen, dass sie die Zeit im Einwohnerrat als sehr 
spannend und lehrreich erlebt hat und sie ihr gezeigt habe, dass man in dieser Stadt etwas be-
wegen könne, wenn man sich die Zeit nimmt und wirklich will. Sie wünscht allen weiterhin 
viel Engagement und Freude bei der Arbeit für diese Stadt. Irene Bugmann Oelhafen war seit 
dem Jahr 2011 Mitglied des Einwohnerrates und bis Ende 2013 in der FGPK. Sie hat in ihrer 
Zeit vier Anfragen und zwei Motionen eingereicht, und zwar alle zu den Themen Schule und 
Tagesstrukturen. Man sieht da, wofür ihr Herz geschlagen hat oder immer noch schlägt. Wir 
danken Irene Bugmann Oelhafen für ihr grosses Engagement für unsere Stadt, sicher auch für 
den Stadtteil Rohr und den Einwohnerrat und wünschen ihr von ganzem Herzen alles Gute, 
ganz gute Genesung und gute Gesundheit für die Zukunft.  
 
Somit sind wir am Schluss der heutigen Sitzung angelangt. Die nächste Sitzung findet am 24. 
August statt. Vorher haben wir ja noch den Maienzug und den Maienzug-Vorabend. Ich hof-
fe, dass möglichst viele von Ihnen am Maienzug mitlaufen und natürlich auch am traditionel-
len Maienzug-Vorabend-Apéro teilnehmen werden, auch wenn dieser vielleicht in diesem 
Jahr ohne Livemusik stattfindet. Die Einladung dazu kommt noch. Vielen Dank für das enga-
gierte Mitdiskutieren, einen schönen Abend und kommen Sie gut nach Hause.          
 
Schluss der Sitzung: 23.45 Uhr    
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